ANLAGE 5

Begriindung nach § 9 Absatz 8 Baugesetzbuch (BauGB)
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf Nr. 674351/02
Campus Kartause (Kartdauserwall 24b) in Koln-Altstadt/Sid

1 Anlass und Ziel der Planung

Der Evangelische Kirchenverband Kéln und Region (Vorhabentrager) beabsichtigt auf dem
6.017 m? groRen Grundstlick die bestehenden Bildungseinrichtungen zu erweitern und um
die Nutzungen Wohnen, Verwaltung, Gastronomie und ggf. einen untergeordneten Gewerbe-
anteil zu erganzen.

In dem Bestandsgebaude am Kartauserwall 24b befinden sich heute die Melanchthon-Aka-
demie, das Jugendpfarramt und die Familienbildungsstatte. Sie sind in einem aus den
1960er Jahren stammenden Gebaude untergebracht, das nicht mehr den aktuellen Rauman-
forderungen der Nutzerinnen und Nutzer entspricht und nur im Erdgeschoss barrierefrei zu-
ganglich ist. Erste Untersuchungen zu Umbaumaoglichkeiten des Bestandsgebaudes erga-
ben, dass sich eine bedarfsgerechte Weiternutzung nur mit einem sehr hohen wirtschaftli-
chen Aufwand realisieren lie3e. Aus diesem Grund sollen durch Abriss und Neubau Voraus-
setzungen geschaffen werden, die heutigen und kinftigen Ansprichen an Bildungsarbeit ge-
ndgen. Alle Bildungseinrichtungen des Evangelischen Kirchenverbandes Koln und Region
sollen auf dem Grundstick in einem Neubau, dem sogenannten ,Haus der Bildung®, rdum-
lich zusammengelegt werden und ihre Zusammenarbeit auch mit weiteren Bildungseinrich-
tungen verstarken.

Zudem sollen durch eine Verlagerung der oberirdischen Parkplatze in eine Tiefgarage und
Nachverdichtung des Grundstticks in weiteren Gebaudeteilen unter anderem Wohnungen,
Studierendenappartements in Form eines Studierendenwohnheims, Bliros des Evangeli-
schen Verwaltungsverbandes Koln-Nord, Gastronomie- und ggf. weitere Gewerbeflachen
entstehen. Ziel ist es, den Raum zwischen Kartauserwall und Kartausergasse zu einem ein-
ladenden, lebendigen und offenen Ort fir Lernen, Arbeiten, Wohnen und Leben zu entwi-
ckeln. Die neu entstehenden Freibereiche sollen mit Aufenthalts- und Spielmdéglichkeiten ge-
staltet werden.

Fur die Planung des Bauvorhabens hat der Vorhabentrager in enger Abstimmung mit dem
Stadtplanungsamt der Stadt KoIn im Fruhjahr 2019 eine Mehrfachbeauftragung mit sieben
Architekturbiros durchgefiihrt. Der Entwurf des Bliros Kaspar Kraemer Architekten GmbH
wurde mit dem ersten Rang ausgezeichnet und soll umgesetzt werden.

Die Bezirksvertretung Innenstadt und der Stadtentwicklungsausschuss wurden Gber die ge-
plante Durchfiihrung der Mehrfachbeauftragung unter Beifligung der gekirzten Aufgaben-
stellung und Uber ihr Ergebnis jeweils im Rahmen einer Mitteilung informiert.

Da das Bauvorhaben nicht den Festsetzungen des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr.
67435/04 von 1964 entspricht, ist die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich.

2 Verfahren

Der Bebauungsplan soll als vorhabenbezogener Bebauungsplan gemaf § 12 BauGB unter
Anwendung des beschleunigten Verfahrens (Bebauungsplan der Innenentwicklung gemaf §
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13a Baugesetzbuch) aufgestellt werden. Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans wird gemaR § 12 Absatz 3 Satz 1 BauGB der Vorhaben- und ErschlieRungsplan.

Die Aufstellung gemaf § 13a Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) ist méglich, da der Bebau-
ungsplan fir die Nachverdichtung aufgestellt wird und weniger als 20.000 m? Grundflache
gemal § 19 Absatz 2 Baunutzungsverordnung festsetzt (6.017 m? Grundstlcksgrofie). Es
werden auch keine Bebauungsplane im engeren sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zu-
sammenhang aufgestellt, deren Grundflache nach § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 BauGB
mitzurechnen ware. Zudem werden nicht die Zulassigkeit von UVP-pflichtigen Vorhaben und
keine Beeintrachtigung von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung oder europaische
Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes begriindet (§ 13a Absatz 1
Satz 4 und 5 BauGB). Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte daflir, dass im Sinne des §
13a Absatz 1 Satz 5 BauGB bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der
Auswirkungen von schweren Unfallen nach § 50 Absatz 1 BImSchG zu beachten sind.

Da der Bebauungsplan die oben genannten Kriterien erflllt, kdnnen die Verfahrenserleichte-
rungen des § 13a Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 BauGB in Anspruch genommen werden. Es
kann abgesehen werden von:

— der Umweltprifung nach § 2 Absatz 4 BauGB,

dem Umweltbericht nach § 2a BauGB,

der zusammenfassenden Erklarung nach § 10a Absatz 1 BauGB und
dem Monitoring nach § 4c BauGB.

Die auf Grund der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans zu erwartenden
Eingriffe gelten gemaf § 13a Absatz 2 Nummer 4 in Verbindung mit § 1a Absatz 3 Satz 6
BauGB als bereits erfolgt beziehungsweise zulassig. Gleichwohl werden die relevanten Um-
weltbelange im weiteren Verfahren umfassend untersucht und in die Abwagung eingestellt.

Das Kooperative Baulandmodell in der Fassung von 2017 ist anzuwenden.

Der Evangelische Kirchenverband Kéln und Region hat am 13.09.2019 einen Antrag auf Ein-
leitung eines Bebauungsplanverfahrens geman § 12 BauGB gestellt, um die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen zur Realisierung des Vorhabens zu schaffen.

Der Stadtentwicklungsausschuss hat am 05.12.2019 die Einleitung des Verfahrens zur Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemaR § 12 BauGB in Anwendung des
beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB — Arbeitstitel: "Campus Kartause (Kartauser-
wall 24b)" in KéIn-Altstadt/Siid — und die Durchfiihrung der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteili-
gung nach § 3 Absatz 1 BauGB (nach Modell 2: Versammlung) beschlossen (Vorlagen-Num-
mer 3589/2019). Grundlage war das in der Mehrfachbeauftragung zur weiteren Umsetzung
empfohlene stadtebauliche Planungskonzept des Bliros Kaspar Kraemer Architekten GmbH.

Die frihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4
Absatz 1 BauGB hat in der Zeit vom 29.11.2019 bis 07.01.2020 stattgefunden.

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB fand im Zeitraum vom 24.
Juni bis zum 8. Juli 2020 statt. Aufgrund der Corona-SicherheitsmalRnahmen wurde die
Abendveranstaltung am 24.06.2020 als Echtzeit-Online-Dialog durchgefihrt. Fragen und An-
regungen konnten live per Chat eingereicht werden. Die Veranstaltung ist in einer Nieder-
schrift dokumentiert. Zudem hing das stadtebauliche Planungskonzept im Stadthaus vom 24.
Juni bis zum 8. Juli 2020 aus. Schriftliche Stellungnahmen konnten im Zeitraum der Beteili-
gung bis zum 8. Juli 2020 einschlief3lich abgegeben werden. Im Rahmen dieser Beteiligung
sind zehn Stellungnahmen eingegangen.

In den Stellungnahmen wurden insbesondere Bedenken hinsichtlich der geplanten Eingriffe
in den Baumbestand und die bestehenden Grunflachen geaduliert. Zudem werden negative
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Auswirkungen auf Umwelt und Klima sowie auf die Wohnqualitat der Anwohner*innen durch
zusatzliche Flachenversiegelungen, Zunahme der Verkehrsbelastungen, Verschattungen so-
wie Larm- und Lichtimmissionen beflrchtet. Eine Reduzierung der Baumasse und der Ge-
baudehohen wurde angeregt.

Bereits Ende 2019 und vor Durchfiihrung der friinzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung hat sich
eine Anwohner*innen-Initiative gegriindet, die sich mit mehreren Schreiben an Politik und
Verwaltung gerichtet hat. Bis zum 30.09.2020 wurden insgesamt 937 (nach eigenen Anga-
ben der Initiative) Unterschriften gegen das Bauvorhaben und flir den Erhalt von Griin- und
Freiflachen im Severinsviertel gesammelt und weitergeleitet.

Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Stadt KoIn hat in seiner Sitzung am
11.03.2021 den Beschluss uber die Vorgaben zur Ausarbeitung des Bebauungsplan-Entwur-
fes auf Grundlage des fortgeschriebenen stadtebaulichen Entwurfs gefasst.

Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Absatz 2
BauGB hat in der Zeit vom 11.11.2021 bis 21.12.2021 stattgefunden. Weitere Stellungnah-
men ohne Bedenken wurden von Behdrden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange im
Rahmen der o6ffentlichen Auslegung geman § 3 Absatz 2 BauGB eingereicht.

Die offentliche Auslegung gemal § 3 Absatz 2 BauGB wurde am 25.05.2022 im Amtsblatt
der Stadt KoIn bekannt gemacht und im Stadtplanungsamt (Stadthaus Deutz) vom
03.06.2022 bis zum 04.07.2022 durchgeflihrt. Im Zeitraum der Beteiligung sind sieben Stel-
lungnahmen gegen die Planung eingegangen. Die vorgebrachten Bedenken greifen im We-
sentlichen die Themen aus der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung auf.

3 Erlauterungen zum Plangebiet

3.1 Abgrenzung des Plangebiets

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ,Campus Kartause (Kartauserwall
24b)“ befindet sich im linksrheinischen Kélner Stadtbezirk Innenstadt im Stadtteil Altstadt
Sud. Es wird im Norden durch die Kartdusergasse und das Grundstlick der Evangelischen
Kirchengemeinde Kdln, im Siiden durch den Kartauserwall begrenzt. Die 6stliche Grenze
wird von der ruckseitigen Bebauung der Gebaude am Kartauserhof bzw. den Grenzmauern
gebildet. Im Westen grenzt das Plangebiet an das Grundstiick des Senioren- und Pflege-
heims des Clara-Elisen-Stifts. Das Plangebiet umfasst das Flurstick 114, Flur 13 der Gemar-
kung KéIn. Es hat eine GroRe von 6.017 m? (siehe Anlage 1 Ubersichtsplan).

Entlang der ndrdlichen und éstlichen Grundstiicksgrenze verlauft eine denkmalgeschitzte
Einfriedungsmauer des ehemaligen Kartauserklosters. Zur Herstellung einer neuen Ful3-
wegeverbindung muss eine Offnung in der Mauer angelegt werden, die nach Abstimmung
mit den Fachdienststellen innerhalb des Plangebietes vorgenommen werden kann.

3.2 Historische Entwicklung

Das Plangebiet liegt innerhalb der mittelalterlichen Stadterweiterung von 1180. Die mittelal-
terliche Stadtmauer, die ab 1881 fiir die Anlage der Neustadt bis auf wenige Relikte wie die
nahe gelegene Ulrepforte geschleift wurde, verlief auf der Stidseite der Stralle Kartauserwall.

Das Grundstlick ist Teil des Immunitatsbezirks des ehemaligen mittelalterlichen Kartauser-
klosters St. Barbara. Das 1334 vom Kolner Erzbischof Walram von Jilich gestiftete Kloster
wurde 1338 fertiggestellt und entwickelte sich zu einer bedeutenden kirchlichen Institution
des mittelalterlichen Kdlns. Im 14. und 15. Jahrhundert wurde die Klosteranlage um einen
grofden, von einem Umgang mit Klostergebauden eingefassten Kreuzhof, das sogenannte
,groe Galilea“ erweitert. Ein Teilbereich dieses Baukomplexes reicht in die nordwestliche
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Ecke des Plangebiets. Die genaue Bebauung des Klosters ist aufgrund fehlender exakter
Plangrundlagen derzeit nur ungefahr zu verorten.

Nach Auflésung des Klosters im Jahr 1794, unmittelbar nach der Besetzung Kdlns durch
franzosische Truppen, ging das Gelande 1816 an den preuBischen Militarfiskus Uber. Im
Rahmen der militdrischen Umnutzung als Garnisonslazarett und Artilleriedepot erfolgten auf
dem Gelande umfangreiche Um- und Neubaumafinahmen, die mit dem teilweisen Abbruch
der ehemaligen Klosterbebauung einherging. Im Plangebiet wurden die letzten Klosterbauten
nach 1827 abgebrochen. Der Abbruch der letzten Bauten aus der militarischen Nutzungs-
phase erfolgte im Zuge der Neubebauung des Grundstlicks Anfang der 1960er Jahre.

3.3 Vorhandene Struktur

Plangebiet
Zurzeit ist das Grundstlick im westlichen Teil mit einem dreigeschossigen Gebaude mit aus-

gebautem Satteldach bebaut. Entlang der Westfassade ist das Gelande um ein Geschoss
abgebodscht, um eine naturliche Belichtung des Untergeschosses zu ermdglichen.

Das Gebaude wurde Anfang der 1960er fir die Amter und Einrichtungen des damaligen
Evangelischen Stadtkirchenverbandes Koln und heutigen Evangelischen Kirchenverbandes
Koéln und Region errichtet. Derzeit sind drei Bildungseinrichtungen in dem Gebaude mit je-
weils eigenen Raumen untergebracht, die Melanchthon-Akademie, das Evangelische Ju-
gendpfarramt und die Evangelische Familienbildungsstatte. Das Gebaude wird Uberplant.

Entlang der dstlichen Grundstiicksgrenze befanden sich bei Einleitung des Bebauungsplan-
verfahrens eingeschossige Gebaude, die als Garagen bzw. als Hausmeisterwohnung ge-
nutzt wurden. Der Abbruch dieser Gebaudeteile wurde der Bauaufsicht angezeigt und ist be-
reits erfolgt, um frihzeitig Kenntnisse Uber den Zustand der dahinter liegenden denkmalge-
schutzten Mauer zu erlangen.

Die sudlich gelegenen, teils befestigten Freiflachen am Kartduserwall dienen der ful3laufigen
ErschlieRung der Bestandsgebaude. Uber eine Zufahrt vom Kartauserwall werden die oberir-
dischen Pkw-Stellplatze, Stellplatze fur Motorrader sowie die Fahrradabstellanlagen erreicht.
Im noérdlichen Grundstiicksbereich liegt eine baumbestandene, private Grunflache. Insge-
samt befinden sich auf dem Grundstiick 19 geschitzte Baume sowie 20 weitere Baume.

Umgebung
Das Plangebiet liegt in der sudlichen Kdlner Altstadt, am Rande des Severinsviertels. Sever-

instrale und Chlodwigplatz sind als zentrale Geschaftsbereiche des Viertels mit zahlreichen
Angeboten im Bereich Versorgung, Freizeit und Gastronomie ful3laufig vom Plangebiet aus
erreichbar.

Die 6stlich angrenzende Umgebung wie auch der Kartduserhof sind durch eine geschlos-
sene drei- bis viergeschossige Blockrandbebauung mit Satteldach und ausgebauten Dach-
geschossen gepragt. Vorwiegend werden die Gebaude zum Wohnen genutzt; in den Erdge-
schossen befinden sich teilweise Einzelhandels-, Gastronomie- und Dienstleistungsnutzun-
gen. Entlang der 6stlichen Grundstlicksgrenze liegen im rickwartigen Bereich der Blockrand-
bebauung Kartduserhof fast durchgangig ein- bis dreigeschossige Anbauten, die zum Teil als
Wohnungen zum Teil gewerblich genutzt werden.

Die Blockrandstruktur des Viertels wird ndrdlich der Kartausergasse durch die groBmalstab-
lichen Gebaude des Krankenhauses der Augustinerinnen Koéln aufgebrochen. Die teilweise
bis zu acht-geschossigen Gebaudeteile sind von der Stral’enflucht zurlickversetzt angeord-
net. An der Kartdusergasse, gegenuber des Plangebiets, umschliel3t das Krankenhaus eine
Aufweitung, die als Parkplatz genutzt wird.



Der ndrdlich bzw. nordwestlich des Plangebiets gelegene Bereich an der Kartausergasse
wird ausgehend vom historischen Bauensemble aus Kartauserkirche und Kartause (Kartau-
serkloster) von einer Uberwiegend zweigeschossigen Bebauungsstruktur gepragt, die ortho-
gonal in Nord-Sud-Richtung orientiert ist. In den Gebauden befindet sich der Evangelische
Kirchenverband sowie das Familienzentrum Kartause mit einer Kindertageseinrichtung und
Spielflachen im Auflenbereich. Die Erschliefung der Gebaude erfolgt nicht direkt Uber die
angrenzenden Stralen, sondern Uber Hofe oder Wege, die in die Tiefe der Grundstlicke flih-
ren. Grol3e Teile dieses Bereiches sind von einer denkmalgeschuitzten Backsteinmauer um-
geben. Die Freiflachen verfiigen Gber einen alten Baumbestand.

Westlich des Plangebiets setzt die Bebauung entlang des Kartduserwalls diese orthogonal
organisierte Struktur im Kontrast zu der dstlichen Blockrandbebauung fort. Unmittelbar an-
grenzend an das Grundstlck befinden sich das zweigeschossige Clara-Elisen-Stift, daneben
eine viergeschossige Wohnbebauung sowie das dreigeschossige Blrogebaude der Deut-
schen Telekom AG, das an die Ulrichgasse grenzt.

Sidlich des Plangebiets existiert entlang des Sachsenrings eine drei- bis viergeschossige,
Uberwiegend geschlossene Wohnbebauung mit vereinzelten gewerblich genutzten Einheiten
im Erdgeschoss. Die Gebaude werden vom Sachsenring erschlossen. Zum Kartduserwall
sind die Grundstlicke mit ein- bis zweigeschossigen Gebauden (Raume fir Dienstleistungen,
Veranstaltungen und Garagen) bebaut. Die Bebauung endet vor der Ulrepforte (mittelalterli-
ches Stadsttor), die an der Kreuzung mit der Ulrichgasse liegt.

Entlang des Sachsenrings verlauft eine teilweise parkartige Griinflache zwischen der
Brunostrafl’e und der Waisenhausgasse.

3.4 ErschlieBung

Motorisierter Individualverkehr (MIV)

Das Plangebiet ist derzeit Uiber den Kartauserwall erschlossen, der als Einbahnstrale mit
Fahrtrichtung zur Ulrichgasse in Richtung Nord-West fir den motorisierten Individualverkehr
(MIV) Uber den Sachsenring und Kartauserhof erreicht wird. Der Anschluss an die tberge-
ordnete ErschlieBung ist Gber den Sachsenring (Teil des Kdlner Ringstral3ensystems) und
die Ulrichgasse (Nord-Sud-Fahrt) gewahrleistet.

Zudem grenzt das Grundstlick im Norden an die Kartdusergasse. Diese Anbindungsmaoglich-
keit des Grundstucks wird derzeit nicht genutzt. Alle auf dem Grundstiick bestehenden Stell-
platze fir Pkw, Mopeds und Fahrrader werden tber den Kartduserwall angefahren. Offentli-

che Parkplatze sind als Langsparkplatze entlang des Kartduserwalls angeordnet.

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)

Das Grundstlick ist Uber die Stadtbahnhaltestellen Ulrepforte, Kartduserhof und Chlodwig-
platz der Kdlner Verkehrsbetriebe KVB gut an das Verkehrsnetz des OPNV angebunden. Es
bestehen Anschlisse an die Linie 15 in Fahrtrichtung Ubierring bzw. Chorweiler, an die Linie
16 mit Fahrtrichtungen Koéln-Niehl iber Hauptbahnhof bzw. Bonn-Bad Godesberg iber Wes-
seling und an die Linie 17 mit Fahrtrichtung Severinstralle bzw. KéIn-Sirth. Die Haltestellen
liegen in circa 300 m bzw. 500 m Entfernung und sind fulRlaufig erreichbar.

Nach Fertigstellung der geplanten Nord-Sid-Stadtbahn wird sich die Anbindung an den
Hauptbahnhof und in Richtung Norden noch verbessern. Uber die Haltestelle Severinstrake
sind zudem die Linien 3 und 4 erreichbar, die zwischen Bocklemund und Thielenbruch bzw.
Schlebusch verkehren.

Die Buslinien 132 und 106 mit Haltestellen in der Severinstrale erganzen das Netz. Sie ver-
kehren zwischen Marienburg bzw. Meschenich und Hauptbahnhof.
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FuB- und Radverkehr

Im direkten Umfeld des Plangebiets (Kartduserwall, Kartduserhof und Kartdusergasse) wird
der Radverkehr unmarkiert auf der Stra3e gefiihrt. Die Einbahnstra3en sind durchgangig fur
den Radverkehr in Gegenrichtung gedéffnet und ermdéglichen somit direkte Wegeverbindun-
gen in alle Richtungen.

Sachsenring und Kartauserwall sind Bestandteil des Radverkehrsnetzes. Gemaf} dem Be-
schluss des Verkehrsausschusses vom 14.06.2016 zum Radverkehrskonzept Innenstadt soll
der Kartauserwall als Fahrradstral’e ausgebaut werden. Aktuell ist bereits der westliche Ab-
schnitt des Kartduserwalls (westlich der Ulrichgasse) als FahrradstralRe ausgewiesen. Die
Umsetzung des dstlichen Abschnitts des Kartauserwalls zur Fahrradstral3e auf Hohe des
Vorhabens soll zukinftig erfolgen. Eine Freigabe fur den Kfz-Verkehr ist auch bei einer Aus-
weisung als FahrradstraRe moglich. Notwendige gestalterische Anpassungen des Strallen-
raumes (z.B. in Bezug auf das Langsparken am Fahrbahnrand) liegen in der Verantwortung
der Stadt Koln und sind weitestgehend unabhangig von der Realisierung des Vorhabens.

In dem Abschnitt zwischen Ulrichgasse und Kartauserhof gibt es fir den Rad- und Fuldgan-
gerverkehr keine zusatzlichen Verbindungen zwischen Kartduserwall und Kartdusergasse.

Ver- und Entsorgung

Alle fir die Erschliefung des Grundstiicks notwendigen Leitungen wie Wasser, Strom, Gas,
Fernwarme und Telekommunikation sind in den an das Grundstiick angrenzenden Stralen
Kartauserwall und Kartausergasse vorhanden. Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets
wird an das bestehende Netz angeschlossen.

3.5 Alternativstandorte

Das Grundstick am Kartauserwall befindet sich im Eigentum des Evangelischen Kirchenver-
bands Koéln und Region. Es liegt in einer innerstadtischen, gut erschlossenen Lage in der
Nahe zu den Versorgungsinfrastrukturen in der Severinstra’e. Auf dem Plangebiet befinden
sich bereits heute Bildungseinrichtungen der Evangelischen Kirche. Da die derzeitigen Be-
standsgebaude nicht fiir eine langfristig angelegte Bildungsarbeit geeignet sind, sollen die
Bildungseinrichtungen in einem Neubau auf dem bisherigen Grundstuck errichtet werden.
Ein Veranstaltungsraum fir maximal 140 Personen soll das bestehende Angebot erganzen.
Dieser war bereits in dem rechtskraftigen Bebauungsplan durch ein Baufenster gesichert,
wurde jedoch nicht umgesetzt. Mit der Realisierung des Vorhabens soll dieser Bedarf nun
auf dem Grundstuck gedeckt und durch ein gastronomisches Angebot erganzt werden. Zu-
dem ist geplant, Buroraume des Evangelischen Verwaltungsverbandes Koln-Nord an den
Standort zu verlegen, um Synergieeffekte auch zu den umliegenden kirchlichen Einrichtun-
gen zu nutzen. Insbesondere in der zweiten Bauphase soll auf den freiwerdenden Flachen
des vorhandenen Gebaudes durch Nachverdichtung ein Beitrag zur Deckung des dringend
bendtigten Wohnraums geleistet werden.

Da der Vorhabentrager nicht Gber ein vergleichbares alternatives Grundstiick in rAumlicher
Nahe verfligt, kann das Vorhaben nicht an einem Alternativstandort realisiert werden.

Zudem ist das Vorhaben im Sinne einer funktionsgemischten Stadtentwicklung und ent-
spricht dem raumplanerischen Grundsatz der Innenentwicklung. Insbesondere die Mobilisie-
rung der Flachen fur den Wohnungsbau entspricht den Zielen des "Stadtentwicklungskon-
zept Wohnen". Aufgrund der guten Verkehrsanbindung der bestehenden Einrichtungen und
der integrierten Lage eignet sich der Standort sehr gut fiir die geplante Nutzung. Gleichwohl
sind die Belange des Umweltschutzes zu erfassen, zu bewerten und mit in die Abwagung
einzustellen, soweit sie im Rahmen der Bauleitplanung voraussichtlich berihrt werden.
Dadurch sollen negative Auswirkungen auf die Schutzgtter vermieden werden.



3.6 Planungsrechtliche Situation

Die Flache liegt im Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 67435/04 der
Stadt KéIn aus dem Jahr 1964. Der Bebauungsplan setzt fir das Plangebiet sowie die nord-
westlich angrenzenden Grundstlicke als Art der Nutzung Gemeinbedarf (Kirchengrundsttick)
fest.

Das auf dem Grundstlick zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans bereits vorhan-
dene dreigeschossige Bildungszentrum inklusive eingeschossiger Grenzbebauung zum Kar-
tauserhof ist Uber Baufenster gesichert. Ein neues, tber Baulinien festgesetztes Baufenster
ermoglicht einen eingeschossigen Anbau im nérdlichen Grundstlicksbereich, der bis heute
nicht realisiert wurde. Die eingeschossigen Bestandsgebaude im Sid-Osten des Grund-
stiicks, die sich zur Zeit der Planaufstellung auf dem Grundstlick befanden, wurden inzwi-
schen abgerissen und die entstandene Flache wird heute als Parkplatzflache genutzt.

Die nach Bebauungsplan zulassige Bebauung entspricht nicht mehr dem heutigen Bedarf
der Bildungsstatten. Zudem widersprechen die geplanten erganzenden Nutzungen wie z. B.
Wohnen den Festsetzungen des rechtskraftigen Bebauungsplans. Aus diesem Grund stellte
der Vorhabentrager den Antrag auf Einleitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

Der rechtskraftige Bebauungsplan 67435/04 wird im Geltungsbereich des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans Uberplant und tritt insoweit mit der Rechtsverbindlichkeit des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans auler Kraft (siehe Hinweis zu Rechtsfolgen in den textlichen
Festsetzungen).

Ostlich grenzt das Plangebiet an den rechtskréaftigen Bebauungsplan Nr. 6743/45 der Stadt
Koéln aus dem Jahr 1995, zuletzt erganzt im Jahr 2017. Auf den an das Plangebiet angren-
zenden Grundstlicken ist ein besonderes Wohngebiet mit drei bis vier Vollgeschossen fest-
gesetzt. Die Uberbaubaren Grundstucksflachen sind strallenseitig Uber Baulinien definiert.
Zum Innenhof erfolgt die Festsetzung Uber Baulinien im Bereich des Kartduserwalls und
Baugrenzen im Bereich der Kartdusergasse und des Kartduserhofs. Die eingeschossigen
Anbauten an die gemeinsame Grundstlicksgrenze sind mehrheitlich nicht Gber Baufenster
gesichert, ausgenommen sind die mehrgeschossigen Anbauten, fir die teilweise Uberbau-
bare Grundstlicksflachen festgesetzt sind. Entlang der gemeinsamen Grundstlicksgrenze ist
die Bestandsmauer als Denkmal nachrichtlich eingetragen. Ebenso sind die denkmalge-
schitzten Gebaude entlang des Kartduserwalls und des Kartduserhofs als Denkmaler nach-
richtlich in den Plan GUbernommen.

4 Planungsvorgaben

4.1 Regionalplan
Der Regionalplan fur den Regierungsbezirk KéIn, Teilabschnitt Region Kdln stellt das Plan-
gebiet als Allgemeinen Siedlungsbereich dar.

4.2 Flachennutzungsplan

Im Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Kdin ist das Plangebiet als besonderes Wohnge-
biet dargestellt. Besondere Wohngebiete dienen dem Wohnen mit der Besonderheit, dass
neben der Wohnbebauung Gewerbebetriebe und andere Nutzungen vorhanden sind, das
Wohnen aber erhalten und entwickelt werden soll. Die Planung entspricht den Darstellungen
des FNP.

4.3 Landschaftsplan

Der Landschaftsplan der Stadt Koln trifft keine Festsetzungen fir das Plangebiet. Der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans wird jedoch Uberlagert vom Entwicklungsziel 6 des Land-
schaftsplans der Stadt Kdln: ,Ausstattung der Landschaft fur Zwecke des Immissionsschut-
zes oder zu Verbesserung des Klimas®. Die Flachen des Entwicklungsziel 6 beinhalten u.a.
Gebiete, die im Luftreinhalteplan fur die Stadt KoIn dargestellt sind. Der Landschaftsplan ist
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1991 rechtskraftig geworden. Die Messungen des Luftreinhalteplans, auf denen die Darstel-
lungen des Entwicklungsziels basieren, stammen aus dem Zeitraum 1982 bis 1986.

Laut Landesnaturschutzgesetz NRW erstreckt sich ,der Geltungsbereich des Landschafts-
plans... auf den Aulienbereich im Sinne des Bauplanungsrechts® (§ 7 (1) letzter Satz). Somit
kdénnen sich auch die Entwicklungsziele nur auf den Geltungsbereich des Landschaftsplans
erstrecken und sind im baulichen Innenbereich nicht anzuwenden, es sei denn es sind be-
stimmte Festsetzungen z.B. zu Grun- und Verkehrsflachen betroffen. Dies ist hier nicht der
Fall. Unabhangig davon sieht der Bebauungsplan eine Reihe von Grinmalinahmen vor
(Baumpflanzungen, Dachbegriinung, Fassadenbegriinungen, Brunnen, etc.), die zumindest
teilweise den vorgesehenen Zielen des Landschaftsplans entsprechen.

4.4 Stadtentwicklungskonzept Wohnen

In dem vom Rat der Stadt Kéln am 11.02.2014 beschlossenen Stadtentwicklungskonzept
Wohnen (StEK Wohnen) strebt die Stadt KoIn fir den Betrachtungszeitraum 2010 bis 2029
eine Neubautatigkeit von insgesamt rund 42.550 Wohneinheiten in Mehrfamilienhdusern an.
Hierzu wird das Vorhaben mit circa 42 Wohneinheiten einen Beitrag leisten.

4.5 Hohenkonzept

Am 27.03.2007 hat der Rat der Stadt Koln das ,Hohenkonzept flr die linksrheinische Kdlner
Innenstadt® beschlossen. Das “Héhenkonzept® flie3t als gemeindliche (informelle) Planung
nach § 1 Absatz 6 Nr. 11 BauGB als Belang in die Abwagung ein.

Das Grundstlick liegt im Bereich eines ,Homogenen Baufeldes®, in dem Traufhéhen / Gebau-
dehdhen von bis zu 15 m zulassig sind. Bei der Ausbildung von Satteldachern sind eine ma-
ximale Dachneigung von 45 ° und eine Nutzungsebene im Dachgeschoss und bei Flachda-
chern ein um (mindestens) 2 m zuriickgesetztes Staffelgeschoss von maximal 3,20 m Hohe,
in das alle technischen Aufbauten zu integrieren sind, zuldssig. Sofern Solaranlagen ange-
dacht werden, ist darauf zu achten, dass diese vom StralRenraum mdglichst nicht oder nur
wenig in Erscheinung treten.

Die Hauptbaukdrper halten die Ho6henvorgaben ein, lediglich der ,Campanile® (Treppenturm)
Uberschreitet die Vorgaben um 3,7 m. Der Errichtung eines flaichenmaRig untergeordneten,
jedoch akzentuierenden Hochpunktes wird Vorrang vor der Einhaltung des Héhenkonzepts
eingeraumt. (Siehe auch Kapitel 5 Stadtebauliches Planungskonzept und Kapitel 6.2 Zahl
der Vollgeschosse und Hohe baulicher Anlagen)

4.6 Soziale Erhaltungssatzung

Am 12.12.2019 hat der Rat der Stadt KdIn die Soziale Erhaltungssatzung fur das Severins-
viertel beschlossen. Die Satzung ist am 30.01.2020 in Kraft getreten. Ziel der Sozialen Erhal-
tungssatzung gemaf § 172 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB ist die Erhaltung der Zusammen-
setzung der Wohnbevdlkerung aus besonderen stadtebaulichen Griinden. Das Satzungsge-
biet verlauft entlang der Flurstiicksgrenze zur 6éffentlichen Verkehrsflache Kartauserwall und
entlang der angrenzenden Grundstlicke zum Kartduserhof bzw. teilweise Kartausergasse.
Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist nicht Teil des Satzungsgebie-
tes. Die geplante Nutzung aus Bildung, Wohnen, Verwaltung und Gastronomie entspricht der
gemischten Nutzungsstruktur des Severinsviertels.

4.7 Denkmalschutz

Baudenkmaler

Das Grundstlick, auf dem das Vorhaben realisiert werden soll, ist Teil des ehemaligen Kar-
tauserklosters. Entlang der éstlichen und nérdlichen Grundstlicksgrenze verlauft eine Mauer,
die als ehemalige Umfassungsmauer des Klosterbezirkes eingeordnet wird. Der Teilbereich
an der nérdlichen Grundstlicksgrenze ist unter Kartdusergasse 7 mit der Denkmallistennum-
mer 917 eingetragen, der Teil an der dstlichen Grundstlicksgrenze unter Kartausergasse 9
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mit der Denkmallistennummer 918 aufgefiihrt. Das dstliche Mauerteilstlick ist nach Abriss der
eingeschossigen Gebaudeteile auf dem Plangebiet freigelegt. An der Art des Mauerwerks
kann seine jeweilige Entstehungszeit abgelesen werden. Es besitzt eine hohe Aussagekraft
flr die Geschichte des Kartduserklosters und die bauliche Entwicklung des Severinsviertels.

Der Vorhabentrager hat die denkmalgerechte Restaurierung der dem Baugrundstiick zuge-
wandten, steinsichtigen Maueroberflache und Krone im Weiteren vorbereitet. Hierzu wurde
eine umfangreiche Bestandsaufnahme durchgefihrt und ein Restaurierungskonzept fir die
Gesamtmauer erarbeitet. Derzeit wird unter denkmalpflegerischer Begleitung die Mauer

standsicher saniert. (Siehe auch Kapitel 7.6 Kulturglter)

Nach erneuter Vermessung wurde ersichtlich, dass die Mauer durchgangig grenzstandig ist,
das heift mit einem Anteil in dem Plangebiet und zum anderen Anteil auf den angrenzenden
Grundstuicken der Bebauung Kartauserhof liegt. Die formelle Fortschreibung der Eintragung
der anteiligen Umfassungsmauer auf den angrenzenden Grundstiicken Kartdusergasse 5,
Kartauserhof 7, 9, 11, 13-15, 17, 19, 21, 23, 25, 27, Kartauserwall 24, 24a ist unter der Num-
mer 918 erfolgt und rechtskraftig.

Unmittelbar im Plangebiet sowie an das Plangebiet angrenzend befinden sich die im Folgen-
den nachrichtlich aufgefihrten in die Denkmalliste der Stadt KoIn eingetragenen Bau-

denkmaler.
Denkmal- | Stral3e Haus- Stadt | Bezeichnung Datum Ein- Lage
listen- Nr. teil trag des
nummer Denkmals
918 Kartauser- 59 Alt- ehemaliges Kartduser- | 18.01.1982 |Umfassungs-
gasse stadt | kloster, Umfassungs- mauser antei-
Kartduserhof | 7,9, 11, | -Sid | mauer anteilig lig angren-
13-15, zend bzw.
17,19, Teil des
21, 23, Plangebiets
25,27
Kartauser- 24, 24a
wall
917 Kartauser- 7 Alt- ehemaliges Kartauser- | 18.01.1982 |Umfassungs-
gasse stadt | kloster, ehemalige mauser antei-
-Sud | Kartauserkirche St. lig angren-
Barbara, Umfassungs- zend bzw.
mauer anteilig Teil des
Plangebiets
4280 Kartauser- 5 Alt- Bildnische 30.09.1987 | angrenzend
gasse stadt
-Sud
1342 Kartauserhof | 9 Alt- Wohnhaus mit Hinter- | 09.03.1983 | angrenzend
(mit Hinter- stadt | haus
haus) -Sud
2559 Kartauserhof | 7 Alt- Wohnhaus 23.07.1984 | angrenzend
stadt
-Sud
2558 Kartauserhof | 1a, 1b Alt- Wohn- und Geschéfts- | 23.07.1984 | angrenzend
stadt | haus
-Sud




Denkmal- | Stral’e Haus- Stadt | Bezeichnung Datum Ein- Lage
listen- Nr. teil trag des
nummer Denkmals
2163 Kartauser- 22 Alt- Wohnhaus 23.03.1984 | angrenzend
wall stadt
-Sud
2380 Kartauser- 24, 24a | Alt- Wohnhauser 14.05.1984 | angrenzend
wall stadt
-Sud

Tab. 1: Auszug aus der Denkmalliste der Stadt Kéin

Aufgrund ihrer rdumlichen Nahe von besonderer Bedeutung sind die Baudenkmaler Kartau-
serwall 22, 24 und 24a. Der geplante Anbau wird sich in Kontur und Hohenentwicklung an
das griinderzeitliche Bauensemble anpassen und dessen Trauf- und Firsthéhen nicht tber-
schreiten, so dass eine Beeintrachtigung der Baudenkmaler ausgeschlossen werden kann.
(Siehe auch Kapitel 7.6 Kulturguter)

Bodendenkmaler

Archéologisches Fundgebiet ,mittelalterliches Kartauserkloster*

Aufgrund der historischen Nutzung des Plangebiets besteht eine hohe Erwartung an mittelal-
terlicher und neuzeitlicher Substanz im Boden. Im Sommer 2019 wurde eine archaologische
Sachverhaltsermittlung durch das Rémisch-Germanische Museum (RGM) durchgefuhrt, bei
denen preufische und mittelalterliche Befunde in zwei Bodenschnitten im nérdlichen Teilbe-
reich des Plangebiets nachgewiesen wurden. Von besonderem Interesse sind Teile der mit-
telalterlichen Klosteranlage mit Kreuzgang und den daran anschlieRenden Kammern der
Monche, denen ein hoher Wert beizumessen ist.

Die Realisierung der Planung kann zu einer Zerstorung der archaologischen Funde im Be-
reich der geplanten Bebauung und Unterbauung fuhren. Die im Rahmen des Vorhabens vor-
gesehenen Bodeneingriffe erfordern daher bauvorgreifende archaologische Ausgrabungen.
Auftretende Befunde sollen fir die Zukunft dokumentiert werden.

(Siehe auch Kapitel 7.6 Kulturguter)

4.8 Wasserschutzzone
Das Plangebiet befindet sich im vollen Umfang im geplanten Wasserschutzgebiet Hurth 111 B.

4.9 Kooperatives Baulandmodell (KoopBLM)

Zur Starkung des 6ffentlich geférderten Wohnungsbaus wurde vom Rat der Stadt Kéln am
17.12.2013 das Kooperative Baulandmodell beschlossen und mit Bekanntmachung im Amts-
blatt am 24. Februar 2014 in Kéln eingefihrt. Mit Ratsbeschluss vom 04.04.2017 wurde das
Modell weiterentwickelt und fortgeschrieben. Die aktuelle Fassung ist mit Bekanntmachung
vom 10.05.2017 in Kraft getreten.

Ziel des Modells ist es, sowohl den 6ffentlich geférderten Wohnungsbau und das preiswerte
Wohnungsmarktsegment zu starken, als auch die Vorhabentrager eines Bebauungsplanver-
fahrens an den planbedingten Folgekosten (zum Beispiel Kindertageseinrichtungen, offentli-
che Spielplatze, etc.) zu beteiligen.

Das Modell ist bei allen Vorhaben anzuwenden, flir die eine verbindliche Bauleitplanung Vo-
raussetzung fur die Schaffung von Planungsrecht ist und die (unter anderem) die Schaffung
von Baurecht fir Wohnzwecke zum Ziel haben.

Die Anwenderzustimmung des Vorhabentragers zum Kooperativen Baulandmodell liegt mit
Datum 30.09.2019 vor.

-10 -



Offentlich geférderter Wohnungsbau

Bei Vorhaben, bei denen eine Geschossflache von mindestens 1.800 m? oder mindestens 20
Wohneinheiten entstehen, sind mindestens 30 % der geplanten Geschossflache fir Wohn-
zwecke im offentlich geférderten Wohnungsbau zu errichten.

Der Vorhabentrager verpflichtet sich im Durchfihrungsvertrag tber die Grundsatze des Ko-
operativen Baulandmodells hinaus, mindestens 40 % der Geschossflache Wohnen als for-
derfahigen Wohnraum / &ffentlich geférderten Wohnungsbau zu realisieren. Unabhangig
hiervon beabsichtigt der Vorhabentrager im Falle einer Gewahrung entsprechender Férder-
mittel, den Anteil auf circa 50 % zu erhéhen. Es sollen 6ffentlich geférderte Geschosswoh-
nungen im Baukdrper ,Wohnen / Gewerbe® und 6ffentlich geférderte Studierendenapparte-
ments in einem Studierendenwohnheim im Baukoérper ,Wohnen / Verwaltung® entstehen.

4.10 Soziale Infrastruktur

Kindertageseinrichtungen

Das geplante Wohnangebot richtet sich an unterschiedliche Zielgruppen (Familien, Studie-
rende, Menschen mit besonderen Bedirfnissen, evangelische Kommunitat), fur die jeweils
spezielle Wohntypologien angeboten werden sollen. Aufgrund der geplanten Wohnungstypo-
logien mit einem hohen Anteil an Studierendenappartements und besonderen Wohnformen
wird durch das Vorhaben nur ein geringer Bedarf an Kindergartenplatzen ausgelést. Der pro-
jektbedingte Mehrbedarf im Bereich Kindertageseinrichtung liegt deutlich unterhalb des maf3-
geblichen Schwellenwerts von 50 Betreuungsplatzen und soll abgeldst werden.

Im Plangebiet wird von der Fachverwaltung kein Bedarf flr eine (mindestens 3-gruppige)
Kindertagesstatte gesehen; Raumlichkeiten fir eine Grolitagespflege (U 3) zur Betreuung
von neun Kindern kénnten eingeplant werden. Aufgrund der begrenzten Grundstiicksgrofie
und dem umfassenden Raumprogramm (Neubau fir die vor Ort ansassigen sowie weitere
Bildungseinrichtungen und Nachverdichtung mit Wohnungsbau) sieht der Vorhabentrager
nicht die Mdglichkeit der Integration einer GroRtagespflege fur U 3 Kinder in das geplante
Raumprogramm.

Schulen

Ausgehend davon, dass nur die elf Geschosswohnungen von Familien bezogen werden, ist
bei 2,3 Bewohnern je WE von 1 Schiilerin bzw. Schiiler je Jahrgangsstufe im Primarbereich
auszugehen. Diese kdnnen in einer der umliegenden Schulen aufgenommen werden.

Offentliche Spielplatze
Gemal Kooperativem Baulandmodell ist der durch das Vorhaben ausgeldste Bedarf an 6f-

fentlichen Spielplatzen zu ermitteln und moglichst innerhalb des Plangebiets nachzuweisen.
Es wird davon ausgegangen, dass je Einwohner*in im Plangebiet ein Bedarf von 2 m? 6ffent-
licher Spielplatzflache begriindet wird. Dabei wird von einer Erstbelegungsquote von 2,3 Ein-
wohnern pro Wohneinheit ausgegangen. Die MindestgroéRe eines 6ffentlichen Spielplatzes,
der zweckmalig zu gestalten und zu betreiben ist, liegt bei 500 m2. Unterhalb des Schwel-
lenwerts ist der Mehrbedarf alternativ abzuldsen.

Ausgehend von einer Geschossflache Wohnen von 4.233 m? liegt der durch das Vorhaben
ausgel6ste Bedarf an 6ffentlichen Spielplatzflachen bei circa 216 m? und damit deutlich unter
der geforderten MindestgréRe. Zudem kann im Plangebiet aufgrund der raumlichen Situation
und der Lage der geplanten Tiefgarage unter einem Grof3teil der Flache kein 6ffentlicher
Spielplatz ausgewiesen und gebaut werden. Der Mehrbedarf an 6ffentlichen Spielflachen soll
abgeldst werden. Im Durchfuhrungsvertrag wird eine entsprechende Regelung aufgenom-
men.

Der zu zahlende Betrag soll zweckgebunden in die Finanzierung der Herstellung einer &ffent-
lichen Spielplatzinfrastruktur im Umfeld des Plangebietes, das heildt in die Umgestaltung im

-11 -



Sinne einer Modernisierung und Ausbesserung von Spielplatzen flieken. Im konkreten Fall
soll der bestehende Spielplatz ,Von den Siebenburgen® aufgewertet werden.

Offentliche Griinflichen

Gemal Kooperativem Baulandmodell ist der durch das Vorhaben ausgeldste Bedarf an 6f-
fentlichen Grunflachen zu ermitteln und moglichst innerhalb des Plangebiets nachzuweisen.
Es wird davon ausgegangen, dass je Einwohner*in im Plangebiet ein Bedarf von 10 m? 6f-
fentlicher Grinflache begriindet wird. Dabei wird von einer Erstbelegungsquote von 2,3 Ein-
wohnern pro Wohneinheit ausgegangen. Die MindestgréRe einer offentlichen Grinflache, die
eine entsprechende Funktion als 6ffentliche Grinflache dbernehmen kann, betragt 10.000
mZ2. Bei einem Bedarf von 5.000 bis 10.000 m? ist die entsprechende Flache als 6ffentlich zu-
gangliche private Grinflache zu errichten und zu unterhalten. Unterhalb des Schwellenwerts
von 5.000 m? ist der Mehrbedarf abzulésen.

Ausgehend von einer Geschossflache Wohnen von 4.233 m? liegt der von dem Vorhaben aus-
geloste Bedarf bei circa 1.082 m2. Da aufgrund der geringen Grundstlicksgrofie keine Grin-
flache in der geforderten Mindestgrofie von 5.000 m? realisiert werden kann, wird eine dem
Bedarf entsprechende Ablésesumme gezahlt werden. Im Durchfihrungsvertrag wird eine ent-
sprechende Regelung aufgenommen. Der Abldsebetrag soll moglichst fur die Ertichtigung
einer bestehenden Grinflache in der unmittelbaren Umgebung des Vorhabens verwendet
werden.

4.10 Anlagenschutzbereich

Das Plangebiet liegt innerhalb des Anlagenschutzbereichs "Bauwerke" gemal § 18a LuftvVG
(Luftverkehrsgesetz), (BAF (Bundesaufsichtsamt fur Flugsicherung)). Ein entsprechender
Hinweis ist in den Bebauungsplan aufgenommen.

5 Stadtebauliches Planungskonzept

5.1 Qualifizierungsverfahren

Mitte 2018 hat sich der Vorhabentrager entschieden, zur Konkretisierung des Vorhabens
eine Mehrfachbeauftragung durchzuftihren. Die Erarbeitung der Aufgabenstellung und
Durchflihrung der Mehrfachbeauftragung, zu der insgesamt sieben Architekturbtiros eingela-
den wurden, erfolgte in enger Abstimmung mit dem Stadtplanungsamt der Stadt Koln.

Um die grundsatzliche Umsetzbarkeit des Vorhabens mit der Stadt Koln vorabzustimmen,
wurde im Vorfeld das Blro design team c beauftragt, eine stadtebauliche Studie fir das Vor-
haben zu erstellen. Der Gestaltungsbeirat der Stadt Kéln empfahl auf seiner Sitzung am
05.03.2018 die stadtebauliche Variante mit Uberwiegend viergeschossiger Bebauung mit ei-
nem Mansarddach am Kartauserwall und einer Bruttogrundflache (BGF (R) oberirdisch) von
9.625 m? weiterzufuhren. Die erarbeiteten Varianten wurden allen Verfahrensbeteiligten der
Mehrfachbeauftragung zur Kenntnis gereicht; die Empfehlungen des Gestaltungsbeirats sind
in die Aufgabenstellung eingeflossen.

Im Juni 2019 tagte die Beurteilungskommission, der auch Vertreter*innen der politischen
Gremien und der Verwaltung der Stadt Kdln angehérten, um die eingereichten Arbeiten der
Mehrfachbeauftragung zu bewerten. In der Sitzung wurde die Planung des Buros Kaspar
Kraemer Architekten GmbH mit dem ersten Rang ausgezeichnet und als Grundlage fur das
Bebauungsplanverfahren empfohlen.

5.2 Aktuelles stadtebauliches Planungskonzept

Der Entwurf ordnet die baulichen Volumina analog der vorhandenen orthogonalen Grund-
struktur des ,Kartauser-Gelandes” und flhrt so die offenen U-férmigen Hofstrukturen der Be-
standsbebauung fort. Zudem Ubernimmt er die Grundidee des Kreuzganges: Um den quad-
ratischen Innenhof gruppieren sich die verschiedenen Nutzungseinheiten, die durch einen
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umlaufenden Arkadengang miteinander zu einer Gemeinschaftsform verbunden sind. Die
Offnung des Hofes nach Stiden zum Kartauserwall bildet die Hauptadresse und empfangt
die Eintretenden mit einer offenen Geste.

Der hier vorgesehene gastronomische Bereich bildet eine einladende, urbane Situation, mit
der Besuchende in den Hof geleitet werden. Aus dem Innenhof werden die einzelnen Funkti-
onsbereiche Ubersichtlich und eindeutig adressierbar erschlossen.

Im &stlichen Baukdrper werden im ,Haus der Bildung“ die Rdume der Bildungseinrichtungen
(wie Melanchthon-Akademie, Evangelisches Jugendpfarramt, Evangelische Familienbil-
dungsstatte Koln, Schulreferat und Pfarramt fir Berufskollegs) situiert. Die ErschlieBung er-
folgt im Erdgeschoss Uber ein groRzlgiges Foyer, das auch die von allen Einrichtungen ge-
meinsamen genutzten Rdume, wie den Veranstaltungsraum fir maximal 140 Personen und
den Raum der Stille, anbindet.

Der nordliche und der westliche Baukérper nehmen im Erdgeschoss die Burordume des
Evangelischen Verwaltungsverbandes KéIn-Nord auf. In den Obergeschossen sind die Stu-
dierendenappartements, eine evangelische Kommunitat fir circa sieben Personen und eine
inklusive Wohngruppe angeordnet. Die Studierendenappartements werden Uber einen flnf-
geschossigen ,Campanile” (Treppenturm) erschlossen. Er definiert den Zugang, ist das
sichtbare Zeichen der Gesamtanlage und dient der stadtraumlichen Fassung des Innenhofs.

Der sudostliche Baukoérper schlie3t an die vorhandene Brandwand der denkmalgeschitzten
Bebauung am Kartauserwall an. In den Obergeschossen werden Geschosswohnungen un-
tergebracht.

Alle Gebaude des Hofes sind viergeschossig mit Flachdach geplant. Mit Riicksichtnahme auf
die umgebende Bebauung, insbesondere in Richtung Kartduserhof, springt das letzte Ge-
schoss gegeniber den AuRengrenzen zurlck und treppt den Baukdrper auf drei Geschosse
ab. Die maximalen Gebaudehdhen liegen bei 64,8 m iber Normalhéhennull (NHN) fir die
viergeschossigen und bei 61,4 m tUber NHN fir die dreigeschossigen Gebaudeteile. Bei ei-
nem Gelandeniveau von 50,0 m Uber NHN entspricht dies absoluten Gebaudehdhen von
14,8 m bzw. 11,4 m.

Das sudostliche Gebaude schliefl3t mit einem geneigten Dach (vier Vollgeschosse zzgl.
Dachgeschoss) an die vorhandene, denkmalgeschitzte Bebauung am Kartduserwall 24 a
an. Dachform sowie Traufhéhe des Bestandes (64,42 m Gber NHN, absolut 14,42 m bei ei-
nem Gelandeniveau von 50,0 m Gber NHN) werden aufgegriffen. Die Firsthohe von 19,5 m
unterschreitet die Firsthéhe des Bestandes (20 m), sodass insgesamt angemessene Uber-
gange entstehen.

Entlang der Grundstuicksgrenze zur Bebauung am Kartauserhof befinden sich jeweils in ei-
nem Abstand von 3 m eingeschossige Baukodrper (Lehrkiiche, der Veranstaltungsraum und
der Raum der Stille). Diese sind mit Hohen zwischen 54,6 m ber NHN und 55,6 m Uber
NHN geplant (absolut zwischen 4,6 m und 5,6 m bei einem Geldndeniveau von 50,0 m lber
NHN) und bericksichtigen die erforderlichen Aufbauhdhen fir extensive bzw. intensive Be-
grinungen.

Insgesamt ist eine Geschossflache von circa 9.152 m? (BGF (R) oberirdisch gesamt circa
9.515 m?) geplant, die sich wie folgt verteilt: Bildungseinrichtung circa 39 %, Wohnen circa
46 %, Buroflachen Verwaltung circa 11 % und Gastronomie circa 4 %. Circa 50 % der Ge-
schossflache Wohnen sollen im Segment des 6ffentlich geférderten Wohnungsbaus entste-
hen.
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Die 42 Wohneinheiten teilen sich auf in elf Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau, eine
Wohngruppe mit sechs Platzen, eine Wohngruppe ,Evangelische Kommunitat* mit circa sie-
ben Platzen und circa 29 Appartements fir 41 Personen (21 1-Zimmer-Appartements, sechs
2-Zimmer-Appartements, zwei 4-Zimmer-Appartements) im Studierendenwohnheim. Die An-
zahl an Wohneinheiten wurde unter Beibehaltung der Geschossflache Wohnen angepasst.
Die urspringlich vorgesehenen Gasteappartements im Haus der Bildung wurden zugunsten
von Geschosswohnungen aufgegeben.

Das stadtebauliche Planungskonzept bedingt auch eine Neuordnung der Freianlagen. Die
geplanten Freibereiche sind in Teilen 6ffentlich zuganglich, barrierefrei gestaltet und bieten
neue Aufenthaltsmdglichkeiten und Treffpunkte an.

Der arkadenumstandene Innenhof bildet das Zentrum des Gesamtensembles und ist als Ort
der Konzentration und der Kommunikation gedacht. Er ist freiraumplanerisch mit Banken,
Baumen und Pflanzbeeten geplant. Der Brunnen tragt insbesondere in den Sommermonaten
zu einem angenehmen Klima bei. Im &stlichen Baukdrper ist vor der Gastronomie auf Hohe
des Campaniles eine Flache fur eine auRengastronomische Nutzung vorgesehen, die das
Gebiet zusatzlich belebt. Im Norden der neuen Bebauung schlief3en private Spielflachen an
den bestehenden Freibereich des Kindergartens an. Zudem sind hier mit einem Krauter- und
Gemuse-Lehr-Garten weitere Freiflachen geplant. Um die Seminarrdume im Untergeschoss
natlrlich zu belichten, ist ein sogenannter , Tiefhof* als Meditationshof vorgesehen. Das Ni-
veau liegt circa 3,6 m unter dem natirlichen Gelandeniveau auf 46,4 m Gber NHN. Im sudli-
chen Grundstulicksbereich ist ein bepflanzter privater Wohnhof fiir die angrenzenden Ge-
schosswohnungen geplant, der sich auf Teilen der Tiefgaragenrampe entwickelt.

Alle Wege- und Platzflachen sind Fuldggénger*innen vorbehalten. Lediglich der sudliche Platz-
bereich ist flr Rettungsfahrzeuge, Umzugs- und Lieferwagen im Bedarfsfall befahrbar. Um
eine gute Erreichbarkeit und Durchquerbarkeit des Grundstliicks vom Kartauserwall zur Kar-
tdusergasse zu ermdglichen, ist eine neue o6ffentliche Fullwegeverbindung geplant. Nachts
kann bei Bedarf die Verbindung durch ein Tor an der Kartdusergasse geschlossen werden.
Naheres dazu wird im Durchfiihrungsvertrag geregelt.

Das Gelande des Grundstiicks liegt circa einen Meter Uber dem Niveau der Kartausergasse.
Aufgrund der zu erwartenden archaologischen Funde soll méglichst wenig in den vorhande-
nen Gelandeverlauf eingegriffen werden. Der Héhenunterschied wird im ndrdlichen Grund-
stiicksbereich durch eine Rampe im FuBweg Uberbriickt, die den barrierefreien Anschluss an
die Kartausergasse herstellt.

Alle notwendigen Pkw-Stellplatze werden in einer Tiefgarage untergebracht. Die Ein- und
Ausfahrt ist, wie im Bestand, vom Kartauserwall geplant. Fir die bendtigten Fahrradstell-
platze sind Flachen in der Tiefgarage und im Aufdenraum vorgesehen.

Die Umsetzung des Vorhabens soll in zwei unmittelbar aufeinander folgenden Bauphasen
erfolgen. In der ersten Phase werden der Neubau flr das Haus der Bildung (,Bildungsein-
richtung“) mit dem Eckgebaude zum Kartauserwall (,Wohnen / Gewerbe*®) und anteilige Tief-
garagenflachen errichtet. Nach Abriss des Bestandsgebdudes im westlichen Grundsticksteil
sollen im Anschluss die Gebaude des Bereichs ,Wohnen / Verwaltung“ und weitere anteilige
Tiefgaragenflachen realisiert werden. Die aufeinander folgenden Bauphasen sichern, dass
der Betrieb der Bildungseinrichtungen groétenteils ohne Unterbrechung maéglich ist.

5.3 Uberarbeitung / Priifung des stidtebaulichen Planungskonzepts auf-
grund von Empfehlungen, Priifauftragen und Anregungen

Das stadtebauliche Planungskonzept wurde nach dem Einleitungsbeschluss weiterentwi-
ckelt, um die Empfehlungen der Beurteilungskommission, die Prifauftrage der Bezirksvertre-
tung Innenstadt sowie die Anregungen aus den fruhzeitigen Beteiligungen einzuarbeiten
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bzw. auf Umsetzbarkeit zu prifen. Das aktuelle Planungskonzept unter Punkt 5.2. ist das Er-
gebnis dieses Prozesses. Eine Fortschreibung wurde insbesondere in folgenden Punkten
vorgenommen:

Die Gestaltung der Freibereiche ist unter Beibehaltung der stadtebaulichen Grund-
konzeption konkretisiert worden. Der urspriinglich steinern anmutende Hof sowie die
nordlichen Freianlagen sind im Zuge der Fortschreibung bepflanzt worden. Auch die
Ubrigen Freibereiche wurden begriint wie zum Beispiel die im Norden des Grund-
stiicks gelegenen Spielflachen oder der Vorplatz zum Kartauserwall. Zudem wurden
intensive und extensive Dachbegriinungen, Fassadenbegriinungen sowie ein Brun-
nen im Innenhof eingeplant, um die klimatischen Auswirkungen der Planung zu min-
dern. Auch der Erhalt des Baumbestandes wurde gepruft. (siehe auch Kapitel 6.8)
Urspringlich war ein Anbau der eingeschossigen Gebaudeteile an die dstliche
Grundstlicksgrenze vorgesehen. Nach Abriss der Bestandsbauten und durch vorge-
nommene Schiirfe wurde inzwischen festgestellt, dass die Fundamente der grenz-
standigen, denkmalgeschiitzten Mauer unterirdisch auskragen. Zur Sicherung der
Mauer und zur Errichtung der Baugrube ist ein Verbau mit Bohrpfahlen erforderlich.
Ein direkter Anbau an die Fundamente der denkmalgeschuitzten Mauer ist bautech-
nisch nicht mdglich. Die geplanten eingeschossigen Gebaudeteile missen daher mit
einem Abstand zur Grundstlicksgrenze/Mauer errichtet werden. Um die Proportionen
der Gesamtanlage, insbesondere des Innenhofs zu erhalten, wurde der gesamte Ge-
baudekomplex um 1,35 m nach Westen verschoben. Die eingeschossigen Gebaude-
teile in Richtung 6stlicher Grundstiicksgrenze (Lehrkliche, Veranstaltungsraum und
Raum der Stille) wurden eingekirzt und jetzt mit einem Abstand von 3 m zur Grund-
stlicksgrenze geplant. Die Gebaudehdhen der eingeschossigen Baukdrper wurden
den technischen und konstruktiven Anforderungen entsprechend angepasst. Im Be-
reich des Veranstaltungsraums wurde auf einen Versprung in der Decke verzichtet.
Die Deckenerhdéhung im Gebauderandbereich ermoglicht im Innenraum die Unter-
bringung der erforderlichen Gebaudetechnik und vergréRert gleichzeitig die Flache fir
eine intensive Dachbegrinung. Der Abstand zwischen Veranstaltungsraum und an-
grenzender Wohnbebauung verhindert eine direkte Ubertragung von Schallemissio-
nen und verbessert die Besonnungssituation.

Fir die Lage, Hohe und Anordnung des ,Campanile” wurden im Nachgang zur Mehr-
fachbeauftragung mehrere Varianten erarbeitet, vorgestellt und mit der Verwaltung
abgestimmt. Die urspringliche Planung mit dem fiinfgeschossigen, abgertckten
~,Campanile“ ist stadtebaulich am Uberzeugendsten, da der Turm das Gesamtensem-
ble akzentuiert und den Platz stadtebaulich fasst. Der Turm ist als ErschlieRung fir
das Studierendenwohnen notwendig und halt die Abstandsflachen zu allen Grund-
stiicksgrenzen ein. Auf eine 6ffentliche Zuganglichkeit des Turms in Form einer Aus-
sichtsplattform wird verzichtet; der "Campanile" wird nur fir die Bewohnerschaft zu-
ganglich sein. Fur die Nachbarschaft etwaig unzumutbare Moglichkeiten zur Einsicht-
nahme in ihre Wohnungen werden durch das geplante Vorhaben unter Bericksichti-
gung seiner Lage im innerstadtisch verdichteten Bereich nicht hervorgerufen. Eine
Einsichtnahme in die 6stlichen Bestandswohnungen am Kartauserhof ist nicht, in die
westlichen nur in sehr geringem Umfang moglich.

Die Fassadengestaltung wurde mit der Fortschreibung der Hochbauplanung konkreti-
siert. In diesem Zusammenhang wurde auch eine Zuriicknahme der historisierenden
Auspragung gepruft. Unter anderem wurde der Anteil der verglasten Flachen opti-
miert, um einer Aufheizung der Innenrdume in den Sommermonaten entgegenzuwir-
ken. Durch die Weiterentwicklung der Innenraumplanung ergaben sich zudem neue
Gestaltungsoptionen fir die Fassade. Es wurden Einzelfelder geschlossen, rhyth-
misch angeordnet und damit ansprechende Zasuren in der Fassadenabwicklung ge-
schaffen, welche eine gewtlinschte Belebung erzielen. Zudem wurde in Fassadenbe-
reichen ohne Fenster eine Fassadenbegriinung eingeplant.

Die Sozialkontrolle der Arkaden wird durch die erdgeschossigen Nutzungen sicherge-
stellt.

Eine Verringerung der Tiefgaragenunterbauung wurde geprift und umgesetzt.

Fur den offentlich geférderten Wohnungsbau werden die Vorgaben der Férderrichtli-
nien bericksichtigt.
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— Eine vertragliche Abwicklung der unterschiedlichen Verkehrsarten inklusive des Park-
suchverkehrs wurde durch ein Verkehrsgutachten nachgewiesen.

6. Begriindung der Planinhalte

6.1 Art der baulichen Nutzung

Im Plangebiet soll ein nutzungsgemischtes Quartier fur Bildung, Wohnen, Verwaltung, Gast-
ronomie und ggf. nicht stérendes Gewerbe entstehen, flr das verschiedene Nutzungsberei-
che gemal § 12 Absatz 3a BauGB festgesetzt werden. Die geschossweise Festsetzung der
Nutzung erfolgt gemaf § 9 Absatz 3 BauGB.

Bereich "Bildungseinrichtung (Haus der Bildung)"

Im Bereich "Bildungseinrichtung" werden Nutzungen zugelassen, die dem Betrieb einer Bil-
dungseinrichtung dienen, insbesondere Seminarrdume (inkl. Lehrkiiche, Raum der Stille,
Bibliothek), Kinderbetreuungsraume, ein Veranstaltungsraum fir maximal 140 Personen,
Biro-, Besprechungs- und Personalrdume. Zudem ist eine Gastronomie im Erdgeschoss mit
einer Geschossflache von 230 m? zuldssig. Die Festsetzung dient dazu, den Flachenanteil
der Gastronomie zugunsten der Bildungseinrichtung als Hauptnutzung zu beschranken. Die
Lage der Gastronomie im Erdgeschoss stellt sicher, dass diese direkt vom Platz aus zugang-
lich ist und diesen belebt. AuRerdem sind Raume fiir kirchliche, kulturelle und soziale Zwe-
cke und erganzende nicht stérende gewerbliche Nutzungen z. B. fur Beratungseinrichtungen
zulassig. Durch die Beschrankung auf nicht stérende gewerbliche Nutzungen sollen Stérun-
gen fur die vorhandene und geplante Wohnnutzung insbesondere in Form von Larmbelas-
tungen in den Nachtstunden vermieden werden. Die Festsetzung erlaubt, flexibel auf einen
geanderten Raumbedarf der Bildungseinrichtung reagieren zu kénnen. Insgesamt entspre-
chen die Festsetzungen dem Planungsziel, ein gegenlber dem Bestand erweitertes Raum-
angebot fur die Bildungseinrichtungen zu ermdglichen.

Bereich "Wohnen / Gewerbe"

Im Bereich ,Wohnen / Gewerbe® ist ab dem 1. OG Wohnen zulassig. Zudem sind einzelne
Raume flr die Berufsausibung freiberuflich Tatiger und solcher Gewerbetreibender, die ih-
ren Beruf in ahnlicher Weise ausiben, zulassig, sofern sie sich der Wohnnutzung unterord-
nen. Die Festsetzung soll, entsprechend den Planungszielen, die bestehende, umliegende
Wohnnutzung arrondieren und daruber hinaus einen Beitrag zum dringend benétigten Wohn-
raum in der Stadt liefern.

Das Erdgeschoss soll aufgrund der Lage an einer 6ffentlichen Stral3e bzw. dem 6ffentlich zu-
ganglichen Platz und dem damit verbundenen Publikumsverkehr sowie zur Ausbildung einer
angemessenen Eingangs-Situation eine dem Ort entsprechende Nutzung erfahren. Zulassig
sind Gastronomie, Raume fur kirchliche, kulturelle und soziale Zwecke sowie sonstige nicht
stérende gewerbliche Nutzungen.

Bereich "Wohnen / Verwaltung"

Im Bereich ,Wohnen / Verwaltung® sind ab dem 1. OG Wohnen, studentisches Wohnen /
Studierendenwohnheim sowie betreutes Wohnen / Wohngruppen / Pflegeeinrichtungen zu-
lassig. Einzelne Raume fir die Berufsaustbung freiberuflich Tatiger und solcher Gewerbe-
treibender, die ihren Beruf in ahnlicher Weise ausuben, sind ebenfalls zulassig, sofern sie
sich der Wohnnutzung unterordnen.

Die Festsetzung soll, entsprechend den Planungszielen, die bestehende, umliegende Wohn-
nutzung arrondieren und daruber hinaus einen Beitrag zum dringend benétigten Wohnraum
in der Stadt liefern. Mit den Festsetzungen studentisches Wohnen / Studierendenwohnheim
wird auf den groRen Bedarf an Wohneinheiten fur Studierende reagiert. Durch die Zulassig-
keit von betreutem Wohnen / Wohngruppen / Pflegeeinrichtungen kann ein Angebot fur Men-
schen mit besonderen Bedurfnissen integriert werden. Die Zulassigkeit von Wohngruppen
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erdffnet dartiber hinaus die Mdglichkeit eines gemeinschaftlichen, zeitlich begrenzten Woh-
nens z. B. mit spiritueller Ausrichtung fur die evangelische Kommunitat.

Das Erdgeschoss des mit ,Wohnen / Verwaltung“ festgesetzten Bereichs soll aufgrund der
Lage an einer 6ffentlichen Strale und dem damit verbundenen Publikumsverkehr angemes-
sen genutzt werden. Zulassig sind Bulro-, Besprechungs- und Personalraume, Raume fir
kirchliche, kulturelle und soziale Zwecke sowie sonstige nicht stérende gewerbliche Nutzun-
gen. Die Festsetzung erméglicht die beabsichtigte Verlagerung der Bliros des Evangelischen
Verwaltungsverbandes Koéln-Nord. Die geschossweise Festsetzung der Nutzung erfolgt ge-
man § 9 Absatz 3 BauGB.

Alle festgesetzten Nutzungen wurden gewahlt, um dem Ziel der Planung - die bestehenden
Bildungseinrichtungen zu erweitern und um die Nutzungen Wohnen, Verwaltung, Gastrono-
mie und gegebenenfalls sonstige nicht stérende gewerbliche Nutzungen zu erganzen — ge-
recht zu werden. Die Abgrenzung der unterschiedlichen Nutzungsbereiche dient insbeson-
dere dazu, die in den Obergeschossen festgesetzte Wohnnutzung dauerhaft zu sichern. Im
Erdgeschoss ist eine durchgehende Nutzung zwischen den Bereichen ,Bildungseinrichtung®
und ,Wohnen / Gewerbe“ vorgesehen. Dies ist insofern moglich, da Nutzungseinheiten nicht
an Grenzen unterschiedlicher Nutzungsbereiche enden missen.

Insgesamt werden die Voraussetzungen zur Entstehung eines nutzungsgemischten, lebendi-
gen, innerstadtischen Quartiers mit einem vielfaltigen Angebot unterschiedlicher Wohntypolo-
gien fir unterschiedliche Zielgruppen geschaffen. Aufgrund der guten Verkehrsanbindung
der bestehenden Einrichtungen und der integrierten Lage eignet sich der Standort sehr gut
fur die geplante Nutzung. Das Vorhaben ist im Sinne einer funktionsgemischten Stadtent-
wicklung und tragt dem raumplanerischen Grundsatz der Innenentwicklung Rechnung. Zu-
dem kann ein Beitrag zur Deckung des Bedarfs an dringend benétigtem Wohnraum geleistet
werden, auch im Bereich des 6ffentlich geférderten Wohnungsbaus. Mit den getroffenen
Festsetzungen kann das geplante Vorhaben umgesetzt werden.

Spielplatz
Im nérdlichen Grundstiicksbereich wird eine private Spielplatzflache mit einer Grolie 256 m?

der Art der Nutzung ,Spielplatz” festgesetzt, auf der Spielanlagen zulassig sind.

Gemal Satzung der Stadt Kéin fir private Spielflachen fir Kleinkinder vom 15.08.1999 sind
bei der Errichtung von Wohngebauden private Spielflachen fir Kleinkinder von 0 bis 6 Jah-
ren nachzuweisen. Die GroRRe der Kleinkinderspielflache setzt sich aus der Mindestflache
von 45 m? zuzlglich 5 m? Spielflache je Wohneinheit ab der 6. Wohneinheit zusammen.
Nach Abstimmungen mit den Fachamtern wurde bereits bei der Vorbereitung zur Mehrfach-
beauftragung vereinbart, dass bei den Studierendenappartements als Einzelappartements
nur fir 10% der Wohneinheiten Kleinkinderspielflachen nachzuweisen sind, da diese auf-
grund der GréfRe voraussichtlich nur in Ausnahmefallen von Kleinkindern bewohnt werden.
Ausgehend von elf Geschosswohnungen, einer Wohngruppe mit sieben Platzen in der evan-
gelischen Kommunitat, einer inklusiven Wohngruppe, acht Studierendenappartements fir
WGs und 21 Studierendenappartements flir Einzelpersonen ergibt sich folgender Flachenbe-
darf:

Grole Kleinkindspielflache: 45 m? + (27 —5)*5m? + 21 * 0,1 * 5 m? = 165,5 m?

Die festgesetzte Spielflache, die gemeinsam fur alle auf dem Grundstick geplanten Wohn-
nutzungen vorgesehen ist, Uberschreitet mit einer Gré3e von 256 m? die geforderte Mindest-
groélie deutlich. Bei Bedarf kann die Bauaufsicht erganzende Nebenbestimmungen in der
Baugenehmigung treffen, z. B. zur langfristigen Sicherung der Nutzung fur Studierende. Die
Umsetzung der Spielplatzflache mit einer Grélze von 256 m? wird durch Aufnahme in den
Durchflhrungsvertrag gesichert.
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Die ursprlinglich vorgesehene Festsetzung eines 6ffentlichen Gehrechts auf der privaten
Spielflache wurde im Planungsprozess aufgrund des steigenden Haftungrisikos seitens des
Vorhabentragers aufgegeben.

Bedingte Festsetzung

Um den Vorhabenbezug herzustellen, sind innerhalb des Geltungsbereiches des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans nur solche Vorhaben zulassig, zu denen sich der Vorhabentra-
ger im Durchfihrungsvertrag konkret verpflichtet. Vertragsanderungen oder der Abschluss
eines neuen Durchfiihrungsvertrages sind gemaR § 12 Absatz 3a in Verbindung mit § 9 Ab-
satz 2 BauGB zulassig.

6.2 MaB der baulichen Nutzung

Das Malf} der baulichen Nutzung wird im Plangebiet durch die Uberbaubaren Grundstlcksfla-
chen in Verbindung mit der Festsetzung der Grundflachenzahl (GRZ) und der Geschossfla-
chenzahl (GFZ), durch die Zahl an Vollgeschossen sowie die Héhe baulicher Anlagen (GH:
Gebaudehoéhe, TH: Traufthdhe, FH: Firsthéhe) ausreichend bestimmt. Die bauliche Dichte im
Plangebiet wie auch die Hohen baulicher Anlagen ergeben sich aus der stadtebaulichen
Konfiguration als Ergebnis der Mehrfachbeauftragung und orientieren sich an der bestehen-
den Bebauung des Umfeldes.

Grundflachenzahl (GRZ) und Geschossfliachenzahl (GFZ)
Das in der Planzeichnung festgesetzte Mal} der baulichen Nutzung (GRZ und GFZ) bezieht
sich auf das gesamte Grundsttick.

Fir das gesamte Plangebiet werden eine GRZ von 0,6 und eine GFZ von 1,6 als Obergren-
zen festgesetzt. Die Werte entsprechen damit der gemaR § 17 BauNVO fir besondere
Wohngebiete (WB) vorgesehenen Orientierungswerte fur Obergrenzen (als Vergleichswerte).
Im Rahmen der festgesetzten GRZ und GFZ kann das stadtebauliche Konzept umgesetzt
werden.

Gemal § 19 Absatz 4 Satz 3 BauNVO darf die in der Planzeichnung festgesetzte GRZ durch
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Absatz 2 BauNVO, durch Nebenanlagen auf den dafur
festgesetzten Flachen, durch die im Vorhaben- und ErschlieRungsplan dargestellten Neben-
anlagen und baulichen Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrund-
stlick lediglich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 0,8 Uberschritten werden.

Im Interesse eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden ermdglicht die Festsetzung
die Unterbringung der erforderlichen Pkw-Stellplatze unter der Erde in einer Tiefgarage.
Dadurch wird das Plangebiet im Gegensatz zur derzeitigen Situation oberirdisch autofrei ge-
halten und bietet Raum fir eine attraktive Freiraumgestaltung. Die Festsetzung ermdglicht
zudem die unterirdische Unterbringung von Fahrradstellplatzen, Mull-, Technik- und Keller-
raumen, wodurch eine verbesserte Nutzbarkeit der oberen Geschosse und der Freianlagen
gewabhrleistet wird. Um insbesondere fir Besucher*innen der Bildungseinrichtung komfor-
table Abstellmdglichkeiten fur Fahrrader anbieten zu kénnen, sind oberirdische Gemein-
schafts-Fahrradstellplatze auf den daflr festgesetzten Flachen zuldssig. Nebenanlagen im
Sinne des § 14 Absatz 2 BauNVO sind zuldssig, um eine Versorgung des Gebietes sicherzu-
stellen.

Im Vergleich zum Bestand vergréRert sich der Anteil an bebauter, unterbauter bzw. befestig-
ter Flache bei Realisierung des Vorhabens von derzeit circa 50% auf circa 80%. Das in der
Aufgabenstellung zur Mehrfachbeauftragung formulierte Ziel, 40 - 50% des Plangebietes als
begrinte Freiflache mit Bodenanschluss auszuweisen, wird nicht erreicht. Die Tiefgaragen-
unterbauung konnte bei der Konkretisierung des stadtebaulichen Konzepts gegeniber dem
Stand der Mehrfachbeauftragung um circa 500 m? verkleinert werden. Durch die Festsetzun-
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gen zur Begrliinung der Freianlagen, der Tiefgarage, der extensiven bzw. intensiven Dachbe-
grinungen und zum Anpflanzen und Erhalt von Baumen werden die Auswirkungen eines ho-
heren Versiegelungsgrades gemindert. Diese Flachen schaffen einen Ausgleich zu der dich-
ten Bebauung und tragen dazu bei, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse gewahrleistet werden.

Daruber hinaus werden weitere Malinahmen ergriffen, um die absolute Bodenversiegelung
so gering wie mdglich zu halten. Die oberirdischen Stellplatze flr Fahrrader und der Wege-
belag im Spielplatzbereich werden als wassergebundene Wegedecke erstellt und sind somit
nicht versiegelt, obwohl sie als vollstandig versiegelte Flachen in die GRZ II-Berechnung ein-
flieBen. Alle weiteren befestigten Flachen erhalten Betonpflasterbeldge mit Drainfugen, die
Niederschlagswasser bei Bodenanschluss in den Untergrund oder auf der Tiefgaragendecke
in die Retentionsschicht ableiten. Die Bodenbelagsarten sind im Vorhaben- und Erschlie-
Rungsplan dargestellt.

Die festgesetzte GFZ von 1,6 ermdéglicht eine Geschossflache (Vollgeschosse) von max.
9.627 m2. Durch Festsetzungen der Uberbaubaren Grundstlcksflache zusammen mit einer
maximalen Anzahl an Vollgeschossen wird die realisierbare Geschossflache zudem be-
grenzt.

Zusammen mit den Nicht-Vollgeschossen ist eine Brutto-Grundflache (BGF (R) oberirdisch)
von circa 9.515 m? geplant. Gegeniber dem Stand der Mehrfachbeauftragung wurden ge-
ringfigige Veranderungen in der BGF (R) oberirdisch eingeplant, zum Beispiel zur Optimie-
rung von Treppenraumen, konstruktionsbedingten Fassadenaufbauten etc. Die in der Aufga-
benstellung zur Mehrfachbeauftragung vorgegebene maximale BGF (R) oberirdisch von
9.700 m? wird eingehalten.

Das Vorhaben befindet sich in einem innerstadtischen Bereich, der durch eine dichte Bebau-
ung gepragt ist. Vor dem Hintergrund des Gebots zum sparsamen Umgang mit Grund und
Boden und eines Vorrangs der Innenentwicklung vor der Au3enentwicklung gemaR § 1a
Abs. 2 BauGB ist es stadtebaulich gewlinscht, den Standort nachzuverdichten. Die festge-
setzte bauliche Dichte orientiert sich an der bestehenden Bebauung im Umfeld und ist fur in-
nerstadtische Lagen typisch und nach § 17 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in einem be-
sonderen Wohngebiet zuldssig. Eine Reduzierung der Geschossflachenzahl (GFZ) bzw. der
Geschossflache wirde unter anderem zu einer Verringerung des geplanten, dringend beno-
tigten Wohnraums bzw. der sozialen Infrastruktur / der erganzenden Nutzungen flihren. Um
den durchgéangigen Betrieb der Bildungseinrichtungen gewahrleisten zu kdnnen, muss das
Vorhaben in zwei Bauphasen realisiert werden. In der ersten Bauphase werden die neuen
Raume fir die Bildungseinrichtung gebaut und um ein neues, gastronomisches Angebot im
Erdgeschoss erganzt, das den Platz zusatzlich beleben soll. Auf den verbleibenden Flachen
der ersten Bauphase ist Wohnen geplant. Nach Umzug der Bildungseinrichtungen in die
neuen Raume kann der Bestandsbau abgerissen und die westliche Teilflache neu bebaut
werden. Um von den Synergieeffekte mit den umliegenden evangelischen Einrichtungen pro-
fitieren zu kdnnen, sind die Raume im Erdgeschoss fur die Buros des Evangelischen Verwal-
tungsverbandes Kéln-Nord vorgesehen. In den Obergeschossen ist ausschlief3lich Wohnen
geplant. Eine Beeintrachtigung gesunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse ist aufgrund der in
den Fachgutachten erbrachten Nachweise nicht zu erwarten.

Zahl der Vollgeschosse und Hohe baulicher Anlagen

Zur Sicherung der Héhenentwicklung des stadtebaulichen Konzepts wird die vorgesehene
Anzahl der Vollgeschosse als HochstmalR festgesetzt. Zusatzliche Geschosse, die sich Uber
den Vollgeschossen ergeben, sind nur im Bereich ,Wohnen / Gewerbe® in den mit SD / WD
festgesetzten Gebaudeteilen vorgesehen. Erganzend wird die geplante Hohenentwicklung
durch die Festsetzungen zur Gebaudehdhe, Traufhdhe und Firsthéhe gesichert.
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Um die Héhenentwicklung der Gebaude im Detail zu steuern, werden neben der Zahl der
Vollgeschosse auch Gebaudehéhen (maximal oder zwingend) flir die unterschiedlich hohen
Gebaude und Gebaudeteile festgesetzt.

Die Hohen der Gebaude und Gebaudeteile werden folgendermalien in Meter definiert:

Bei Gebauden / Gebaudeteilen mit Flachdach gilt als oberster Bezugspunkt der obere Ab-
schluss der GebaudeauRenwand (Oberkante Attika) — Gebaudehohe (GH).

Bei Gebauden / Gebaudeteilen mit geneigtem Dach gilt als oberster Bezugspunkt der
oberste Schnittpunkt der geneigten Dachflachen — Firsthéhe (FH).

Bei Gebauden / Gebaudeteilen mit geneigtem Dach wird die Traufhdhe (TH) als Schnittpunkt
der Gebaudeauflenwand mit der Oberkante des geneigten Daches festgesetzt — Traufhdhe
(TH).

Der untere Bezugspunkt fir die Festsetzung der Hohen der Gebaude und Gebaudeteile ist
Normalhdhennull (NHN).

Da es sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt, wurden die festgesetzten
Hohen eng an das konkrete Bauvorhaben geknipft und Gberwiegend als maximale Hohen
festgesetzt. Im Bereich von Baulinien sind zwingende Hohen festgesetzt. Zusammen mit den
Festsetzungen zu den Gelandehdhen lassen sich absolute Gebdudehdhen ermitteln (siehe
auch Kapitel 6.4 Gelandehdhen).

Die zulassigen maximalen Gebaudehéhen der Hauptbaukdrper mit Flachdachern sind mit
maximal 64,8 m bei vier Geschossen beziehungsweise maximal 61,4 m Uber NHN bei drei
Geschossen festgesetzt. Ausgehend von einer Bezugshéhe von 50,0 m tiber NHN entspricht
dies einer absoluten Gebaudehdhe von 14,8 m bzw. 11,4 m. Die eingeschossigen Gebaude-
teile sind mit H6hen von max. 55,6 m Gber NHN festgesetzt, was einer absoluten Héhe von
5,6 m entspricht.

Im Bereich ,Wohnen / Gewerbe® sind fir die geneigten Dachflachen Traufhéhen von maxi-
mal 64,5 m und eine Firsthdhe von maximal 69,5 m zulassig. Dies entspricht einer absoluten
Traufhéhe von 14,5 m und einer Firsthéhe von 19,5 m bei einer Dachneigung von 40 — 45 °,
Entlang des Kartauserwalls sichert die Baulinie zusammen mit der zwingenden Traufhéhen-
festsetzung von 64,42 m die Aufnahme der Traufhohe der 6stlich anschlielienden Bestands-
bebauung und Fortfihrung der stadtebaulich pragenden Raumkante (siehe auch Kapitel 6.3.
Uberbaubare Grundstiicksflachen).

Im Bereich der geplanten Tiefgaragenrampe werden entlang der denkmalgeschutzten Wand
zwingende Héhen von 51,85 m Gber NHN bzw. 53,10 m Uber NHN festgesetzt, um mit dem
Gebaude an die denkmalgeschuitzte Mauer anschlieen zu konnen. Die festgesetzten Hohen
unterschreiten die Hohe der denkmalgeschiitzten Wand. Sie sind so gewahlt, dass bei Aus-
bildung der begrinten, horizontalen Hofflache der konstruktiv maximal moégliche Mauerteil
sichtbar bleibt.

Fur die Ubrigen Dachflachen werden maximale Hohen festgesetzt, die eine Abdeckung der
Tiefgaragenrampe auf zwei unterschiedlichen Niveaus ermoéglichen und einen Schalleintrag
in die privaten Wohnhdofe verhindern. Die untere Ebene ist fir die Bewohner*innen des Ge-
baudes als begriinte Freiflache begehbar. Eine Nutzung der oberen Ebene ist nicht vorgese-
hen. Diese Vorgabe wird Uber den Vorhaben- und ErschlieBungsplan und den Durchflih-
rungsvertrag gesichert (siehe auch Kapitel 6.3 Uberbaubare Grundstiicksflachen).
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Das stadtebauliche Planungskonzept wurde im Rahmen einer Mehrfachbeauftragung ermit-
telt und zur weiteren Umsetzung empfohlen. Die stadtebauliche Konfiguration, die Einfligung
in die Umgebung sowie die geplanten Gebaudehéhen wurden von der Jury insgesamt positiv
beurteilt.

Die festgesetzten Gebaudehohen orientieren sich an der bestehenden Bebauung des Umfel-
des, deren Hohen aufgegriffen und in Teilen sogar unterschritten werden. Zu den Bestands-
gebauden im Osten am Kartauserhof und in Richtung Norden und Westen ist das letzte Ge-
schoss des aufgehenden Gebaudes zurlickversetzt geplant und treppt den Baukorper auf
drei Geschosse ab. Das Eckgebdude am Kartauserwall nimmt die raumpragende Traufhéhe
des benachbarten, denkmalgeschutzten Bestandsgebaudes auf. Zur 6stlichen Grundstlcks-
grenze sind eingeschossige Gebaudeteile mit einem Abstand von 3 m zur Grundstuicks-
grenze vorgesehen.

Die gemal § 6 Bauordnung (BauO) NRW erforderlichen Abstandsflachen werden zu allen
Grundstlicksgrenzen eingehalten bzw. deutlich Uberschritten. Gemal BauO NRW ist ein Ab-
stand von 0,4 H bzw. mindestens 3,0 m zulassig. Der Entwurf weist bei den mehrgeschossi-
gen Gebaudeteilen zu den ndrdlichen und 6stlichen Grundstiicksgrenzen in weiten Teilen
Abstandsflachen von 0,8 H auf. Die eingeschossigen Gebaudeteile sind mit Abstanden von
3,0 m zu den Grundstucksgrenzen geplant. Im Bereich der geplanten Tiefgaragenrampe wird
ein Anschluss an die denkmalgeschutzte Mauer durch grenznahe Baulinien in Kombination
mit zwingenden Gebaudehdhen gesichert (siehe oben).

Eine Reduzierung der Bauhdhe oder Baumasse wirde unter anderem zur Verringerung des
geplanten, dringend benétigten Wohnraums bzw. der sozialen Infrastruktur / der erganzen-
den Nutzungen flhren. Eine Unterbringung der Bildungseinrichtung in nur eingeschossigen
Gebaudeteilen ist unter anderem aufgrund der GrundsttcksgrofRe nicht moglich. Zudem
wilrde durch eine Bauweise mit geringerer Anzahl an Geschossen eine unerwinschte Fla-
chenversiegelung entstehen.

Dachaufbauten

Gebaudedacher dienen auch der Unterbringung einer Vielzahl von Dachaufbauten wie z.B.
technischer Anlagen. Daher wird festgesetzt, dass die Héhen der Gebaude und Gebaude-
teile durch Gelander von Dachterrassen, soweit diese nicht als geschlossene Wand ausge-
fuhrt werden, sowie Dachaufbauten - wie Aufzugsuberfahrten, Liftungseinrichtungen, Ka-
mine, Rauchwarmeabzlige, Antennen, Blitzschutzeinrichtungen, sonstige Technikaufbauten,
Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energien (Photovoltaikelemente), Dachausstiege /
Oberlichter, Brandgiebel - tiberschritten werden kénnen. Das héchstzulassige MaR der Uber-
schreitungen betragt 2,30 m in der Hohe, um die technisch notwendigen Anlagen mit einem
Sichtschutz umgeben zu kdnnen und das stadtebauliche Erscheinungsbild nicht nachhaltig
zu stéren. Fur Gelander von Dachterrassen, Dachausstiege / Oberlichter und Brandgiebel ist
das hdchstzulassige Maf abweichend hiervon auf 1,0 m begrenzt.

Um die stadtebauliche Vertraglichkeit sicherzustellen, ist der Flachenanteil der Uberschrei-
tungen auf insgesamt 30% der Dachflache begrenzt. Im Sinne einer nachhaltigen, klimawan-
delgerechten Energieversorgung sind Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energien, aul3er
in Bereichen intensiver Dachbegrinung, ohne Flachenbeschrankung zulassig.

Die Dachaufbauten, ausgenommen Gelander von Dachterrassen, Dachausstiege / Oberlich-
ter, Aufzugsuberfahrten und Brandgiebel, missen mindestens um das Maf3 ihrer Hohe von
der GebdudeaulRenkante zurucktreten, um nach aufden mdglichst wenig in Erscheinung zu
treten. Die Lage der Brandgiebel an der GebaudeaulRenkante ist bautechnisch erforderlich.
Die Position der Gelander an der Aulienkante der Gebaude sichert eine entsprechende
Nutzbarkeit der dahinterliegenden Dachterrassen. Zudem ermdglicht die Festsetzung, Auf-
zugsiuberfahrten und Dachausstiege / Oberlichter bedarfsgerecht anordnen zu kénnen.
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Die Aufgabenstellung zur Mehrfachbeauftragung gab vor, technische Anlagen in die Baukor-
per-Kubatur zu integrieren. Im Rahmen der Planungskonkretisierung (Vorplanung) wurde

die Mdglichkeit der Integration von allen technischen Anlagen in die Gebaudekubatur ge-
pruft. Trotz des weitgehenden Verzichts auf Klimatisierung sind nach derzeitigem Stand auf
dem Dach des Baukoérpers 2 ,Bildungseinrichtung® technische Anlagen in Form von LUf-
tungseinrichtungen und Ruckkuhlern notwendig. Diese sind im Vorhaben- und Erschlie-
Rungsplan exemplarisch (Stand Vorplanung) dargestellt, ebenso die kleineren Aufbauten wie
Antennen, Aufzugsiberfahrten, Rauchwarme-Abzlige, deren genaue Lage erst nach Ab-
schluss der konkreten Hochbauplanung bestimmt werden kann.

Eine Anordnung aller technischen Aufbauten im Untergeschoss ist technisch nicht mdglich
und wirde zudem zu einer VergréRerung der unterbauten und versiegelten Flache fuhren.
Ziel ist es, die technischen Aufbauten in Umfang und Héhe so gering wie moglich zu halten
und durch eine Verkleidung gestalterisch einzubinden (siehe auch Kapitel 6.11 Bauord-
nungsrechtliche Festsetzungen). Die geplanten Anlagen zur Erzeugung regenerativer Ener-
gien (Photovoltaikanagen) sind ohne Verkleidung moglich. Die technischen Aufbauten sind
im Vorhaben- und ErschlieBungsplan exemplarisch dargestellt.

Die im Vorhaben- und Erschliellungsplan dargestellten Dachgauben auf dem Baukorper 1
sind als untergeordnete Bauteile zulassig.

Die Einhaltung der Anforderungen des § 6 der BauO NRW wird durch Einreichung eines Ab-
standsflachenplans im Bebauungsplanverfahren nachgewiesen. Im Rahmen des Bauan-
tragsverfahrens wird die Einhaltung der Abstandsflachen erneut geprift und sichergestellt.

6.3 Uberbaubare Grundstiicksflichen

Baugrenzen und Baulinien

Die Uberbaubaren Grundstlicksflachen sind durch die Festsetzung von Baugrenzen und
Baulinien definiert. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Gbernimmt die Baukdrperstellung
aus dem Vorhaben- und ErschlielBungsplan und setzt die Uberbaubaren Grundstiicksflachen
Uber Baugrenzen mit geringfligigen Spielrdumen fir die spatere Ausflihrungsplanung des
Bauvorhabens in Dezimetern fest. Baugrenzen werden auch festgesetzt, um Gebaudeteile
mit unterschiedlichen Zahlen von Vollgeschossen, Dachformen oder Gebaudehdhen vonei-
nander abzugrenzen.

Entlang der Stralle am Kartauserwall wird die stadtebaulich wirksame Gebaudekante Uber
eine Baulinie mit zwingender Traufhdhe definiert, um die Bauflucht und Traufh6he des denk-
malgeschitzten Bestandes stadtebaulich fortsetzen zu kénnen und einen harmonischen An-
schluss an die Giebelseite zu ermdglichen. Bereits im angrenzenden Bebauungsplan Nr.
67435/05 ist die Einhaltung der stralRenseitigen Bauflucht Uber die Festsetzung einer Bauli-
nie sichergestellt.

Eingange und Loggien dirfen um bis zu 2,5 m hinter der Baulinie am Kartauserwall zurtck-
treten, soweit sie einzeln eine Breite von 3,0 m und in der Summe ein Drittel der Breite der
Gebaudefassade je Geschoss nicht Uberschreiten. Ermdglicht wird damit eine Ausbildung
von geschutzten Eingangsbereichen sowie privaten Freibereichen (Loggien) mit Sud-West-
Ausrichtung. Zudem ist im Erdgeschoss eine Offnung in einer Breite von bis zu 9 m fiir den
Zu- und Ausfahrtsbereich der Tiefgarage zulassig. Die Festsetzung der Baulinie in Kombina-
tion mit einer zwingenden Hoéhe fuhrt dazu, dass keine Abstandsflachen eingehalten werden
mussen. Nachteilige Auswirkungen auf die Belichtung / Besonnung und Bellftung der ge-
genuberliegenden Bebauung sind aufgrund der Lage des Gebaudes (nérdlich zur Bestands-
bebauung Kartduserwall) und der geplanten Gebaudehdhen nicht zu erwarten.
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Weitere Baulinien sind im Bereich der Tiefgaragenrampe parallel zur std-0stlichen Grund-
stliicksgrenze zusammen mit zwingenden Gebaudehéhen von 51,85 m ber NHN bzw. 53,10
m Uber NHN festgesetzt. Sie ermdglichen eine Abdeckung der Tiefgaragenrampe auf zwei
unterschiedlichen Niveaus und verhindern somit einen Schalleintrag in die privaten Wohn-
hofe. Die Lage und Hohe der Rampe und die Festsetzung der Baulinie mit zwingender Héhe
sind so gewahlt, dass Uber Abdeckungen ein Anschluss an die denkmalgeschitzte Mauer
hergestellt werden kann, um diese dauerhaft, auch im Mauerkronenbereich, gegen Witte-
rungseinflisse zu schitzen. Hierzu dirfen Bau- und Gebaudeteile, wie z. B. Abdeckungen,
die Baulinie um bis zu 0,6 m Uberschreiten. Eine grenzstandige Errichtung der TG-Rampe ist
aufgrund der vorhandenen denkmalgeschuitzten Mauer nicht méglich.

Die Festsetzung der Baulinie in Kombination mit einer zwingenden Hoéhe fihrt in ihrer Konse-
quenz dazu, dass vor den Auflenwanden der geplanten, eingehausten Tiefgaragenrampe
keine Abstandsflachen freigehalten werden missen (vgl. § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 BauO
NRW).

Da die Attika der Tiefgaragenrampe die Hohe der denkmalgeschitzten Mauer nicht Uber-
schreitet, sind keine Beeintrachtigungen der Nachbarn hinsichtlich Belichtung / Besonnung
und Bellftung zu erwarten. Lediglich die untere Tiefgaragen-Ebene wird begehbar ausgebil-
det auf einem Niveau von 51,65 m tUber NHN. Die begehbare Flache liegt damit 1,65 m tber
dem geplanten Gelandeniveau. Da die denkmalgeschitzte Mauer in diesem Bereich eine
Hohe von 53,23 m Gber NHN aufweist und damit 1,58 m tGber dem geplanten begehbaren
Niveau der Tiefgaragen-Rampe liegt, ist die Einsichtnahme auf die Nachbargrundstticke ein-
geschrankt. Die durch das Vorhaben verbleibenden Einsichtnahme-Moglichkeiten werden
unter Berucksichtigung der Lage im innerstadtisch verdichteten Bereich als zumutbar bewer-
tet. (siehe auch Kapitel 6.2 Maf} der baulichen Nutzung). Insgesamt Iasst sich somit festhal-
ten, dass die geplante, eingehauste (baulich geschlossene) Tiefgaragenrampe in ihrer Wir-
kung auf die Nachbarschaft zu keinen wesentlichen Beeintrachtigungen nachbarlicher Be-
lange flhrt, welche die flr die Einhausung sprechenden, stadtebaulichen Belange Uberwie-
gen wirden. Nicht zuletzt ist insoweit auch dem Rechtsgedanken von § 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3
BauO NRW Rechnung zu tragen, wonach Uberdachte Tiefgaragenzufahrten in abstandsfla-
chenrechtlicher Hinsicht grundsatzlich privilegiert zulassig sind.

Die Baugrenzen und Baulinien dirfen innerhalb des Plangebiets durch unterirdische Bohr-
pfahle um bis zu 3,0 m Uberschritten und fur BelGftungs- und Entrauchungsschachte um bis
zu 1,0 m Uberschritten werden, um eine Baugrube im Bereich der denkmalgeschutzten
Mauer standsicher herstellen und die Tiefgarage natirlich beltften zu kénnen. Die Lage der
geplanten Bellftungs- und Entrauchungsschéachte ist im Vorhaben- und ErschlieRungsplan
exemplarisch (Stand Vorplanung) dargestellt. Die genaue Lage kann erst nach Abschluss
der konkreten Hochbauplanung bestimmt werden. Eine Uberschreitung der Baugrenzen und
Baulinien in Bereiche offentlicher Verkehrsflachen ist nicht zulassig.

Um das Anbringen von Werbeschildern an den Fassaden zu ermoéglichen, wird festgesetzt,
dass die Baugrenzen und die Baulinie am Kartauserwall durch zulassige Werbeanlagen ent-
sprechend den gestalterischen Festsetzungen unter Punkt B Nr. 3 tberschritten werden dir-
fen.

Um das Anlegen von Dachterrassen zu ermdglichen, wird festgesetzt, dass diese die fir das
3. OG festgesetzten Baugrenzen um bis zu 2,7 m Uberschreiten durfen, sofern sie dabei die
fur das 2. OG malgeblichen Baugrenzen einhalten. Die geplanten Dachterrassen sind im
Vorhaben- und ErschlieBungsplan dargestellt. Sie orientieren sich in Richtung Nord-Ost und
Nord-West.

Arkaden

-23 -



Im Bereich des Innenhofes sind Arkaden geplant, die zeichnerisch innerhalb der tGberbauba-
ren Grundsticksflachen festgesetzt sind. Die AuRenkante des Gebaudes springt im Erdge-
schoss entsprechend zurtick. Aufgrund der Rundbdgen hat die Arkade eine mittlere geplante
Hohe von mindestens 2,5 m lber Gelandeniveau. Der Scheitelpunkt des Rundbogens liegt
bei 3,2 m Uber Gelandeniveau. Als stadtebaulich pragnante Elemente bieten die Arkaden ei-
nen witterungsgeschutzten Aufenthaltsbereich und eine Verbindung zwischen den Gebaude-
teilen.

Aulerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen sind Uberdachte Arkadengange auf den
dafir festgesetzten Flachen zulassig. Dies ermdglicht eine wettergeschutzte Verbindung zwi-
schen den Baukdrpern 2 und 3 herstellen zu kdnnen. Zudem kénnen im sogenannten ,Medi-
tationshof / Tiefhof* die geplanten Uberdachten Sitznischen (Sedilien) ausgebildet werden.
Die Sozialkontrolle der Arkaden soll durch eine entsprechende Nutzung und Beleuchtung si-
chergestellt werden.

Nebenanlagen

Um die Zulassigkeit von Nebenanalgen eindeutig zu regeln, werden Festsetzungen zu Ne-
benanlagen getroffen. GemaR § 14 Absatz 1 Satz 3 BauNVO sind Nebenanlagen mit Aus-
nahme von Nebenanlagen im Sinne des § 14 Absatz 2 BauNVO nur auf den hierfir festge-
setzten Flachen, den im Vorhaben- und ErschlieBungsplan dargestellten Flachen sowie in-
nerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen zulassig. (vgl. auch 6.5) Nebenanlagen im
Sinne des § 14 Absatz 2 BauNVO sind abweichend hiervon sowohl innerhalb als auch au-
Rerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen zulassig. Die Festsetzung soll die Zulassig-
keit fr die der Versorgung des Gebietes dienenden Nebenanlagen, wie z.B. eines Trafos,
ermaoglichen.

6.4 Geldandehdhen

Im Plangebiet wird eine Gelandehéhe mit 50,0 m Gber NHN festgesetzt, die eine eindeutige
Bestimmung der Gebaudehdhen im Rahmen der Abstandsflachenermittlung ermdglicht. Im
Uberwiegenden Teil des Plangebietes ist bereits eine Gelandehdhe von 50,0 m Gber NHN
vorhanden und weiterhin geplant, um eine ebenerdige und barrierefreie Fortfiihrung des
Strallenniveaus vom Kartauserwall ins Plangebiet sicherzustellen. Zudem sollen Verande-
rungen im Gelandeniveau auch im Hinblick auf die zu erwartenden archaologischen Boden-
funde auf kleinere Teilflachen beschrankt werden. Im Bereich des vorhandenen Bestandsge-
baudes soll die vorhandene Abgrabung auf das Niveau von 50,0 m Gber NHN verfullt wer-
den. Die Héhenfestsetzung gewahrleistet zudem eine ausreichende Uberdeckung der Tief-
garage. Die Hochbeete sind von der Hohenfestsetzung ausgenommen.

Um eine gewisse Flexibilitat bei der Umsetzung zu ermdglichen und Geldndeanpassungen
im Bereich der denkmalgeschitzten Mauer zu ermdglichen, sind geringfligige Abweichungen
zur Neigung des Gelandes fur die Oberflachenentwasserung und zur Gelandeanpassung an
Grundstlicksgrenzen zuldssig. Unterschreitungen der festgesetzten Hohe der Gelandeober-
flache zur Ausbildung des FuRweges zur Kartdusergasse (bestehende Gelandehéhe von
49,0 m G NHN) sowie der angrenzenden Flache fur Gemeinschafts-Fahrradstellplatze und
des Trafos und des dargestellten ,Meditationshofs / Tiefhofs* (Gelandehdhe 46,4 m G NHN)
sind zulassig. Dies erlaubt die Ausbildung der im Vorhaben- und Erschlielungsplan darge-
stellten Rampe im noérdlichen Grundstiicksteil, die eine barrierefreie fuRlaufige Verbindung
zwischen Kartausergasse und Kartauserwall herstellen und den Hohenunterschied von circa
1 m Uberwinden soll. Zudem kann mit der Festsetzung die Flache zum Abstellen der Fahrra-
der und Anordnung des Trafos barrierefrei erschlossen werden. Im Bereich des ,Meditations-
hofs / Tiefhofs® ist eine Gelandehdhe von 46,4 m tber NHN festgesetzt, um eine natirliche
Belichtung der im Untergeschoss gelegenen Radume zu ermdglichen. Auch hier wird die Ein-
haltung der Abstandsflachen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nachgewiesen und
im Bauantragsverfahren erneut gepruft und sichergestellt. Mit den Veranderungen der Ge-
landeoberflache entstehen weder Nachteile flir Nachbargrundstiicke noch wird das Orts- o-
der Landschaftsbild beeintrachtigt.
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6.5 ErschlieBung

Offentliche Verkehrsfliche

Entlang des Kartauserwalls wird eine kleine Flache als 6ffentliche Verkehrsflache festge-
setzt. Diese Flache befindet sich derzeit auf dem Grundstiick des Vorhabentragers, wird je-
doch schon im Bestand als 6ffentliche Gehwegflache genutzt. Angesichts der geringen
GroRe der Flache von nur 0,17 m? soll von der urspriinglich beabsichtigten Ubertragung der
Flache in das Eigentum der Stadt Kéln abgesehen werden. Der Vorhabentrager hat im Plan-
verfahren seine Zustimmung zur Widmung der Flache gem. § 6 Abs. 5 StrWG NRW erklart.

StraBenbegrenzungslinie

Entlang des Kartauserwalls und der Kartdusergasse werden StralRenbegrenzungslinien fest-
gesetzt, um die bestehenden 6ffentlichen Verkehrsflachen abzubilden. Da die Strallenbe-
grenzungslinie entfallt, wenn sie mit einer Baugrenze oder Baulinie zusammenfallt, ist sie nur
in Teilbereichen des Plangebietes sichtbar.

StraBenverkehr

Eine Anderung der bestehenden Verkehrssituation oder Verkehrsfiihrung auf den Bestands-
straRen ist durch das Vorhaben nach Abschluss der Baumalinahme nicht vorgesehen. Die
Zufahrt zum Grundstuick bzw. der Tiefgarage fir den motorisierten Verkehr erfolgt wie bisher
ausschlief3lich Gber den Kartduserwall. Die Wege und Platze im Plangebiet bleiben der Nut-
zung durch FuRganger*innen vorbehalten. Fir Rettungsfahrzeuge, Umzugs- und Lieferwa-
gen bleibt der sldliche Platzbereich im Bedarfsfall befahrbar, ohne dass dies einer Festset-
zung bedarf.

Aufgrund der Ansiedlung neuer Nutzungen im Plangebiet wird es zu einem planbedingten
Mehrverkehr kommen. Die Auswirkungen der Planung auf das vorhandene &ffentliche Ver-
kehrsnetz im Umfeld sowie die Parkplatzsituation wurden in einem Verkehrsgutachten des
Buros PTV Transport Consult GmbH vom Oktober 2020 untersucht. Zur Férderung alternati-
ver Mobilitatsformen wurde zudem ein Mobilitatskonzept erstellt.

Zunachst wurden Verkehrsbelastungen im Analysezustand ermittelt und die Leistungsfahig-
keiten an den relevanten Knotenpunkten untersucht. Die Grundlage fir den Analysezustand
bilden die am 12.11.2019 und 25.08.2020 durchgeflhrten Verkehrserhebungen sowie Zahl-
daten der Stadt KoIn (Bestands-Verkehrsbelastungen). Zur Ermittlung der Verkehrsverhait-
nisse im Prognosefall wurden die Neuverkehre gemaf des vorliegenden Nutzungskonzeptes
berechnet und anschliel3end mit den Verkehrsbelastungen des Analysezustandes uberla-
gert.

Die Annahmen der Neuverkehre orientieren sich an den Richtlinien zur Verkehrserzeugungs-
berechnung nach Bosserhoff sowie aktueller Modal-Split-Werte der Stadt Kéln nach MiD
2017. So wurde flr die Bewohnerschaft ein motorisierter Individualverkehr-/MIV-Anteil von
35 % angesetzt, welcher den aktuellen Kdlner Durchschnittswert darstellt. Fir die anderen
Nutzergruppen (z.B. Besucher*innen und Teilnehmer*innen an Seminaren) sind etwas ho-
here Werte zwischen 40 bis 50 % gewahlt worden. So soll vor allem das Uberregionale Ein-
zugsgebiet der evangelischen Bildungseinrichtung bericksichtigt und ein insgesamt hinrei-
chend kritischer Fall abgebildet werden. Auch fiir die Bildungseinrichtung wurde im Rahmen
der Verkehrserzeugungsberechnung von einer hohen Auslastung ausgegangen, um ein
,worst-case“-Szenario an Tagen mit hohem Besucherverkehr zu beriicksichtigen. Die Annah-
men zur Verteilung der Neuverkehre im Verkehrsnetz orientieren sich an den bestehenden
Verkehrsverhaltnissen. Der Zielverkehr fahrt dementsprechend zu 80 % Uber den Sachsen-
ring und den Kartauserhof in den Kartduserwall und nur zu 20 % Uber die Severinstral3e und
den Kartauserhof.
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Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass das durch das Vorhaben erzeugte Verkehrs-
aufkommen bei etwa 230 Kfz / 24 h im Quell- sowie im Zielverkehr liegen wird. Wahrend der
Morgenspitzenstunde werden etwa 14 Kfz im Quell- und 16 Kfz im Zielverkehr (insgesamt 30
Kfz) erwartet, zum Zeitpunkt der Abendspitzenstunde circa 29 Kfz im Quell- und circa 30 Kfz
im Zielverkehr (insgesamt 59 Kfz). Somit wird die Realisierung des Vorhabens zu keiner
mafgeblichen Steigerung der Quell- und Zielverkehre fiihren, zumal das Grundstlick bereits
im Bestand genutzt wird.

Fir den Analysezustand sowie den Prognosefall wurden Leistungsfahigkeitsberechnungen
an den relevanten Knotenpunkten fir die Morgen- und Abendspitze auf Grundlage des stati-
schen Berechnungsverfahrens gemal dem Handbuch flr die Bemessung Stralienverkehrs-
anlagen (HBS 2015) durchgeflhrt. Die Betrachtung der Leistungsfahigkeit zeigt, dass am
Knotenpunkt Sachsenring / Karolingerring / Brunostral3e bereits im Analysezustand ein Leis-
tungsfahigkeitsdefizit vorliegt. Durch geringfligige Verschiebung der Griinzeiten kann hier ein
leistungsfahigerer Verkehrsabfluss in beiden Betrachtungsfallen wiederhergestellt werden.
Alle Ubrigen betrachteten Knotenpunkte erreichen sowohl im Analyse- als auch im Prognose-
fall eine mindestens ausreichende Verkehrsqualitat. Durch die verhaltnismafig geringen vor-
habenbezogenen Zusatzverkehre tritt keine Verschlechterung der Verkehrsqualitaten auf.
Die Auswirkungen des Bauvorhabens auf die Verkehrsverhaltnisse des motorisierten Indivi-
dualverkehrs (MIV) kdnnen somit als gering angesehen werden. Auch die Anbindung der
Tiefgarage an den Kartauserwall lasst durch das verhaltnismafig geringe Verkehrsaufkom-
men keine negativen Auswirkungen auf den Verkehrsfluss erwarten.

In einem weiteren Schritt wurde das Angebotsnetz fiir den Rad-, Ful3- sowie den o6ffentlichen
Verkehr betrachtet. Es zeigt sich, dass das Plangebiet durch seine zentrale Lage in der Kdl-
ner Sudstadt eine hochwertige Anbindung an das 6ffentliche Verkehrsnetz bietet. Durch die
im Umfeld bestehende hohe Dichte alltaglicher und versorgungsrelevanter Ziele bieten sich
grolde Potenziale fiur den Ful3- und Radverkehr. Im Gbergeordneten Stral’ennetz (z. B. Sach-
senring und Ulrichgasse) sind in der letzten Zeit zahlreiche Verbesserungen der Radver-
kehrsinfrastruktur umgesetzt worden, weitere sind geplant (z. B. im Kartauserwall). Daneben
sind mit der Umsetzung des Vorhabens MobilitatsmaRnahmen geplant, wie z. B. der Bau at-
traktiver Radabstellanlagen (oberirdisch und in der Tiefgarage). Auf diese Weise kann der
Umweltverbund zugunsten eines nachhaltigen Mobilitdtsverhaltens geférdert werden.

Tiefgarage / Stellplatze

Alle Stellplatze fur Pkw sind nur unterhalb der Gelandeoberflache in einer Tiefgarage (TGa)
zulassig, deren Umgrenzung zeichnerisch festgesetzt ist. Dadurch sollen die oberirdischen
Freiflachen von einer Stellplatznutzung freigehalten und als Griin- und Aufenthaltsbereiche
genutzt werden kénnen. Die Festsetzung wird dahingehend textlich erganzt, dass innerhalb
der Flache fur Tiefgaragen (TGa) unterirdische Aufenthaltsrdaume, Lagerflachen, Abstell-,
Technik-, und Nebenrdume sowie Fahrradstellplatze gemaR § 48 Bauordnung (BauO) NRW
auch auRerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflache zuldssig sind. Durch die Festsetzung
sollen die genannten Raume und Flachen im gesamten, als Tiefgarage festgesetzten Be-
reich zulassig sein, um eine flacheneffiziente, unterirdische Anordnung zu erméglichen.

Die Erschlieffung der Tiefgarage erfolgt Uber getrennte Fahrbahnen flr Ein- und Ausfahrten
vom Kartauserwall im sudostlichen Bereich des Grundstticks. In der Planzeichnung ist der
Ein- bzw. Ausfahrtsbereich der Tiefgarage festgesetzt. Das bedeutet, dass aul3erhalb des
festgesetzten Bereiches keine Zufahrten zulassig sind. Im Vorfeld wurden unterschiedliche
Rampenlagen z. B. auch eine offene Rampenfiihrung entlang der westlichen Grundstucks-
grenze untersucht und gegeneinander abgewogen. Der Zu- und Ausfahrtsbereich an der
jetzt festgesetzten Stelle Gberzeugt durch seine stadtebauliche Einfigung in die Kubatur und
verhindert durch seine geschlossene Ausbildung Larmimmissionen in die benachbarten
Wohnbereiche. Zudem ist eine Nutzung der Tiefgarage bereits nach Abschluss der ersten
Bauphase maglich. Zusammen mit den Festsetzungen zum Schallabsorptionsgrad kann eine
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vertragliche Anordnung und die Einhaltung gesunder Wohnverhaltnisse fir Bestand und um-
gebende Bebauung sichergesellt werden (siehe auch Kapitel 6.7 Vorkehrungen zum Schutz
vor schadlichen Umwelteinwirkungen / Larm).

Die Anzahl an Pkw-Stellplatzen ist durch die am 17.03.2022 durch den Rat der Stadt KéIn
beschlossene Stellplatzsatzung geregelt und richtet sich darliber hinaus nach dem geplanten
Mobilitdtskonzept. Mit der Bekanntmachung der Satzung wurde diese rechtswirksam. Erklar-
tes Ziel der Satzung ist es, einen Beitrag zur Verkehrswende und zum Klimaschutz fir ein
lebenswertes Kdln zu liefern. Die Herstellung von Stellplatzen soll auf das zwingend notwen-
dige MaR reduziert und alternative Mobilitatsformen sollen gestarkt werden.

Im Rahmen des Verkehrsgutachtens und Mobilitatskonzepts, das wesentliche Planungs-
grundlage ist, wurde der Stellplatzbedarf auf Grundlage der am 17.03.2022 beschlossenen
Stellplatzsatzung flr die geplanten Nutzungen ermittelt. Aufgrund der guten Erreichbarkeit
mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln kann die Anzahl notwendiger Stellplatze um 50 % reduziert
werden. Weitere Reduktionsmdglichkeiten sind bei Umsetzung eines Mobilitdtskonzeptes
moglich. Konkret untersucht wurden Job- / Semestertickets sowie Carsharing-Angebote. Sie
wurden bei der Berechnung des Stellplatzbedarfs vorerst nicht in Ansatz gebracht, da auf-
grund der guten Erreichbarkeit im OPNV bereits eine Reduzierung der notwendigen Stell-
platzzahl um 50% erfolgt.

Darlber hinaus ist insbesondere mit Blick auf die geplante Gastronomie, deren Einzugsge-
biet auf das Viertel beschrankt bleiben wird, davon auszugehen, dass sich zahlreiche Nut-
zungskombinationen zwischen der Gastronomie und anderen Nutzungen (z.B. Biro, Veran-
staltungsraum, Wohnen) ergeben. Somit werden durch die Gastronomie, deren Bedarf not-
wendiger Stellplatze nach dem Verkehrsgutachten auf 3 Stellplatze beziffert wurde, weniger
zusatzliche Pkw-Fahrten erzeugt (Verbundeffekt). Ausgehend von einer Grofle des Gast-
raums von 181 m? Nutzflache entspricht dies einem Reduzierungsfaktor von 30%.

Insgesamt ergibt sich nach dem Verkehrsgutachten unter Anwendung des Verbundeffekts
und ohne weitergehende MalRnahmen zur Umsetzung des geplanten Mobilitatskonzeptes ein
voraussichtlicher tatsachlicher Stellplatzbedarf von 46 Stellplatzen fur das gesamte Vorha-
ben. Die erforderliche Anzahl an Pkw-Stellplatzen kann in der Tiefgarage, die insgesamt 50
Pkw-Stellplatze umfasst, untergebracht werden und enthalt damit einen geringen Puffer flr
die weitere Planung. Der Nachweis der notwendigen Stellplatzzahl erfolgt abschlief3end im
Baugenehmigungsverfahren, in dessen Rahmen sichergestellt wird, dass auch die konkreten
vorhabenbezogenen Immissionsschutzanforderungen eingehalten werden.

Bei Entfall der bestehenden Stellplatze fur das Bildungszentrum wahrend der 1. Bauphase
sind geeignete Kompensationsmaflnahmen zu ergreifen.

Fahrradstellplatze
Fahrradstellplatze sind in der Tiefgarage und auf den im vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan als Gemeinschafts-Fahrradstellplatze (GFst) festgesetzten Flachen zulassig.

Aufgrund der Mobilitatswende und der zentralen Lage im Stadtgebiet ist eine hohe Nach-
frage nach Fahrradstellplatzen zu erwarten. Um eine stadtebaulich vertragliche Unterbrin-
gung sicherzustellen, sind die Flachen fir Fahrradstellplatze festgesetzt. Der rechnerische
Bedarf betragt 196 Stellplatze fir Fahrrader, davon 20 fir Lastenfahrrader. Die Tiefgarage
soll Platz fur mindestens 118 Fahrrader (davon 12 Lastenrader) fiir die im Gebaude vorgese-
henen Nutzungen bieten. Der Zugang zur Tiefgarage fur den Radverkehr erfolgt Gber einen
separaten, etwa 1,5 m breiten Gehweg an der Aulienseite der Rampe.

Im AuRenbereich werden zwei weitere Gemeinschafts-Fahrradabstellanlagen in unmittelba-
rer Nahe zu beiden Zugangen zum Plangrundstlick vorgesehen. Eine befindet sich nérdlich
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der Bebauung nahe des Grundstiickzugangs an der Kartausergasse, die andere an der stid-
lichen Grundstiicksgrenze zum Kartauserwall. Oberirdisch sollen insgesamt 78 Fahrradstell-
platze (davon 8 fur Lastenrader) schwerpunktmafig flir Besucherinnen und Besucher unter-
gebracht werden. Eine Uberdachung der Fahrradabstellanlagen oder von Teilen dieser wird

aus stadtebaulichen und denkmalpflegerischen Griinden nicht gewtlinscht.

Rettungswege

Fir den Nachweis der Rettungswege hat eine Erstabstimmung mit der Feuerwehr stattgefun-
den. Die erforderlichen Feuerwehraufstell- und Bewegungsflachen werden in der Planung
bericksichtigt und sind im VEP dargestellt. Die Anleiterbarkeit der Wohnungen im Bereich
~Wohnen und Gewerbe* ist durch die Befahrbarkeit der vorderen Platzflache fir Rettungs-
fahrzeuge gewahrleistet. Eine separate Festsetzung von Fahrrechten zugunsten der Ret-
tungsfahrzeuge ist nicht erforderlich. Fur die Gbrigen Nutzungsbereiche sind jeweils zweite
bauliche Rettungswege vorgesehen. Der Nachweis der Rettungswege ist im Baugenehmi-
gungsverfahren zu fuhren.

6.6 FuBweg / Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Die fuBlaufige ErschlieBung des Plangebiets erfolgt vom Kartduserwall und der Kartduser-
gasse. Um die Anbindung an die bestehenden Einrichtungen der evangelischen Kirche im
Umfeld und die Verbindungen im Quartier zu sichern, soll im Tagzeitraum eine neue Ful3-
wegeverbindung zwischen dem Kartauserwall und der Kartausergasse gesichert werden.
Hierzu wird im vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein Gehrecht zugunsten der Allgemein-
heit gemaR § 9 Absatz 1 Nummer 21 BauGB festgesetzt. Die Breite der Wegeverbindung
wurde in Abstimmung mit den Fachamtern auf mindestens 2,0 m festgelegt. Im Innenhof wird
das Gehrecht auf die gesamte Platzflache ausgeweitet. Im Bereich der Arkaden hat der
Durchgang aufgrund der Rundbdgen eine mittlere geplante Héhe von mindestens 2,5 m. Der
Scheitelpunkt des Rundbogens liegt bei 3,2 m Uber Gelandeniveau. Im Bereich der denkmal-
geschitzten Mauer ist die Offnungsbreite auf 2,0 m und die Offnungshéhe auf maximal 2,2
m begrenzt, um den Eingriff in die denkmalgeschiitzte Mauer zur Kartdusergasse zu mini-
mieren (siehe auch Kapitel 7.6 Kulturguter).

Um Nutzungskonflikte mit den angrenzenden Wohnnutzungen zu vermeiden, kann die 6f-
fentliche Nutzung der Platzflache in den Zeiten von 22:00 bis 6:00 Uhr eingeschrankt wer-
den. Zudem soll es dem Eigentimer moglich sein, die nachtliche Schliefung des Weges
Uber Tore an dem Durchgang an der Kartdusergasse und an dem nérdlichen Zugang zum
Innenhof (Uberdachter Arkadengang) vorzunehmen. Konkrete Regelungen werden in den
Durchfuhrungsvertrag aufgenommen.

Auf ein Radfahrrecht im Plangebiet wird verzichtet, da die Radabstellanlagen am Rand des
Plangebiets bzw. in der Tiefgarage vorgesehen sind und Konflikte zwischen Fulliganger*in-
nen und Radfahrer*innen vermieden werden sollen.

6.7 Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen /
Larm

Aufgrund seiner innerstadtischen Lage ist das Grundstlick mit LA&rmimmissionen belastet.
Zur Beurteilung der auf das Plangebiet und die Umgebung einwirkenden Larmimmissionen
aus StralRenverkehr, Schienenverkehr, Flugverkehr und Gewerbelarm wurde eine Schal-
limmissionsprognose vom Bliro Tohr Bauphysik GmbH & Co. KG erstellt. In dem Gutachten
wurde auch der durch den gewerblichen Betrieb des geplanten Bauvorhabens emittierende
Gewerbelarm (Betrieb der Bildungseinrichtung, der Blro- und Verwaltungsnutzung sowie der
Gastronomie) untersucht.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan setzt keine Baugebiete nach BauNVO fest, sondern
ermdglicht durch die Festsetzung von Nutzungsbereichen (,Bildungseinrichtungen®, ,Woh-
nen / Gewerbe®, ,Wohnen / Verwaltung“) auf Grundlage von § 12 Absatz 3a BauGB eine vor-
habenbezogene Definition der Art der baulichen Nutzung. Daher erfolgt die Einstufung des
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Plangebietes in die Kategorien der maf3geblichen Beurteilungsgrundlagen anhand der Um-
gebungsbebauung und der geplanten Nutzung. Die immissionsseitig zu bertcksichtigenden
Gebaude sudlich des geplanten Neubaus (sudlich Kartauserwall) werden aufgrund der be-
stehenden Nutzung aus Wohnen und Gewerbe als Mischgebiet (Ml) beurteilt. Die Gebaude
Ostlich des Plangebietes (Kartauserhof, Kartausergasse und nérdlich Kartauserwall) befinden
sich gemal des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 67435/05 in einem besonderen Wohn-
gebiet (WB). Das Plangebiet ist durch eine gemischte Nutzung mit Wohnen, Buro- und Semi-
narrdume und Gastronomie gepragt und soll ebenfalls als besonderes Wohngebiet (WB) be-
wertet werden. Die besonderen Wohngebiete werden entsprechend den Orientierungswerten
aus Beiblatt 1 zu DIN 18005 beurteilt. Daftr werden hilfsweise die Immissionsrichtwerte fur
Mischgebiete (MI) im Tageszeitraum und fur allgemeine Wohngebiete (WA) im Nachtzeit-
raum nach TA Larm herangezogen.

Gewerbelarm

Zur Beurteilung des Gewerbelarms nach TA-Larm wurden die Beurteilungs- und Spitzenpe-
gel von allen Larmquellen an den maR3geblichen Immissionsorten berechnet. Die untersuch-
ten Immissionsorte umfassen den Kartauserhof 15 und 19, den Sachsenring 16, 12 und 10
(Ausrichtung zum Kartauserwall), den Kartauserwall 24 und zwei ausgewahlte Wohn- und
Schlafrdume des geplanten Neubaus.

Berucksichtigt wurden die relevanten Schallquellen aus dem Betrieb und der Benutzung des
geplanten Neubaus:

— Haustechnische Anlagen auf Dachern

— Nutzung Veranstaltungsraum

— Nutzung Meditationshof

— Innengastronomie

— Aulengastronomie

— Anlieferungen

— Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage (gewerbliche Nutzung)

Bei der Konkretisierung des Vorhabens wurden bereits folgende Mallinahmen bericksichtigt,
um die Beeintrachtigungen fir die umliegende Bebauung zu minimieren. Der geplante Ver-
anstaltungsraum wird vorrangig fur Vortrage, Lesungen und Diskussionen und gegebenen-
falls musikalische Darbietungen genutzt werden. Fur diese Nutzungen wird ein Innenpegel
bei Veranstaltungen von 75 bis 80 dB(A) erwartet. Im Larmgutachten wird sicherheitshalber
ein Innenpegel von 85 dB(A) angesetzt. Die Veranstaltungen werden in zeitlicher Hinsicht
auf den Tageszeitraum (6:00 — 22:00 Uhr) begrenzt. Der Raum wird mit einem Abstand von
3 m zur Grundsticksgrenze geplant, ein Kérperschallibertrag kann somit ausgeschlossen
werden. Der ,Meditationshof / Tiefhof* soll ruhig z. B. zur Meditation im Tagzeitraum (6:00 —
22:00 Uhr) genutzt werden.

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die jeweils geltenden Immissionsrichtwerte an al-
len Immissionspunkten eingehalten bzw. unterschritten werden. An den betrachteten Immis-
sionspunkten auflerhalb des Plangebietes werden im Tagzeitraum maximal 55 dB(A) und im
Nachtzeitraum maximal 39 dB(A) erreicht. Somit werden sowohl im Tagzeitraum als auch im
Nachtzeitraum die Immissionsrichtwerte fir allgemeine Wohngebiete (WA) an den betrachte-
ten Immissionsorten auf3erhalb des Plangebiets eingehalten. Innerhalb des Plangebiets tre-
ten Werte von tags maximal 60 dB(A) und nachts maximal 49 dB(A) auf.

Auch die maximalen Spitzenpegel werden an allen untersuchten Immissionspunkten unter-
schritten.

Den Berechnungen lagen folgende Annahmen zugrunde, die als Einschrankungen im Gut-
achten angesetzt sind:
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— Die technischen Anlagen auf dem Dach des Baukorpers 2 durfen jeweils einen Ge-
samt-Schallleistungspegel von LWA,ges,tags = 90 dB(A) im Tagzeitraum und
LWA,ges,nachts = 75 dB(A) im Nachtzeitraum nicht Uberschreiten. Hohere Gesamt-
Schallleistungspegel sind durch schallabschirmende Mallnahmen mdglich.

— Die Fenster im Veranstaltungsraum mussen fir die Dauer von Veranstaltungen ge-
schlossen bleiben. Um den Betrieb des Raumes bei geschlossenen Fenstern zu ge-
wabhrleisten, ist eine Luftungsanlage vorzusehen. Die Fenster missen ein gepriftes
Schallddmm-Maf von Rw = 30 dB aufweisen.

— Die Nutzung des Veranstaltungsraums und der Freiflache (, Tiefhof / Meditationshof*)
werden im Nachtzeitraum ausgeschlossen.

— Die AuBBengastronomie darf maximal 13 Stunden und ausschlief3lich im Tagzeitraum
betrieben werden.

— Die geplanten Gastronomiebetriebe durfen im Nachzeitraum betrieben werden, so-
fern in diesem Zeitraum die Fenster und Turen geschlossen gehalten werden und der
Zugang ausschlieB3lich Uber den Windfang erfolgt. Die Fenster und Tlren missen ein
gepruftes Schallddamm-Maf von Rw = 30 dB aufweisen. In den Gastronomieraumen
mussen schallabsorbierende MalRnahmen ausgefihrt werden, um eine Nachhallzeit
von T60 = 1,0 s im eingerichteten Zustand zu erreichen.

— Die Anlieferungen durfen nicht im Nachtzeitraum erfolgen.

— Im Nachtzeitraum sind innerhalb einer Stunde maximal fiinf Fahrbewegungen an der
Tiefgaragen-Ein- und Ausfahrt zulassig, welche einer gewerblichen Nutzung zugeord-
net werden.

— Die Tiefgaragenrampe ist an Wanden und Decke schallabsorbierend mit einem
Schallabsorptionsgrad von aw = 0,8 auszufihren.

Die oben aufgefuihrten Einschrankungen werden teilweise Bestandteil des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans und teilweise im Durchfihrungsvertrag geregelt (siehe Schallminde-
rungsmafinahmen).

Darlber hinaus erfolgte eine Sonderfallprifung gemaf TA Larm fir die Ein- und Ausfahrten
der Tiefgarage ausgehend von der Wohnnutzung. Diese Nutzung kann keinem gewerblichen
Betrieb zugeordnet werden. Eine Untersuchung nach TA-Larm ist somit nicht erforderlich
und wird nur orientierend entsprechend der Richtwerte beurteilt. Die zuldssigen Beurteilungs-
pegel und Spitzenpegel nach TA Larm werden durch die Nutzung der Ein- und Ausfahrt der
Tiefgarage durch die Bewohner*innen nicht Uberschritten.

StralRenverkehr

Zur Bewertung der Auswirkungen der Planung auf die umgebende Bestandsbebauung wur-
den die Beurteilungspegel aus dem Stra3enverkehrslarm fur den Null-Fall (Planung wird
nicht umgesetzt) und den Plan-Fall (Planung ist vollstandig umgesetzt und in Betrieb genom-
men) berechnet. Im Planfall wurden die Bestandsverkehre (Ergebnisse der Verkehrszahlung)
mit den errechneten Verkehren des geplanten Vorhabens Uberlagert. Die Berechnungen er-
folgten nach den Vorschriften der 16. BImSchV und RLS-90. Die untersuchten Immission-
sorte umfassen den Sachsenring 10 und 12 (in Richtung Kartduserwall), den Kartduserhof 7,
15 und 27 und die Kartadusergasse 5.

Um die Beurteilungspegel aus Strallenverkehrslarm auf die bestehenden Wohngebaude zu
ermitteln, wurden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV als Orientierungswerte heran-
gezogen. Die Immissionsgrenzwerte liegen im Mischgebiet (Ml) bei 64 dB(A) tags und 54
dB(A) nachts, im allgemeinen Wohngebiet (WA) bei 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts.

An den untersuchten Immissionsorten am Sachsenring (MI) nehmen die Beurteilungspegel
deutlich zu. Die maximalen Beurteilungspegel steigen tags um 3,1 dB von derzeit 51,8 dB(A)
auf maximal 54,9 dB(A) und nachts um 3,0 dB von derzeit 42,6 dB(A) auf maximal 45,6
dB(A). Zwar nimmt der Beurteilungspegel deutlich zu, jedoch muss dies angesichts der im-
mer noch verhaltnismafig geringen Belastung als nicht erhebliche Belastung bewertet wer-
den.
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An den untersuchten Immissionsorten in Kartauserhof und Kartausergasse (WB) nehmen die
Beurteilungspegel geringfiigig zu. Die maximalen Beurteilungspegel steigen tags um 0,1 dB
von derzeit 60,7 dB(A) auf maximal 60,8 dB(A) und nachts um 0,6 dB von derzeit 50,6 dB(A)
auf maximal 51,2 dB(A). An einem Immissionsort werden die Immissionsrichtwerte der 16.
BImSchV von 49 dB(A) nachts um weniger als 2,2 dB uberschritten. In Anlehnung an die 16.
BImSchV wird die Zunahme als keine erhebliche Beeintrachtigung bewertet. Die sogenann-
ten ,Sanierungswerte® in Anlehnung an die Schwelle 70 / 60 dB(A) Tag/Nacht aus der 16.
BImSchV werden nicht Gberschritten.

An den Fassaden der geplanten Gebaude werden die Orientierungswerte von besonderen
Wohngebieten gemalf’ Beiblatt 1 zu DIN 18005 im Tag- und Nachtzeitraum an einigen weni-
gen Fassaden Uberschritten. Im Tageszeitraum liegt der berechnete Beurteilungspegel an
der Sudfassade des geplanten Wohngebaudes am Kartauserwall im EG und 1. OG um 1 dB
hoéher als der Orientierungswert. Im Nachtzeitraum wird der Orientierungswert im an den
Sudfassaden des geplanten Wohngebaudes am Kartauserwall im EG bis 4. OG um bis zu 7
dB Uberschritten.

Schienenverkehr StralRenbahn

An den Fassaden der geplanten Gebaude werden die Orientierungswerte von besonderen
Wohngebieten gemaf Beiblatt 1 zu DIN 18005 im Tagzeitraum unterschritten. Im Nachtzeit-
raum wird der Orientierungswert an der Siidfassade des geplanten Wohngebaudes am Kar-
tauserwall im 4. OG um 1 dB Uberschritten.

Schienenverkehr Personen- und Guterzige

An den Fassaden der geplanten Gebaude werden die Orientierungswerte von besonderen
Wohngebieten gemaf Beiblatt 1 zu DIN 18005 im Tagzeitraum unterschritten. Im Nachtzeit-
raum wird der Orientierungswert an allen Fassaden des geplanten Neubaus um 10 dB Uber-
schritten. Dass alle Fassaden gleichermalen betroffen sind, liegt an den bericksichtigten
Pauschalwerte fur die Beurteilungspegel mit 50 dB(A) im Tagzeitraum und 55 dB(A) im
Nachtzeitraum.

Flugverkehr
An den Fassaden der geplanten Gebaude werden die Orientierungswerte von besonderen

Wohngebieten gemal} Beiblatt 1 zu DIN 18005 im Tag- und Nachtzeitraum unterschritten.

Gesamter Verkehrslarm

Aus dem gesamten Verkehrslarm wurden die Beurteilungspegel an den Fassaden der ge-
planten Gebaude berechnet. Berlicksichtigt wurde dabei der Verkehrslarm aus Stral3enver-
kehr, aus Schienenverkehr durch die StralRenbahn und die circa 800 m entfernten Personen-
und Guterziige sowie aus dem Flugverkehr.

Die Ergebnisse der Immissionsberechnung flir den Gesamtverkehrslarm zeigen, dass vor
dem im Sudosten gelegenen Gebaudeteil die hochsten Werte im Plangebiet erreicht werden.
Dort werden maximale Beurteilungspegel von 62 dB(A) tags erwartet und die Orientierungs-
werte fur besondere Wohngebiete nach Beiblatt 1 zur DIN 18005 von tags 60 dB(A) um 2 dB
Uberschritten. Im Nachtzeitraum werden maximale Beurteilungspegel von 57 dB(A) erwartet
und die Orientierungswerte fur besondere Wohngebiete nach Beiblatt 1 zur DIN 18005 von
nachts 45 dB(A) um 12 dB Uberschritten. Die sogenannten ,Sanierungswerte® in Anlehnung
an die Schwelle 70 / 60 dB(A) Tag/Nacht aus der 16. BImSchV werden eingehalten.
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Schallminderungsmalnahmen

Aufgrund der raumlichen Situation im Plangebiet, der Lage der bestehenden und geplanten
Bebauung zu den Emissionsquellen und der stadtebaulichen Zielsetzungen eines urbanen
innerstadtischen Quartiers kommen fir das Plangebiet nur passive Schallschutzmallnahmen
nach DIN 4109 in Betracht, die den erforderlichen Schallschutz in den Gebauden in Form
von Mindestanforderungen an die Luftschalldammung von AuRenbauteilen schutzbedurftiger
Nutzungen sicherstellen.

Der malR3gebliche Aufienlarmpegel wurde auf Grundlage der Beurteilungspegel aus dem ge-
samten Verkehr- und Gewerbelarm gemaf DIN 4109 berechnet. Fir den Nachtzeitraum wer-
den im Sinn der DIN 4109 zusatzlich 10 dB addiert, um die besondere Schutzbedirftigkeit
des nachtlichen Schlafens zu berticksichtigen. Fir die planungsrechtlich festgesetzte Neube-
bauung ergeben sich entsprechend der berechneten mafl3geblichen Aufienlarmpegel und
den hieraus resultierenden Larmpegelbereichen Anforderungen an die Schallddmmung der
AuBenbauteile von schutzbedurftigen Raumen nach MalRgabe von Kapitel 7 der DIN 4109-1
(Schallschutz im Hochbau, Ausgabe Januar 2018 — Beuth Verlag GmbH, Berlin) gemaf} den
Larmpegelbereichen Il bis IV.

Die in der Planzeichnung festgesetzten Larmpegelbereiche beruhen auf der freien Schal-
lausbreitung in der fir die verschiedenen Schallarten jeweils unglnstigsten Hohe. Eine Min-
derung der zu treffenden Schallschutzmalinahmen ist daher im Einzelfall zulassig, wenn im
Baugenehmigungsverfahren anhand einer schalltechnischen Untersuchung ein niedrigerer
malfgeblicher AuRenlarmpegel an den Aulienbauteilen von schutzbediirftigen Raumen nach-
gewiesen werden.

Um einen ungestorten Schlaf zu ermdéglichen, ist bei Schlaf- und Kinderzimmern bei einem
Beurteilungspegel > 45 dB(A) im Nachtzeitraum (22:00 bis 6:00 Uhr) eine fensterunabhan-
gige Beluftung durch schallgedammte Luftungseinrichtungen wie zum Beispiel Klapp- oder
Spaltlifter oder gleichwertige Mallnhahmen bei geschlossenen Fenstern und Tlren, wie etwa
mechanische Liftungsgerate, vorzusehen. Rechtgrundlage ist das Beiblatt 1 der DIN 18005-
1, Schallschutz im Stadtebau, Berechnungsverfahren, schalltechnische Orientierungswerte
fur die stadtebauliche Planung.

Fir die geplanten Aulienwohnbereiche wurden Beurteilungspegel im Tagzeitraum von bis zu
62 dB(A) berechnet. Schallabschirmende Maflihahmen sind somit fir AuRenwohnbereiche
nicht erforderlich.

Zum Schutz vor schadlichen Larmimmissionen wird festgesetzt, dass die Auldengastronomie,
der Veranstaltungsraum sowie der Meditationshof / Tiefhof ausschlie3lich im Tagzeitraum
zwischen 6:00 und 22:00 Uhr betrieben werden dirfen. Mit der Festsetzung soll explizit dem
besonderen Anspruch auf nachtliche Ruhe Rechnung getragen werden.

Da die Tiefgaragenrampe in unmittelbarer Nachbarschaft zur Wohnnutzung geplant ist, ist
zudem festgesetzt, dass die Tiefgaragenrampe an Wanden und Decke schallabsorbierend
mit einem bewerteten Schallabsorptionsgrad von aw 20,8 auszufiihren ist.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne von § 3 Abs. 1 BImSchG ist si-
cherzustellen, dass an malfigeblichen Immissionsorten im Sinne von Nr. 2.3 der TA Larm in-
nerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans die flir Mischgebiete geltende Immissi-
onsrichtwerte nach Nr. 6.1 der TA Larm von 60 dB(A) im Tagzeitraum bzw. 45 dB(A) im
Nachtzeitraum sowie auf den nachfolgend genannten Grundstuicken westlich der StralRe Kar-
tauserhof die fir allgemeine Wohngebiete geltende Immissionsrichtwerte von 55 dB(A) im
Tagzeitraum bzw. 40 dB(A) im Nachtzeitraum nicht Gberschritten werden. Neben den inner-
halb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans gelegenen Grundstiicken bezieht sich die
Festsetzung auch auf die nachfolgend genannten Flurstlicke in der Flur 13 der Gemarkung
Koln: 280/27, 279/27, 26, 105/28, 126/28, 127/29, 95/29, 141/29, 97/30, 98/30, 31, 32, 33,
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34, 217/35, 135/36, 37, 38, 277/91, 210/92 sowie 128/93. Die Festsetzung ist auf die dstlich
angrenzenden Grundstiicke beschrankt, da hier eine unmittelbare Nahe zu den Emissionsor-
ten vorliegt. Festsetzungen fir die nérdlich und westlich angrenzenden Grundstucke sind
aufgrund der geplanten Nutzung, der abschirmenden Wirkung des Gebaudes und der groflie-
ren Abstande zu den Emissionsorten nicht erforderlich. Die Bebauung sudlich des Kartauser-
walls wird als Mischgebiet eingestuft, fur das hdhere Immissionsrichtwerte gelten. Da bereits
innerhalb des Geltungsbereichs die Einhaltung der Immissionsrichtwerte fur Mischgebiete
eingehalten werden muss, besteht hier aufgrund der groReren Entfernung zu den Emission-
sorten kein weiterer Regelungsbedarf.

Alle oben aufgefiihrten Festsetzungen dienen als Rahmen zur Vermeidung eines Immissi-
onskonflikts. Weitergehende MalRnahmen werden auf Basis des Immissionsschutzgutach-
tens verbindlich im Durchfihrungsvertrag geregelt. Die Bauaufsicht wird erganzende Neben-
bestimmungen in der Baugenehmigung treffen.

Die Einhaltung der Festsetzungen ist im Baugenehmigungsverfahren durch einen anerkann-
ten Sachverstandigen bzw. eine anerkannte Sachverstandige nachzuweisen.

Insgesamt sind unter Beachtung der empfohlenen SchutzmaRnahmen keine negativen Aus-
wirkungen durch die Planung auf die im Plangebiet sowie in der Nachbarschaft des Plange-
bietes lebenden und arbeitenden Menschen durch Schallimmissionen zu erwarten.

6.8 Bepflanzung und Begriinung

Grundsatzlich wird ein durchgrintes Quartier mit Aufenthalts- und Spielflachen sowie gestal-
teten Grunflachen angestrebt. Zur Sicherung der stadtebaulich-freiraumplanerischen Qualitat
und der 6kologischen Wertigkeit sind Festsetzungen zur Begriinung und Bepflanzung sowie
zum Baumerhalt in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufgenommen. Die Gestaltung
der Freiflachen ist im Vorhaben- und ErschlieBungsplan dargestellt. Zudem wurde ein Frei-
anlagenplan mit weiteren Vorgaben zu den Pflanzqualitaten erarbeitet, der Gegenstand des
Durchfuihrungsvertrages ist und damit die Umsetzung sichert. Die Auswahl geeigneter Pflan-
zen und Geholze, die dem Klimawandel voraussichtlich widerstandsfahiger als die vorhande-
nen standhalten, soll eine langfristig klimawandelangepasste Begrlinung der Freiflache for-
dern.

Die Stadt KoIn hat fir PflanzmafRnahmen und Pflanzqualitdten von Baumen und Strauchern
die Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeitrdgen nach § 135 a bis 135 ¢ BauGB
mit dem Stand vom 15.12.2011 entwickelt. Diese Grundsatze werden als Norm in den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan tbernommen, um einheitliche Malstabe fiir alle Vorhaben
auf dem Gebiet der Stadt KdlIn zu fixieren. Mit der Angabe von Kiirzeln werden insbesondere
allgemein gultige Qualitdtsmalstabe fir Begrinungsmalnahmen der Stadt KéIn formuliert.

Begriinung der Freianlagen und der Tiefgarage

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden Flachen zum Anpflanzen von Baumen und
Strauchern zeichnerisch festgesetzt. Die Flachen sind entsprechend den Flachenzuordnun-
gen im Vorhaben- und ErschlieRungsplan (VEP) sowie den detaillierteren Pflanzvorgaben
des Freianlagenplans (Bestandteil des Durchflihnrungsplans) dauerhaft mit Rasen, Grasern
HH 7 (BR 132), Stauden und / oder Strauchern BB 1 (GH 51) sowie Hecken BD 3 (GH 412)
zu bepflanzen. Bei den festgesetzten Flachen handelt es sich zum einen um bereits beste-
hende Freiflachen entlang der nérdlichen, westlichen und 6stlichen Grundstiicksgrenzen, die
in ihrer Gestaltung angepasst werden und zum anderen um die Begriinung von Tiefgaragen-
flachen. Im Bereich des Innenhofs sind zudem Pflanzflachen (als Hochbeete) flr die geplan-
ten Baume festgesetzt, um im Bereich der Tiefgarage guinstige Wuchsbedingungen zu si-
chern.

Aufgrund bautechnischer Erfordernisse sind die Ausbildung von Spritzschutzstreifen bis zu
einer Tiefe von 30 cm sowie die Anordnung von Beluftungs- und Entrauchungsschachten in
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einer Tiefe von bis zu 1,0 m entlang der geplanten Gebaude und Mauern innerhalb der fest-
gesetzten Pflanzflachen méglich. Zudem ist es zulassig, parallel zur denkmalgeschitzten
Mauer einen bis zu 50 cm breiten Drainagestreifen, gemessen von der au3eren Begrenzung
der Mauer auf Hohe der Gelandeoberflache, als Schotterrasenflache auszubilden, um die
Standfestigkeit der Mauer dauerhaft zu sichern, Staunasse zu vermeiden, eine ausreichende
Bellftung zu gewahrleisten und uneingeschrankt Wartungsarbeiten an der Mauer durchfih-
ren zu kénnen.

Der Bebauungsplan enthalt eine textliche Festsetzung, dass Grundstucksflachen auferhalb
der Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen (nicht
unterbaute Flachen und der obere Abschluss der Tiefgarage) dauerhaft mit Rasen, Grasern,
Stauden und / oder Strauchern zu begriinen sind, soweit sie nicht mit Gebauden, Wegen,
Spielplatzen, Fahrradabstellanlagen, Mullaufstellflachen und sonstigen Nebenanlagen (wie z.
B. dem erforderlichen Trafo) entsprechend den Darstellungen des Vorhabens auf Blatt 3 des
Bebauungsplans (VEP) Gberbaut werden. Die Festsetzung sichert insbesondere, dass nicht
begriinte Flachen auf das erforderliche Mindestmal} begrenzt werden und die Tiefgarage an-
gemessen in das Gebiet eingebettet wird.

Die Vegetationstragschicht auf der Tiefgarage ist mit einer mindestens 30 cm tiefen Boden-
substratschicht zuzuglich einer Filter- und Drainschicht auszubilden, damit ein auskommli-
ches durchwurzelbares Volumen fir Neupflanzungen hergestellt ist. Eine Erhéhung der
Uberdeckung kann nicht umgesetzt werden, da neben statischen Griinden insbesondere da-
gegenspricht, dass dann eine Verlangerung der Tiefgaragenrampe erforderlich wirde, womit
auch eine VergroRerung der unterbauten Flache einherginge. Eine Erh6hung des bestehen-
den Gelandeniveaus kommt insbesondere in den Bereichen im Anschluss an die denkmalge-
schitzte Mauer nicht in Betracht. Zudem wird ein Grol3teil der Flache oberhalb der Tiefga-
rage als begehbare Platzflache genutzt; die zu begriinende Flache auf der Tiefgarage ist auf
kleinere Teilbereiche beschrankt.

Um den Pflanzen gute Wuchsbedingungen zu bieten und einer raschen Austrocknung der
Flachen entgegenzuwirken, ist im Innenhof oberhalb der Tiefgarage ein Aufbau geplant, der
das Niederschlagswasser der Dach- und Tiefgaragenflachen speichert und den Baumen und
Pflanzen zur Verfligung stellt. Im Bereich von Baumpflanzungen auf der Tiefgarage wird das
Substrat durch Hochbeete auf 1,2 m erhéht. Den Baumen steht somit gentigend Wurzelraum
zur Entwicklung zur Verfugung.

Die Festsetzungen sollen die Begriinung des Plangebietes sicherstellen und einen hohen Er-
holungswert fiir die Bewohner*innen und Nutzer*innen des Plangebietes ermdglichen. Zu-
dem tragen sie zu einer Verbesserung des Kleinklimas bei und sichern trotz der baulichen
Nachverdichtung Lebensraum fur Tiere und Pflanzen.

Dachbegriinung

Die Dachbegriinung verfolgt das Ziel, das Mikroklima zu verbessern, einen Teil des anfallen-
den Niederschlagswassers zum Verdunsten zuriickzuhalten bzw. verzdgert in die 6ffentliche
Kanalisation einzuleiten.

Mindestens 45 % der Flachdachflache der eingeschossigen Gebaudeteile mit einer festge-
setzten maximalen Gebaudehéhe von 54,6 m G NHN (Lehrkiiche) sowie mindestens 65 %
der Flachdachflache der eingeschossigen Gebaudeteile mit einer festgesetzten maximalen
Gebaudehohe von 55,3 m U NHN (Veranstaltungsraum) sind entsprechend den Darstellun-
gen des Vorhaben- und ErschlieBungsplans mit einer intensiven Dachbegriinung mit Rasen,
Grasern (HH 7 / BR 132) Stauden und / oder Gehdlzen (BB 1 / GH51) zu bepflanzen. Die
Vegetationstragschicht ist mit einer Starke von mindestens 30 cm zuzlglich einer Filter- und
Drainschicht herzustellen und dauerhaft zu erhalten, damit die Dachbegriinung die oben ge-
nannten Kriterien erfullen kann. Die Anpflanzung erfolgt in einer Pflanzwanne.
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Mindestens 65 % der Flachdachflachen mit einer festgesetzten maximalen Gebaudehdhe
von 51,85 m U NHN sowie mit einer festgesetzten maximalen Gebaudehdhe von 53,10 m
NHN (Abdeckung der Tiefgaragenrampe) sind entsprechend den Darstellungen des Vorha-
ben- und ErschlieBungsplans mit einer intensiven Dachbegrinung aus Rasen, Grasern (HH
7 / BR 132) Stauden und / oder Gehdlzen (BB 1/ GH51) zu bepflanzen. Die Vegetationstrag-
schicht ist mit einer Starke von mindestens 20 cm zuzuglich einer Filter- und Drainschicht
herzustellen und dauerhaft zu erhalten, damit die Dachbegriinung die oben genannten Krite-
rien erflillen kann. Von einer gréReren Aufbauhdhe wird abgesehen, damit die Hohe der
denkmalgeschutzten Mauer im Anbaubereich nicht Gberschritten wird (siehe auch Kapitel 6.3
Uberbaubare Grundstiicksflache).

Mindestens 50 % der Flachdachflachen der ein-, drei und viergeschossigen Gebaudeteile mit
festgesetzten maximalen Gebaudehdhen von 54,5 m G NHN, 55,6 m G NHN, 61,4 m G NHN,
64,6 m U NHN und 64,8 m G NHN sind entsprechend den Darstellungen des Vorhaben- und
ErschlieBungsplans mit einer extensiven Dachbegriinung DC1/ DC3 (NB6243 / NB6244) zu
bepflanzen. Die Vegetationstragschicht ist mit einer Starke von mindestens 8 cm zuziglich
einer Filter- und Drainschicht herzustellen und dauerhaft zu erhalten, damit die Dachbegru-
nung die oben genannten Kriterien erfullen kann. Eine intensive Begrinung kann bei diesen
Gebaudeteilen insbesondere aufgrund der geplanten Photovoltaik-Elemente, der statischen
Konstruktion und / oder der geringen Grofde der Flachen nicht berticksichtigt werden.

Ausgenommen von der Dachbegrinung sind die Dachterrassen entsprechend den Darstel-
lungen des Vorhaben- und ErschlieRungsplans, um nutzbare Freibereiche fir die geplanten
Nutzungen anbieten zu kénnen. Ebenso ist eine Dachbegriinung nicht erforderlich in Berei-
chen technischer Aufbauten (wie Aufzugsuberfahrten, Luftungseinrichtungen, Kamine,
Rauchwarmeabziige, Antennen, Blitzschutzeinrichtungen etc.), fir Dachausstiege / Oberlich-
ter, Wege zu Wartungs- und Revisionszwecken sowie konstruktionsbedingte Rand-/ An-
schlussstreifen, die eine DIN-gerechte Ausbildung des Ubergangsbereichs Fassade / Attika
ermdglichen. Der Umfang der Aufbauten und Versiegelungen soll mit den aufgefuihrten Fest-
setzungen auf das notwendige Minimum beschrankt werden und ein Mindest-Begriinungsan-
teil der Dachflachen sichergestellt werden.

Fassadenbegriinung

Bei einzelnen Gebaudeteilen entlang der dstlichen Grundstlicksgrenze ist im Vorhaben- und
Erschlielungsplan eine Fassadenbegrinung dargestellt. Diese Fassadenflachen sind dauer-
haft mit einer Kletterpflanze je laufendem Meter bei Selbstklimmern bzw. mit einer Kletter-
pflanze je zwei laufenden Metern Wand bei Rank- und Schlingpflanzen zu begriinen. Bei
Rank- und Schlingpflanzen ist eine Kletterhilfe vorzusehen. Die Festsetzung beschrankt sich
auf Bereiche, in denen gréfRere zusammenhangende, geschlossene Wandflachen geplant
sind und dient neben einer Verbesserung des Erscheinungsbildes auch dazu, das Kleinklima
vor Ort zu verbessern.

Anpflanzen und Erhalt von Baumen

Zur Realisierung des Vorhabens mussen 31 von 39 Uberwiegend standortheimischen Be-
standsbaumen auf dem Grundstlick gefallt werden. 16 Baume sind gemaR der Baumschutz-
satzung der Stadt Kdln als Einzelbdume ausgleichspflichtig. 15 der zu fallenden Baume un-
terliegen nicht der Baumschutzsatzung. Acht Bestandsbaume bleiben erhalten. Der Erhalt
weiterer Bestandsvegetation wurde im Verfahren gepruft. Eine Realisierung des Vorhabens
ohne eine Rodung von Baumen ist ohne gravierende Veranderung des stadtebaulichen Ge-
samtkonzepts und Verringerung des geplanten, dringend bendtigten Wohnraums bzw. der
sozialen Infrastruktur / der erganzenden Nutzungen nicht mdéglich (siehe auch Kapitel 6.2
Maf der baulichen Nutzung).

Da Baumpflanzungen wesentlich zur Aufenthaltsqualitat von Freiflachen beitragen, soll der
Ausgleich flr nach der Baumschutzsatzung verloren gehende Baume im Plangebiet erbracht
werden. Zudem sind flr alle Ubrigen zur Rodung vorgesehenen Baume Ersatzpflanzungen
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auf dem Grundstiick vorgesehen. Ein Ausgleich gemaR naturschutzrechtlicher Eingriffsrege-
lung ist nicht erforderlich, da Eingriffe gemaR § 13a Absatz 2 Nummer 4 in Verbindung mit §
1a Absatz 3 Satz 6 BauGB als bereits erfolgt beziehungsweise ohne Ausgleichserfordernis
zuladssig sind.

Der stadtebauliche Entwurf sieht eine Bepflanzung des Innenhofes mit zwolf Baumen, eine
Baumreihe vor dem nérdlichen Gebauderiegel sowie weitere Einzelpflanzungen von Baumen
z. B. im Wohnhof und , Tiefhof / Meditationshof” vor.

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird festgesetzt, dass im Plangebiet insgesamt 33
Baume zu pflanzen sind. Die Baumstandorte sind Uber zeichnerische Festsetzungen gesi-
chert, wobei die Standorte im Zuge der Umsetzung des Vorhabens um bis zu 5 m verscho-
ben werden kénnen. Um fir die Baume im Bereich des Innenhofs auf der Tiefgarage guins-
tige Wuchsbedingungen und geniigend Wurzelraum fir die Baume zu sichern, wurde die
Grole der Hochbeete zusatzlich festgesetzt.

Im ndrdlichen Grundstiicksbereich ist mit archaologischen Bodenfunden zu rechnen. Sollten
bei den bauvorgreifenden Bodenuntersuchungen entsprechende Funde im Bereich der ge-
planten Baumpflanzungen angetroffen werden, sollen die Baume in Hochbeete gepflanzt
werden; andernfalls kann auf die Hochbeete verzichtet und die Baume konnen unmittelbar in
den Boden gepflanzt werden. Die Pflanzqualitaten sind im Freianlagenplan als Teil des
Durchfuihrungsvertrages geregelt.

Die acht Bestandsbdume im nordlichen und westlichen Grundstiicksbereich werden zum Er-
halt festgesetzt, um die vorhandenen Baume zu sichern.

Auf dem nordwestlich angrenzenden Kindergartengrundstiick stehen zwei Baume nahe der
Grundstlicksgrenze. Das Gelandeniveau liegt hier, ebenso wie auf dem Plangebiet, circa 1 m
Uber dem Niveau der Kartdusergasse. Um einen barrierefreien Anschluss des geplanten
FuBweges an die Kartdusergasse herstellen zu kénnen, missen Abgrabungen fir eine
Rampe im Plangebiet vorgenommen und ein neuer Durchgang durch die denkmalgeschutzte
Mauer angelegt werden. Der Verlauf der geplanten Rampe und die Lage des Durchgangs
bericksichtigen die vorhandenen Baume, ohne in deren Wurzelbereich eingreifen zu mis-
sen, so dass diese erhalten werden konnen.

Ein Baum auf dem sudostlich angrenzenden Grundstick Kartauserwall 24a steht im Hinter-
hof nahe der Grundstlicksgrenze. Es wird angestrebt, diesen Baum im Rahmen der Bau-
mafinahme zu erhalten. Bei einer Schiirfung entlang der 6stlichen Grenzmauer in unmittel-
barer Nahe zu dem Baum auf dem Nachbargrundstick wurde bis in 2 m Tiefe nur Mauer-
werk und kein Wurzelwerk angetroffen. Nach derzeitigem Kenntnisstand wird davon ausge-
gangen, dass sich kein Wurzelwerk auf dem Plangebiet ausgebreitet hat. Vor Beginn der
Baumallinahme wird der Baum gutachterlich untersucht, um entsprechende Sicherungsmal}-
nahmen wahrend der Bauzeit vornehmen zu kénnen.

6.9 Technische Infrastruktur

Strom

Im nordlichen Grundstiicksbereich ist zur Versorgung des Gebietes ein Trafo geplant (Fla-
chenbedarf circa 15 m?), der auf den nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen ohne weitere
Festsetzung zulassig ist. Eine planungsrechtliche Sicherung im Bebauungsplan ist nicht er-
forderlich. Der Trafo ist im Vorhaben- und ErschlieRungsplan dargestellt. Der genaue Stand-
ort wird in Abstimmung mit den zustandigen Fachdienststellen festgelegt.
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Entwédsserung

Das Plangebiet ist bereits an die 6ffentliche Kanalisation angeschlossen. Die Entwasserung
erfolgt im Mischverfahren. Die 6ffentliche Kanalisation im Kartduserwall und in der Kartauser-
gasse kann das anfallende Niederschlagswasser aufnehmen. Seitens der Stadtentwasse-
rungsbetriebe wurden keine Einleitungsbeschrankungen fir anfallendes Niederschlagswas-
ser ausgesprochen.

Die Stadtentwasserungsbetriebe haben zur Realisierung des Vorhabens zwei Anschluss-
punkten an die stadtischen Mischwasserkanale zugestimmt, im Kartauserwall und der Kar-
tausergasse. Die offizielle Genehmigung erfolgt im Rahmen der Baugenehmigung.

Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist derzeit nicht vorgesehen, da das Plange-
biet entsprechend der Stichtagsregelung des § 51 a Landeswassergesetz (WG) bereits zum
01.01.1996 bebaut war. Dennoch werden MaRnahmen ergriffen, um das anfallende Nieder-
schlagswasser soweit wie moglich zurtickzuhalten, der Vegetation zur Verflugung zu stellen
bzw. verzdgert in die Kanalisation einzuleiten. (Siehe auch Kapitel 7.3 Wasser)

6.10 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

In Ergdnzung zu den planungsrechtlichen Festsetzungen gemaf § 9 Absatz 1 BauGB wer-
den gemal § 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit § 89 BauO NRW gestalterische Festset-
zungen getroffen. Dies erfolgt im Interesse eines harmonischen Ortsbildes, um auch nach
der erstmaligen Realisierung des Vorhabens gestalterischen Fehlentwicklungen vorzubeu-
gen.

Dachgestaltung

In den mit SD/WD (Satteldach/Walmdach) festgesetzten Bereichen sind Gebaude mit trauf-
stdndigem Dach mit einer Dachneigung von 40 bis 45 Grad zu errichten. Der Anschluss an
das sld-6stliche Bestandsgebaude (Kartauserwall 24 a) ist Uber ein Satteldach herzustellen.
Die Festsetzung bewirkt, dass die Dachform und Dachneigung des denkmalgeschitzten Be-
standsgebaudes aufgegriffen werden, harmonische Ubergénge zum Bestand entstehen und
die geplante Bebauung sich in die Umgebung einflgt. Der nérdliche Abschluss des Gebau-
deteils mit festgesetztem Satteldach / Walmdach ist tGber ein Walmdach herzustellen, um ei-
nen harmonischen Ubergang zu den geplanten Gebauden mit Flachdach zu erreichen.

Zum Schutz des Ortsbildes und der Nahe zu denkmalgeschitzten Gebauden soll die vorhan-
dene Farbgebung der Dacheindeckung in den Neubauten aufgenommen werden. Fir ge-
neigte Dacher sind daher nur nicht glanzende Dacheindeckungen in dem Farbton schwarz-
grau zulassig.

Im Ubrigen Plangebiet werden als Dachform ausschlieRlich Flachdacher festgesetzt, um das
geplante Erscheinungsbild umzusetzen. Zudem bieten Flachdacher die Méglichkeit, Dachfla-
chen zu begriinen und Aufenthaltsflachen in Form von Dachterrassen zu errichten. Eine Nei-
gung bis maximal 5 Grad ist zulassig, um eine Gefallesituation zur Entwasserung herstellen
zu kénnen.

Erforderliche technische Dachaufbauten — ausgenommen Photovoltaikelemente — miissen
ab einer Aufstellflache von 10 gm zu allen Ansichtsseiten tiber Lamellen oder dhnliche Sicht-
schutzelemente eingefasst werden, um eine stadtgestalterische Integration sicherzustellen.

Gebiaudefassaden und Bodenbeldage

Gebaudefassaden — abgesehen von Gelandern, Sichtschutzelementen von technischen Auf-
bauten und Bauteilen in Offnungen — sowie Bodenbelége auferhalb von Gebauden diirfen
nur in den Farben hellgrau oder beige mit einer Albedo > 50 gemaf VDI-Richtlinie 3789
~Wechselwirkungen zwischen Atmosphare und Oberflachen — Berechnung der spektralen
kurz- und der langwelligen Strahlung“ hergestellt werden. Durch die Verwendung heller Ma-
terialen bei den massiven Bauteilen der Fassade und der Bodenbelage im Aulenraum wird
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die Oberflachenerwarmung durch Sonneneinstrahlung verringert, da ein Grofdteil der einfal-
lenden Direktstrahlung reflektiert wird. Zudem wird der Verlust an direktem Sonnenlicht bei
der angrenzenden Bebauung durch Reflexion vermindert. Die Festsetzung sichert au3erdem
ein einheitliches Erscheinungsbild der geplanten Baukorper.

Werbeanlagen

Neben dem Erscheinungsbild von Gebauden beeinflussen Werbeanlagen das Ortsbild, weil
sie im Hinblick auf eine starke Auffalligkeit gestaltet werden. Im vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan werden daher Regelungen getroffen, die den Erfordernissen zur Aufiendarstellung
Rechnung tragen, gleichzeitig aber einen Rahmen zur Vermeidung negativer stadtgestalteri-
scher Einflisse festlegen. Die festgesetzten GréRen gewahrleisten eine mafstabliche Einfi-
gung in die geplanten Fassaden und den StralRenraum. Die Festsetzungen erfolgen auch,
um Beeintrachtigungen der angrenzenden Denkmaler am Kartduserwall auszuschlie3en.
Werbeanlagen sind nur an den hofseitigen Gebaudefassaden und an den Fassaden zum
Kartauserwall an der Statte der Leistung sowie an der geplanten Einfriedungsmauer am Kar-
tauserwall zulassig. Auf Gebaudefassaden ist das Anbringen einer Werbeanlage ab einer
Hohe von 53,0 m . NHN erlaubt. Ein Uberschreiten der tatsachlichen Gebaudehdhe oder
Traufhéhe durch die Oberkante der Werbeanlage ist nicht zuldssig. Bei der Gebaudefas-
sade, die unmittelbar an die 6ffentliche Verkehrsflache am Kartauserwall grenzt, ist die Lage
der Werbeanlage auf den Bereich unterhalb der Unterkante der Fensterbristung des 1. OG
beschrankt.

Die jeweilige Werbeanlage ist nur in Form eines Schriftzuges aus Einzelbuchstaben oder als
Signet erlaubt. Werbeanlagen durfen nur bis 1,0 gm zusammenhangende Flache beanspru-
chen, es sei denn, es handelt sich um einen Schriftzug aus Einzelbuchstaben, der auf einer
Wand- oder Mauerflache angebracht ist und eine maximale Héhe von 0,5 m sowie eine
Lange von 3,0 m nicht Uberschreitet. EinschlieBlich deren Befestigungen und Beleuchtungen
dirfen diese Werbeanlagen maximal 0,25 m von der jeweiligen Wandflache vortreten. Aus-
genommen hiervon ist ein rechtwinklig zur Hauswand angebrachtes Hinweisschild (Ausleger)
fir die Gastronomie, das mit einer maximalen Hohe von 1,0 m, einer maximalen Tiefe von
0,25 m und einer Auskragung von maximal 0,8 m zulassig ist. Die zulassige Zahl an Werbe-
anlagen ist auf maximal funf Stick beschrankt.

Werbeanlagen, die unter der Verwendung der Leuchtdioden (LED)-Technik oder selbstleuch-
tend hergestellt werden, sind nicht zulassig. Werbeanlagen dirfen nur hinterleuchtet sein.

Werbeanlagen mit im Tagesverlauf wechselnden oder mit bewegten Sichtflachen (Projektio-
nen, Videos, Animationen o. a.) sowie akustisch unterstitzte beziehungsweise ausschlief3lich
akustische Werbeanlagen sind nicht zulassig, um negativen Auswirkungen auf schutzbedurf-
tige Nutzungen durch Larm- bzw. Lichtemissionen vorzubeugen.

Miillsammelplitze und Einfriedungen

Um eine gute stadtraumliche Gestaltung und hohe Freiraumqualitat zu erlangen, sollen sich
die Standplatze fiir Abfallbehalter nur innerhalb der Gebaude befinden oder unterirdisch an-
geordnet werden.

Um eine Flexibilitat in der Realisierungsphase zu gewahrleisten und auf gednderte Bedarfe
reagieren zu kénnen, kdnnen Mullsammelplatze ausnahmsweise an anderer Stelle zugelas-
sen werden, wenn sie eingehaust oder mit Mauern, Strauchern oder Hecken optisch von drei
Seiten von der Stralle abgegrenzt werden. Von der vorgenannten Anforderung sind Unter-
flursysteme und deren oberirdisch sichtbare Teile ausgenommen, da sie durch ihre geringere
Grolke weniger wahrnehmbar sind und demgemal stadtgestalterisch vertraglicher sind. Als
Einfriedung zur Strale Kartauserwall ist im Bereich der temporaren Mullaufstellflache und
der Fahrradabstellanlage eine Einfriedung in Form einer Mauer in HOhe von max. 1,2 m ent-
sprechend den Darstellungen des Vorhaben- und ErschlielBungsplans zulassig.
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Im Planungskonzept ist flr die erforderlichen Mullcontainer ein unterirdischer Millsammel-
raum in der Tiefgarage geplant. Am Abfuhrtag sollen die Container auf den temporaren Muill-
aufstellplatz auf dem Grundstlick gestellt werden, der vom Kartauserwall aus zuganglich ist
und gemalf den Richtlinien der Abfallwirtschaftsbetriebe (AWB) angefahren werden kann.
Der Aufstellplatz ist bei Gleichzeitigkeit der Abholung der Container auf das erforderliche Mi-
nimum reduziert. Er ist straRenseitig Uber maximal 1,2 m hohe Mauer eingefasst, welche die
Bestandsmauer des Nachbargrundstlicks aufgreift und fortsetzt. Zu den anderen Seiten ist,
wie im Vorhaben- und ErschlieRungsplan dargestellt, eine Einfassung tber Hecken geplant.
In Richtung Norden ermdglicht eine Offnung in der Hecke die Zugéanglichkeit zum Grund-
stick fur die notwendige Gartenpflege.

Satellitenempfangsanlagen / Mobilfunksendeanlagen

Um das eigenstandige, harmonische Erscheinungsbild zu sichern, sind Parabolantennen fir
den Satellitenrundfunkempfang nur auf den Dachflachen zuldssig. Zudem ist die Errichtung
von Mobilfunksendemasten und -anlagen auf den Dachflachen unzuldssig.

7 Sonstige Umweltbelange (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 und § 1a
Absatz 2 BauGB)

Gemal § 13a Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 13 Absatz 3 Baugesetzbuch (BauGB)
kann auf eine formale Umweltprifung nach § 2 Absatz 4 BauGB und den Umweltbericht ge-
maf § 2a BauGB verzichtet werden. Die betroffenen Umweltbelange sind gleichwohl zu ermit-
teln und in die Abwagung einzustellen.

Die zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Absatz 2 BauNVO im Geltungsbereich bleibt
unter dem malfdgeblichen Schwellenwert von 20.000 m? des § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
BauGB.

Gemal § 13a Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 13 Absatz 3 BauGB wird auf eine
formale Umweltprifung nach § 2 Absatz 4 BauGB und den Umweltbericht gemaf § 2a BauGB
verzichtet. Ein Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung ist gemaf § 13a Absatz 2 Nummer 4
BauGB nicht erforderlich, da Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bauungsplans im
beschleunigten Verfahren, zu erwarten sind, im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6 BauGB als
vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder als zulassig zu bewerten sind. Die Notwendig-
keit, die von der Planung berihrten Belange einschlieRlich der Umweltbelange nach § 1 Ab-
satz 6 Nummer 7 BauGB nach allgemeinen Grundsatzen zu ermitteln und sachgerecht gegen-
einander und untereinander abzuwagen, bleibt hiervon unberuhrt.

7.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a
BauGB)

Tiere

Die Umsetzung des Vorhabens ist mit der Beseitigung von Bestandgebauden, der Rodung
von Einzelbaumen und Strauchern sowie der Inanspruchnahme von sonstigen Grunflachen
verbunden. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde durch das Umweltblro Essen Bolle
und Partner GbR auf Grundlage der Abfrage von einschlagigen Datenbanken und zweier Orts-
begehungen im November 2019 und im Juli 2020 eine Artenschutzprifung (ASP) - Stufe |
durchgefihrt, um das Risiko des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande beur-
teilen zu kénnen. Im Mittelpunkt stand die Beurteilung des Artenschutzpotentials, im vorliegen-
den Fall also vor allem die Untersuchung auf Hangplatze und sonstige Hinweise auf aktuelle
(hangende Tiere) oder frihere Vorkommen von Fledermausen (Kot-/Urinspuren, tote Tiere
etc.) sowie auf Vogelarten der Gebaude und Gehdlze. Ziel der Vorprifung ist es, zu klaren, ob
die Belange des Artenschutzes dem Vorhaben grundsatzlich entgegenstehen. Unabhangig
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von der Bauleitplanung kénnen auf nachgeordneter Ebene somit durchaus noch MalRnahmen
zum Schutz und zur Vermeidung erforderlich werden.

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegt im Bereich des Mess-
tischblattes 5007 (4. Quadrant) des Landesamtes fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz
NRW (LANUV). Dabei ist zu beachten, dass das Fachinformationssystem (FIS) wegen der
geringen raumlichen Genauigkeit allenfalls erste Hinweise liefert und weder genauere faunis-
tische oder floristische Kartierungen ersetzen kann, noch sich aus Angaben des FIS ergibt,
dass Kartierungen zwingend erforderlich sind. Das FIS verzeichnet im Plangebiet nur 14 Tier-
arten, die potenziell auftreten kénnten. Es handelt sich dabei ausschlieBlich um Vogelarten.
Das Fehlen von Fledermausarten ist jedoch nicht so zu interpretieren, dass diese nicht vor-
kommen, sondern das Fachinformationssystem keine vollstandigen Angaben enthalt. Die Un-
tersuchung wurde daher auch gezielt auf eine mogliche Betroffenheit von Fledermausen
durchgefinhrt.

Das Gutachten kommt zusammenfassend zu folgendem Ergebnis: Vor dem Hintergrund feh-
lender Habitatbestandteile bzw. unzureichender Habitatqualitat auf der Vorhabenflache ist
eine erhebliche Beeintrachtigung der im FIS verzeichneten ,planungsrelevanten® Vogelarten
auszuschlieRen. Hinsichtlich Brutgeschehen bei nicht planungsrelevanten Vogelarten sind
Verbotstatbestande auszuschlieRen, sofern bei einem Abriss im Sommerhalbjahr eine Unter-
suchung auf Brutgeschehen vorgenommen wird. Zudem sind die gesetzlich vorgeschriebe-
nen Rodungszeiten in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28./29. Februar einzuhalten, die sich
auch auf die Entfernung von Rankpflanzen beziehen. Darliber hinaus sind alle Nistkasten im
Winterhalbjahr zu entfernen.

Die Existenz von Sommerquartieren von Fledermausen ist an den Gebauden nicht zweifelsfrei
auszuschlieen. Es bedarf daher bei einem Abriss zwischen Mitte Februar und Anfang No-
vember spezieller Schutzmalnahmen. Ein Abriss zwischen Anfang Juni und Mitte August ei-
nes Jahres (Wochenstubenzeit) sollte vermieden werden. Ist dies nicht mdglich, sind Schutz-
mafRnahmen in gréBerem Umfang (Ultraschalldetektion) durchzuflhren. Fur den Verlust po-
tenzieller Quartiere wird das Aufhangen von zehn Fledermauskasten (Flachkasten fur gebau-
dewohnende Arten) empfohlen. Da die Existenz von Fledermausen nicht konkret nachgewie-
sen werden konnte, werden keine konkreten Verpflichtungen in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Fur den Fall eines Abbruches in den Wintermonaten sind aus gutachterlicher Sicht
keine speziellen SchutzmalRnahmen erforderlich.

Regelungen zum Abbruch bzw. die Entfernung des Gehdlzbestandes / Vermeidungsmal}-
nahmen) werden als Hinweise in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufgenommen.
Vorgezogene Ausgleichsmallinahmen sind nicht erforderlich. Insgesamt sind durch die Pla-
nung keine wesentlichen negativen Auswirkungen auf die als planungsrelevant einzustufen-
den Tierarten zu erwarten. Darliber hinaus werden die geplanten Begriinungsmalinahmen,
insbesondere die Baumpflanzungen, flr einen Ersatz an potenziellen Nistmoglichkeiten fur
nicht planungsrelevante Vogelarten sorgen.

Pflanzen
Das Plangebiet stellt sich derzeit im nérdlichen Bereich als unbebaute, parkahnliche Flache
dar.

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden durch das Umweltbiro Essen Bolle und Part-
ner GbR die vegetationsfreien und unterschiedlich vegetationsbestandenen Flachen im Be-
stand wie im Planzustand ermittelt und gegenubergestellt. Ein Ausgleich im Sinne der Ein-
griffsregelung ist geman § 13a Absatz 2 Nummer 4 BauGB nicht erforderlich.

Der Anteil an ebenerdiger Vegetationsflache wird um 1.707 m? abnehmen. Neu hinzukom-
men Gebdudeteile mit extensiver und intensiver Dachbegrinung mit einer GréRe von maxi-
mal 2.051 m2.
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Nutzung Bestand (m?) Planung (m?)
Versiegelte Flachen

(Gebaude ohne Dachbegriinung, Wege und Verkehrs-

flachen) 2.818 2.166

Gebaudeteile mit Dachbegriinung
(maximale Flache, realer Anteil erst mit Ausfiihrungs-
planung) 0 2.051

Befestigte Flachen und sonstige vegetationsfreie
Flachen
(wassergebundene Wegedecke, Sandbereich) 142 450

Vegetationsflachen ebenerdig (teilweise Uber Tiefga-
rage)
(Rasenflachen, Pflanzbeete, Gehdlzflachen) 3.057 1.350

6.017 6.01717

Auf dem Plangebiet befinden sich derzeit 39 Bestandsbdume. Zur Realisierung des Vorha-
bens missen 31 Baume gefallt werden. Eine Kompensation erfolgt auf Grundlage der Baum-
schutzsatzung im Rahmen des Bauantragsverfahrens. Acht Baume kénnen erhalten bleiben
und sind im vorhabenbezogenen Bebauungsplan entsprechend festgesetzt. Darlber hinaus
besteht durch die geplante Ma3nahme keine Gefahrdung der zu erhaltenden Bestands-
baume. Zudem wird durch die Festsetzung im vorhabenbezogenen Bebauungsplan die An-
pflanzung von 33 Baumen im Plangebiet sichergestellt.

Durch den Wegfall von 31 Bestandsbaumen und die Reduzierung ebenerdiger Vegetations-
flachen wird das Schutzgut Pflanzen im Plangebiet beeintrachtigt.

Mit den geplanten intensiven und extensiven Dachbegrinungen, den Flachen zum Anpflan-
zen, Fassadenbegrinungen und Baumpflanzungen werden die Auswirkungen der Planung
gemindert. Die Begriinungsmaflnahmen sind im vorhabenbezogenen Bebauungsplan festge-
setzt. Sie werden im Freianlagenplan, der Bestandteil des Durchfihrungsvertrag wird, detail-
liert.

Alle eingeplanten BegrinungsmalRnahmen reduzieren die Auswirkungen auf das Kleinklima
und bieten trotz der baulichen Nachverdichtung Lebensraum fir Tiere und Pflanzen. Gegen-
Uber dem Planungsstand der Mehrfachbeauftragung wurde die freiraumplanerische Qualitat
und 6kologische Wertigkeit deutlich erhoht (siehe auch Kapitel 6.8 Bepflanzung und Begri-

nung).

Zudem soll durch die Auswahl geeigneter Pflanzen und Gehdlze, die dem Klimawandel
voraussichtlich widerstandsfahiger standhalten als die vorhandenen, eine langfristig
klimawandelangepasste Begrinung der Freiflache sichergestellt werden. Um einem Verdden
vorzubeugen, ist fur die Bepflanzung auf der Hofflache oberhalb der Tiefgarage ein Aufbau
geplant, der das Niederschlagswasser der Dach- und Tiefgaragenflachen speichert und den
Baumen zur Verfugung stellt.

7.2 Boden (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a BauGB)
Die Bodenkarte des geologischen Dienstes des Landes Nordrhein-Westfalen macht keine

Aussagen zu schutzwirdigen Béden im Plangebiet und dessen Umgebung. Es liegt kein Ein-
trag im Altlastenkataster der Stadt Kdin vor.
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Durch das Ingenieurbiro TerraSystem GmbH wurden Bodenuntersuchungen durchgefiihrt
mit Aussagen zum Bodenaufbau und zur abfallrechtlichen Einstufung von Auskofferungsbo-
den. Gelandearbeiten hierzu fanden im Januar und Marz 2020 statt. Auf dem zu untersu-
chenden Gebiet wurden im Bereich des geplanten Baufeldes 19 Kleinrammbohrungen und
11 Untersuchungsschirfe im Bereich der historischen Klostermauer zur Bodenprobengewin-
nung und Bodenansprache im Untergrund durchgefunhrt.

Es konnten anthropogene Anschittungsbéden bis in Tiefen von 4,3 m nachgewiesen wer-
den. Die mittlere Machtigkeit des Auffullungsmaterials liegt bei circa 2,0 m. Es handelt sich
hierbei um lokal umgelagertes Bodenmaterial mit Bauschutt (zum Teil Trimmerschutt) und
stellenweise beigemengten Schlacken und Aschen. Diese nicht bzw. nur bedingt tragfahige
Schicht wird im Zuge der Baugrubenerstellung in den meisten Fallen vollstandig ausgekof-
fert. In Teilbereichen ist ein weiterer Abtrag erforderlich. In den Tiefen von circa 2,6 m bis 4,0
/ 5,1 m befindet sich ein quartares Hochflutsediment, welches als Hochflutsand oder als
Hochflutlehm ausgebildet ist.

Aus dem Auffillungsmaterial samtlicher Bohrungen wurde eine Mischprobe erstellt und la-
boranalytisch untersucht. Auf Grundlage der Analyseergebnisse erfolgt eine Einstufung ge-
maRk LAGA TR Boden 2004 in die Zuordnungsklasse LAGA Z2 (eingeschrankter Wiederein-
bau mit definierten technischen Sicherungsmaflinahmen). Die Einschrankung ergibt sich auf-
grund des Blei- und des PAK-Gehaltes.

Aufgrund des Gluhverlustes und des TOC (Total Organic Carbon) musste das Material zu-
nachst als Material der Deponie Klasse 2 eingestuft werden. Unter Berucksichtigung der
Funoten der Deponie Verordnung ist eine Besserstellung - bei entsprechender Zustimmung
der Behdrde - moglich, wenn die Werte der Zusatzparameter AT4 (bei pH-Wert 6,8 - 8,2) und
Brennwert eingehalten werden. In dem Fall ware eine Einstufung als Material in eine kosten-
gunstigere der Deponie Klasse mdglich.

Die Analysenergebnisse eignen sich nicht zur Bewertung nach den Vorgaben der Bundes-
Bodenschutz- und Altlasten-Verordnung (BBodSchV), da es sich um abweichende Laborun-
tersuchungen und auch abweichende Beprobungstiefen handelt. Die Ergebnisse kénnen
hdchstens als Anhaltswerte betrachtet werden.

Mit der Realisierung des Vorhabens wird der Uberwiegende Teil des erbohrten Aufflllungs-
materials ausgekoffert, abtransportiert und fachgerecht verwertet bzw. entsorgt. Die Masse
der anthropogenen Aufflllungsbéden im Baufeldbereich wird aufgrund des Baugrubenaus-
hubs fir die Kellerbereiche und die Tiefgarage daher signifikant verringert. Insbesondere die
nach BBodSchV zu betrachtenden oberflachennahen Béden (0 — 0,35 m bzw. 0 — 0,60 m un-
ter Gelandeoberkante) werden voraussichtlich auch in den Bereichen, in denen keine Keller-
baugrube entsteht, vollstandig entfernt, um geeignete Arbeitsflachen fir die Baumaschinen
herzustellen.

Eine Untersuchung der Béden nach BBodSchV in den geplanten Kinderspielflachen und der
Gartenflache erfolgt im Rahmen der Realisierung der BaumalRnahme, da insbesondere in
dem Bereich der Kinderspielflache ein Bodenaustausch in den zu untersuchenden oberen 35
cm des Bodens wahrscheinlich ist. Sollten Uberschreitungen der zulédssigen Werte vorliegen,
wird der Boden ebenfalls ausgetauscht und abgefahren oder weitere Malnahmen ergriffen
(zum Beispiel Grabsperre). Vor Aufnahme der Nutzung ist der Unteren Bodenschutzbehorde
im Umwelt- und Verbraucherschutzamt der Stadt Kéln der Nachweis vorzulegen, dass der
Oberboden die Werte der BBodSchV einhalt. In den Bebauungsplan ist ein entsprechender
Hinweis aufgenommen.
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Aus den geotechnischen Untersuchungen lassen sich aus fachgutachterlicher Sicht durch
das geplante Bauvorhaben sowie der vorgesehenen Nutzung keine relevanten nachteiligen
Auswirkungen auf die Schutzguter ableiten.

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Innenentwicklung werden bereits erschlos-
sene Flachen innerhalb des Siedlungsgefliges flur eine Nachverdichtung vorbereitet. Diese
Flachen werden somit einer Neuausweisung von Baugebieten am Siedlungsrand im Sinne
eines schonenden Umgangs mit Grund und Boden vorgezogen.

Die MalRnahmen und Empfehlungen des Baugrundgutachtens zur Griindung und Abdichtung
sind bei der weiteren Bauausfuhrung zu beachten. Eventuell zwecks Bodenverbesserung
aufzubringende Einbaubdden oder humose Oberbdden mussen neben den geotechnischen
Anforderungen den Anforderungen der Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-Verordnung ent-
sprechen. Die Mallhahmen werden in den Durchfihrungsvertrag aufgenommen.

7.3 Wasser (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a BauGB)

Grundwasser

Das Plangebiet liegt geologisch im Bereich der Niederrheinischen Bucht. Gemaf der ingeni-
eurgeologischen Karte 1:25.000 Blatt 5007 Koln ist der Standort von anthropogenen
Auffillungen mit wechselnden Machtigkeiten als obersten Bodenhorizont gepragt. Es folgen
sandig oder schluffig gepragte Hochflutsedimente, die lokal bis in Teufen von gemittelt circa
4 m unter GOK anstehen (entspricht circa 46 m Uber NHN). Dieser Horizont wird von den
Kiessanden der quartaren Niederterrasse unterlagert. Innerhalb dieser korngetragenen, mit-
teldichten Terrassensedimente ist auch der erste Grundwasserleiter ausgebildet, der fir das
geplante Vorhaben malgeblich ist.

Gemal der vom Ingenieurblro TerraSystem GmbH durchgeflihrten Baugrunduntersuchung
und Grundwasserrecherche liegt der anzusetzende Grundwasserbemessungsstand (héchs-
ter anzunehmender Grundwasserstand zuzlglich 0,3 m Sicherheitsbeiwert) bei 44,42 m
NHN.

Nach einer Grundwassermodellrechnung der Rheinenergie aus dem Jahr 2009 wurde fur
das Plangebiet ein Bemessungsgrundwasserstand mit 44,25 m dber NHN ermittelt bei einer
mittleren Gelandehdhe von 50,0 m Gber NHN.

Die Unterkante der Fundamente der Baukorper liegt 4,7 m unterhalb der gemittelten Gelan-
deoberkante auf 46,3 m Uber NHN. Kleinflachig kommt es im Bereich von Fahrstuhlunter-
fahrten und der Fettabscheideranlage zu tieferen Ausschachtungen. Da diese tieferen Ein-
griffe nur punktuell auftreten, ist davon auszugehen, dass der geplante Baukdrper weder
wahrend der Bau- noch wahrend der Betriebsphase sich auf den vorhandenen Aquifer nach-
teilig auswirkt, z. B. die Fliefrichtung in Richtung Vorfluter, dem westlich liegenden Rhein,
beeinflusst - insbesondere da auch diese tieferen Baugrubenbereiche nur bei ausgesproche-
nen Grundhochwassern von eventuellen Wasserstanden betroffen waren. Direkte Auswir-
kungen auf den Grundwasserkdrper durch die geplante Tiefgarage sind daher nicht zu er-
warten.

Entlang der 6stlichen Grundstlicksgrenze ist zur Sicherung der denkmalgeschutzten Mauer
und der Bestandsbebauung ein Verbau utber eine Bohrpfahlwand erforderlich. Aus den ermit-
telten Grundwasserstanden kann abgeleitet werden, dass nur bei Grundhochwéassern ein
Teilbereich der Bohrpfahlwand von Wasserstanden erfasst wird.

In der von den Stadtentwasserungsbetrieben (StEB) zur Verfliigung gestellten Grundwasser-
gleichenkarte liegen die entsprechenden Isolinien des HQ 200 im Baufeldbereich zwischen
43,50 m Uber NHN und 43,75 m Uber NHN. Die Differenzhéhe im Baufeld betragt fir den
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konstruierten Grundhochwasserstand entsprechend 0,25 m, was eine relativ niedrige
Stromungsgeschwindigkeit bedingt. Es ist demnach zunachst nicht von gebaudeschadlichen
Aufstauungen im Bereich der Bohrpfahlwand auszugehen, die z.B. die Keller der nachbar-
schaftlichen Bebauung nachteilig beeinflussen kdnnen. Auch eine relevante Erhéhung der
Grundwasserflieigeschwindigkeit, die beispielsweise einen Feinkornaustrag aus den be-
troffenen Bereichen verursachen kann, wird aktuell nicht besorgt, ist jedoch auch nicht
vollstandig auszuschlief3en.

Im Baugenehmigungsverfahren wird daher im Rahmen des Standsicherheitsnachweises
eine hydraulische Betrachtung der Bohrpfahlwand — Situation fir den HQ 200 — Fall erbracht.

Die Grundung der Bohrpfahlwand erfolgt in den Kiessanden der quartaren Niederterrasse.
Im Zuge der Baugrunderkundung wurden weit- bis mittelweitgestufte Kiessande mit mittel-
dichter Lagerung festgestellt. Es wird aktuell fir diese Boden ein ausreichend standfestes
Korngerust angenommen, welches fir die anzunehmenden GrundwasserflieRgeschwindig-
keiten keine relevanten Kornumlagerungen erwarten lasst. Eine abschlieRende Betrachtung
der Korngeruststabilitat kann vorgenommen werden, wenn eine anzunehmende Fliel3ge-
schwindigkeit aus der hydrologischen Berechnung vorliegt.

Oberflachenwasser
Oberflachengewasser sind im Plangebiet nicht vorhanden. Die aktuelle Planung sieht keine
Anlage von Oberflachengewassern vor.

Die Lage unterirdischer Wasserlaufe ist nicht bekannt. Sogenannte ,Wasseradern®, die auf
alte Bachlaufe zurlickzuflihren sind und heute meist verrohrt geftihrt werden, konnten im
Zuge der Gelandearbeiten nicht festgestellt werden. Auch mit Hilfe der Recherche histori-
scher Kartenwerke, z.B. fir die alte Klosteranlage, konnten keine alten Bachlaufe auskartiert
werden, die eventuell heute unterirdisch verrohrt laufen. Wasserlaufe oder ,Wasseradern®
die sich im spateren Baugrubenbereich befinden, kbnnen demnach weder aus den recher-
chierten Kartenwerken noch aus den durchgefuhrten Erkundungsarbeiten abgeleitet werden.

Versickerung / Niederschlagwasserentwasserung

Da das Plangebiet bereits vor dem 01. Januar 1996 bebaut, versiegelt und an die 6ffentliche
Kanalisation angeschlossen war, besteht keine Pflicht zur Versickerung, Verrieselung oder
ortsnahen Einleitung des Niederschlagswassers in ein Gewasser gemal § 44 Landeswas-
sergesetz (LWG).

Das Grundstlick befindet sich im geplanten Bereich der Wasserschutzzone Ill B des Wasser-
werkes Hurth-Efferen. Damit ist eine Versickerung von Niederschlagswasser in der Regel nur
Uber die belebte Bodenzone zuldssig. Eine unmittelbare Versickerung in tiefere Bodenzonen
(z. B. Uber eine Kiesrigole) ist nicht moglich.

Das Uber die versiegelten Flachen (Dach-, Tiefgarage, Gehweg und Platzflachen) anfallende
Niederschlagswasser soll durch die extensive und intensive Dachbegrinung zuriickgehalten,
der dortigen Vegetation zur Verfligung gestellt werden bzw. verzdgert in das Kanalsystem
eingeleitet werden. Das auf den nicht unterbauten Grunflachen anfallende Niederschlags-
wasser soll auf den jeweiligen Flachen selbst zur Versickerung gebracht werden. Dieser Zu-
stand liegt seit Betrieb des jetzigen Gebaudes vor, so dass aktuell von einer generellen
Machbarkeit ausgegangen wird.

Die im Januar und Marz 2020 durchgefiihrten oberflachennahen Versickerungsversuche von
dem Ingenieurbliro TerraSystem GmbH belegen Gberwiegend eine ausreichende Durchlas-
sigkeit der Boéden im Bereich der geplanten Grinflachen. Lediglich an einem Untersuchungs-
punkt im stidwestlichen Grundstiicksbereich konnte kein ausreichender Durchlassigkeitsbei-
wert ermittelt werden, hier sollte eine oberflichennahe Bodenverbesserung durchgefihrt
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werden. Eventuell zwecks Bodenverbesserung aufzubringende Einbaubdden oder humose
Oberbdéden missen den Anforderungen der Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-Verordnung
entsprechen.

Im Vergleich zum Bestand wird sich der Anteil an Wasser, das in die Kanalisation eingeleitet
wird, aufgrund des héheren Versiegelungsgrades voraussichtlich erhéhen und der zur Versi-
ckerung gebrachte Anteil entsprechend verringern.

Starkregen
Eine Hochwassergefahrdung durch den Rhein auch bei einem extremen (sehr seltenen)

Hochwasserereignis sowie eine starke Uberflutungsgeféhrdung aufgrund von Starkregener-
eignissen werden nicht ausgewiesen.

In dem Plangebiet befindet sich eine Senke (Abgrabung), die im Starkregenfall eine leichte
Gefahrdung fir Uberflutungen darstellt. Das Gelandeniveau wird im Zuge der Planung auf
50,0 m U NHN nivelliert, so dass eine Uberflutungsgefahrdung in diesem Bereich ausge-
schlossen werden kann.

Da es sich hier um ein zusammenhangendes privates Grundstiick mit einer abflusswirksa-
men Flache > 800 m? handelt, muss ein Uberflutungsnachweis nach DIN 1986-100 gefiihrt
werden. Der rechnerische Uberflutungsnachweis wurde vom Ingenieurbiiro fiir Bauwesen,
Dipl.-Ing. Udo Jdrifken unter Mitwirkung von Schroder Landschaftsarchitekten erbracht. Das
Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass es unter Bericksichtigung der getroffenen Annah-
men (Anteil begrinter Flachen, extensiv und intensiv begriinte Dachflachen sowie einer ent-
sprechenden Gelandemodellierung) bei einem Starkregenereignis nicht zu einer oberflachli-
chen Uberflutung des Plangebietes kommt bzw. die anfallenden Wassermengen Uberwie-
gend schadlos auf den Flachen des Plangebietes zurliickgehalten werden kénnen. Insgesamt
ist ein zurlckzuhaltendes Gesamtvolumen von V_Rick = 104 m? erforderlich.

Durch Absenkung der Tiefgaragendecke im Bereich des Innenhofs kann eine Retentions-
schicht in einer Starke von 40 cm ausgebildet werden. Da die Retentionsschicht einen An-
schluss an die Begriinungsschicht hat, steht das gespeicherte Niederschlagswasser auch
den Pflanzen zur Verfugung. Die befestigten Flachen auf der Tiefgaragendecke erhalten ei-
nen wasserdurchlassigen Pflasterbelag, der Uber Drainfugen das Niederschlagswasser in die
Retentionsschicht ableitet. Das Uberschusswasser bei Starkregenereignissen soll direkt in
die Schicht abgeleitet werden.

Da die konkrete Gestaltung der Rickhalteflachen noch geplant wird, werden Regelungen zur
GrolRe des Ruckhaltevolumens in den Durchfihrungsvertrag aufgenommen. Der Nachweis
des Starkregenriickhaltes erfolgt bei der Beantragung des Kanalanschlusses.

7.4 Klima / Luft (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a BauGB)

Das Plangebiet ist Teil eines stadtklimatischen Belastungsgebietes héchster Auspragung,
das gekennzeichnet ist durch einen maximal ausgepragten Warmeinseleffekt, eine tagstber
hohe Aufheizung, einen verminderten Luftaustausch und eine hohe Luftschadstoffbelastung.
Die Planung flhrt zu einer Erhéhung der Flachenversiegelung im Plangebiet und somit zu
einer lokalen Verminderung des Versickerungspotenzials und einer geringeren Verdunstung.

Klima

Die Auswirkungen des Planvorhabens auf das Mikroklima im Umfeld wurden unter Bertck-
sichtigung der lokalen Strémungsverhaltnisse (Durchliftung) innerhalb eines Klimagutach-

tens des Buros Peutz Consult vom 07.03.2022 untersucht. Hierzu wurden Simulationsrech-
nungen mit dem mikroskaligen Stadtklimamodell ENVI-met fiir den Ist - und den Planfall fir
zwei Hauptwindrichtungen flir einen heillen Sommertag durchgefihrt. In die Berechnungen
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flossen Gebaudestellungen und -héhen, der Vegetationsbestand sowie die Oberflachenbe-
schaffenheit ein. Die Beurteilung der klimatischen Veranderungen erfolgt anhand der simu-
lierten Temperaturverhaltnisse, welche zu drei Uhrzeiten ausgewertet wurden, sowie der bi-
oklimatischen Kenngrof3e des PET-Wertes, welcher in der heilesten Nachmittagsstunde um
16 Uhr ausgewertet wurde.

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass sich signifikante Veranderungen des Lokalklimas
auf das Plangrundstiick und dessen nahere Umgebung beschranken. Eine weit ausgreifende
Fernwirkung des Vorhabens kann aufgrund der Rechenergebnisse ausgeschlossen werden.

Durch die Realisierung des Planvorhabens sinkt im Planfall die nachmittagliche Lufttempera-
tur innerhalb des Plangebietes aber auch in der ndheren Umgebung zum Teil recht deutlich
ab. Diese Abkuhlungstendenzen sind auf zwei Faktoren zurtickzufiihren. Zum einen werden
die versiegelten Freiflachen durch die geplanten Gebaude im Tagesverlauf in unterschiedli-
chen Bereichen verschattet. Somit kdnnen sich diese Freiflachen im Vergleich mit der wei-
testgehend unverschatteten Parkplatzflache im Istfall deutlich weniger stark aufheizen. Posi-
tiv auf die Lufttemperaturverhaltnisse wirkt sich zweitens die helle Fassade der Plangebdude
aus, die einen Grofteil der einfallenden Direktstrahlung reflektiert.

Die Berechnungen fir die Abend- und Nachtstunden zeigen, dass in den 6stlichen und sid-
Ostlichen Bereichen des Plangrundstickes und der jeweils angrenzenden Bestandsbebau-
ung ebenfalls eine Temperaturreduktion gegentiber der Ist-Situation prognostiziert wird.
Diese Verbesserung kann insbesondere auf den hdheren Reflexionsgrad des Bodens und
der geplanten Gebaude sowie der Begriinung in der Planvariante zurtickgefihrt werden, der
daflir sorgt, dass sich die versiegelten Bereiche tagsiber nur schwach erwarmen und dem-
entsprechend in den friihen Nachtstunden gegeniber der Ist-Situation weniger Warme an
die Umgebungsluft abgegeben wird.

Temperaturerh6hungen ergeben sich hingegen insbesondere im Lee des Vorhabens auf
dem Kindergartengelande und an den Ostfassaden des angrenzenden Pflegeheimes bei
sudostlichen Anstréomungen sowie in den rickwartigen Bereiche des Gebaudes Kartauser-
gasse 5. Zurlckzuflihren sind diese Temperaturzunahmen auf den Wegfall der kaltluftprodu-
zierenden Freiflache nordlich des bestehenden Parkplatzes.

Da davon ausgegangen werden kann, dass der Kindergarten und dessen Aulienflachen in
den Abendstunden nicht mehr genutzt werden, stellt sich die Erwarmung auf dem Kindergar-
tengelande als eher unproblematisch dar. Ungtinstiger stellt sich hingegen die abendliche
Erwarmung zur Einschlafzeit am Pflegeheim dar, da alte Menschen deutlich anfalliger fur hit-
zebedingte Gesundheitsprobleme sind. Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu beach-
ten, dass die Temperaturerh6hung in diesem Bereich auf einem vergleichsweise niedrigen
absoluten Temperaturniveau stattfindet. So werden an den Sudfassaden des Pflegeheimes
sowohl im Ist- als auch im Planfall hdhere Temperaturen als an der Ostfassade nach Reali-
sierung des Planvorhabens prognostiziert. Ungeachtet dessen sollte nach Moglichkeit mit
geeigneten Malinahmen dieser abendlichen Temperaturzunahme entgegengewirkt werden.

Zur Reduzierung der Erwarmungstendenzen werden im Gutachten folgende Malinahmen
vorgeschlagen:

— Realisierung einer intensiven statt einer extensiven Dachbegriinung auf dem Flach-
dach sowie von Fassadenbegriinungen an der Nord- und Westfassade des an das
Pflegeheim angrenzenden Gebaudes,

— zusatzliche Baumpflanzung im Bereich der nordwestlichen Grundstlicksgrenze.

Die vorgeschlagene intensive Dachbegriinung auf den Flachdachern des nordwestlichen
Baukorpers 3 (,Wohnen / Verwaltung“) wird zugunsten von Photovoltaikanlagen zurtickge-
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stellt. Intensive Begriinungen unterhalb der Photovoltaik-Anlagen sind nicht umsetzbar. Statt-
dessen wird eine extensive Dachbegriinung eingeplant. Eine Verlegung der Photovoltaikan-
lagen auf andere Dachbereiche ist aufgrund der Besonnungssituation und erforderlicher
Technikaufbauten nicht méglich. Fassadenbegriinungen wurden im Planungsprozess an
Uberwiegend geschlossenen Fassadenbereichen eingeplant und festgesetzt. Aufgrund der
im Bauteil 3 und 4 vorgesehenen Nutzung fir Wohnen sind gro3flachige Fassadenbegriinun-
gen hier nicht umsetzbar.

Zusatzliche Baumpflanzungen im Bereich der nordwestlichen Grundstlicksgrenze wurden
gepruft und sind aufgrund der fir das Vorhaben nachzuweisenden Spielflachen, der Nahe zu
vorhandenen Bestandsbdumen sowie den zu erwartenden archaologischen Bodenfunden
nicht realisierbar.

Insgesamt wurde die Planung zur Minimierung von stadtklimatisch negativen Effekten im
Planungsprozess optimiert. Bei der Fortschreibung des stadtebaulichen Planungskonzeptes
sind viele Aspekte aufgenommen, um dem Klimawandel entgegenzuwirken oder um der An-
passung an den Klimawandel zu dienen. Mit den geplanten intensiven und extensiven Dach-
begrinungen, den Gruin- und Spielflachen im nérdlichen Grundstlicksbereich, Fassadenbe-
grinungen, Baumpflanzungen und der Planung eines Brunnens im Innenhof werden die
Auswirkungen der Planung gemindert.

Die Begrunungsmafnahmen (z. B. extensive/intensive Dachbegriingen, Fassadenbegrinun-
gen, Baumpflanzungen, Baumerhalt etc.) sind im vorhabenbezogenen Bebauungsplan fest-
gesetzt. Sie werden im Freianlagenplan, der Bestandteil des Durchfuhrungsvertrag wird, de-
tailliert. Die Begrunungsmaf3nahmen werden dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei Ver-
lust zu ersetzen sein.

Die Auswahl geeigneter Pflanzen und Gehdlze, die dem Klimawandel voraussichtlich wider-
standsfahiger standhalten als die vorhandenen, soll eine langfristig klimawandelangepasste
Begrinung der Freiflache férdern. Die Festsetzung intensiv zu begriinender Dachflachen
fuhrt aufgrund des hoheren Substrataufbaus und der Bepflanzung mit Blihpflanzen zu einer
grolieren Biodiversitat und zu einem besseren Mikroklima. Insofern wird der Verlust an klima-
tisch ausgleichend wirkender Freiflache gemindert.

Die unter die Baumschutzsatzung der Stadt Kéin fallenden und zur Rodung vorgesehenen
Baume werden nach MalRgabe der Satzung ausgeglichen. Zudem sind flr alle Ubrigen zur
Rodung vorgesehenen Baume Ersatzpflanzungen auf dem Grundstiick vorgesehen.

Mit der Festsetzung heller Oberflachenmaterialien flir Fassaden- und Bodenbelage mit ei-
nem Hellbezugswert > 50 kann die Aufheizung und damit resultierende Warmeabgabe zu-
dem vermindert werden, da ein Grol3teil der einfallenden Direktstrahlung reflektiert wird. So-
mit wird auch in den Nachtstunden, in denen der stadtische Warmeinseleffekt am ausge-
pragtesten ist, weniger Warme an die Umgebungsluft abgegeben. Durch die Schatten spen-
denden Arkaden und die geplante Bepflanzung im Innenhof soll zudem einer Gbermagigen
Erwarmung vorgebeugt werden.

Der Bodenbelag ist mit gréReren Fugen geplant, welche die Versickerung und Verdunstung
des Niederschlagswassers ermdglichen. Die geplanten Baume verschatten den Bereich des
Innenhofs und erhéhen die Verdunstungsrate. Aullerdem ist ein Brunnen mit groRer Wasser-
oberflache und entsprechender Verdunstungsrate vorgesehen.

Bezlglich der bioklimatischen Belastung zeigen die Ergebnisse, dass sich Veranderungen
fast ausschlielich auf das Plangebiet beschranken. Eine Ausnahme hiervon bildet die nérd-
lich an das Plangebiet grenzende Auf3enanlage des Kindergartens. Infolge des Wegfalls von
Baumen sowie der verminderten Durchliftungsmaoglichkeit bei stidéstlichen Anstromungs-
richtungen steigt hier der PET-Wert in einem schmalen Streifen entlang der Plangebietsgren-
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ze zum Teil leicht an, ohne dass hierbei extrem hohe PET-Werte > 45°C erreicht werden
wurden. Diese leichte Erhéhung der bioklimatischen Belastung an der nérdlichen Plange-
bietsgrenze wird als unkritisch eingestuft.

Der Innenhof des Vorhabens soll als Aufenthaltsort mit Sitzgelegenheiten auch fir vulnerable
Personengruppen z. B. aus dem benachbarten Pflegeheim konzipiert werden. Um die tem-
porar auftretenden hohen bioklimatischen Belastungen in den unverschatteten Bereichen
des Innenhofes weiter zu senken, werden im Gutachten folgende MalRnahmen vorgeschla-
gen:

— mobile Sonnenschirme oder -segel vorzusehen, die in Abhangigkeit der Besonnungs-
situation flr ausreichend Schatten sorgen

— den vorgesehenen Brunnen mit einer Wasserfontane auszustatten, um die Verduns-
tungsabkiihlung im Innenhof zu erhéhen

Der Vorhabentrager beabsichtigt, die vorgeschlagenen MaRnahmen im Innenhof umzuset-
zen. Mit Realisierung der Planungsempfehlungen kann auch an warmen Sommertagen von
einem fur vulnerable Personengruppen akzeptablen Aufenthaltsklima ausgegangen werden.

Luft

Der planbedingte Mehrverkehr auf den umliegenden Strallenabschnitten wird geman der
Verkehrsuntersuchung vom Biro PTV Transport Consult GmbH von Oktober 2020 durch das
Vorhaben nicht maRgeblich gesteigert. Im Bereich des Krankenhauses schirmt die geplante
Bebauung das Krankenhaus tendenziell eher vor den auf dem Kartauserwall und dem Sach-
senring freigesetzten Emissionen ab. Insgesamt ist keine erhebliche Belastung durch ver-
kehrsbedingte Luftschadstoffe zu erwarten.

7.5 Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Ge-
sundheit sowie die Bevélkerung

Larm
(Siehe Kapitel 6.7 Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen / Larm)

Licht-Immissionen

Im Rahmen einer lichttechnischen Untersuchung des Biros Peutz Consult GmbH wurde der
Bereich der geplanten Ein- und Ausfahrt am Kartauserwall im Hinblick auf Lichtimmissionen
durch Scheinwerferlicht der Kraftfahrzeuge auf die umliegende Wohnnutzung bewertet. Bei
den betrachteten Immissionsorten handelt es sich um die mafigeblichen Fenster von Aufent-
haltsrdumen an den Gebauden Sachsenring 10 — 16. Zudem wurde die gewerblichen Nut-
zung Kartauserwall 47 betrachtet. Die Immissionsorte sind mit dem Schutzanspruch eines
Mischgebietes bertcksichtigt.

Zur Beurteilung des Verkehrs innerhalb der Tiefgarage bzw. deren Ein- und Ausfahrt und der
damit verbundenen eventuellen Belastigungen von Anwohner*innen durch kurzzeitigen Licht-
einfall Gber die Scheinwerfer der Kraftfahrzeuge in den Wohnraum existieren keine rechtlich
eingefihrten Regelwerke. Lichtbelastigungen durch den 6ffentlichen Verkehr oder andere
offentliche Beleuchtungsanlagen, welche den StralRenverkehr betreffen, wie zum Beispiel
Strallenbeleuchtung oder Ampelanlagen werden allgemein als flir Anwohner*innen hinzu-
nehmen eingestuft.

Zur Beurteilung der Wirkung der Lichtimmissionen auf den Menschen wurden im Gutachten
vergleichend die Immissionsrichtwerte bezlglich der zuldssigen Raumaufhellung

aus dem gemeinsamen Runderlass des Ministeriums fur Klimaschutz, Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz und des Ministeriums flr Bauen, Wohnen, Stadtent-
wicklung und Verkehr vom 11.12.2014 (Lichtimmissionsrichtlinie NRW) herangezogen.
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Gemal der Simulationsergebnisse ist bei Ausfahrt eines Fahrzeugs aus der Tiefgarage eine
maximale Raumaufhellung von 0,68 lux am Wohngebaude Sachsenring 10 und von 0,54 lux
am Wohngebaude Sachsenring 12 zu erwarten und liegt damit unter dem Wert von 1 lux.
Auch bei der als gewerbliche Nutzung einzustufenden Bebauung Kartauserwall 47 werden
gemal der Simulationsergebnisse die Werte flr eine maximale Raumaufhellung von 2,98 lux
entsprechend eines Gewerbes (max. 5 lux) eingehalten. Bei Ubertragung der Immissionsbe-
grenzungen auf die Lichtimmissionsrichtlinie NRW (eigentlich nicht fur Kfz), wirden Anforde-
rungen an eine Begrenzung einer moglichen Raumaufhellung eingehalten.

Somit ist insgesamt betrachtet davon auszugehen, dass eine mdgliche Stérwirkung der An-
wohner*innen der Wohnbebauungen beziehungsweise der als gewerblich einzustufenden
Nutzungen durch Kfz- Scheinwerfer im Bereich der neu geplanten Tiefgarage unwahrschein-
lich ist.

Eine Verschiebung der Tiefgaragen-Ausfahrt innerhalb des Baukorpers 1 ,Wohnen / Ge-
werbe® wirde zu ahnlichen Ergebnissen an anderen Gebauden flhren. Eine Verlagerung der
Tiefgaragen-Ausfahrt in den weiter westlich gelegenen Baukérper 3/4 ,Wohnen / Verwaltung®
ist wegen der stufenweisen Realisierung des Bauvorhabens nicht umsetzbar. Stral3enseitige
SchutzmalRnahmen kdénnen aufgrund der Enge des StralRenraums nicht ergriffen werden.

Im Rahmen des gegenseitigen Ricksichtnahmegebotes ist es den Nachbar*innen dartiber
hinaus zuzumuten, bei Bedarf Mallnahmen — wie das Schlie3en von Jalousien, Rollladen o-
der Vorhangen - zu ergreifen. Da nicht durchgehend Pkws aus der Tiefgarage ausfahren,
treten je nach Frequentierung nur kurzzeitige Immissionen auf. Gesundheitsschaden durch
Beleuchtungsanlagen sind im Allgemeinen nicht zu erwarten.

Die nachtliche Beleuchtung des Vorhabens (Gebaude und AufRenraum) wird im weiteren Pla-
nungsprozess durch ein Lichtkonzept konkretisiert. Ziel ist es, eine stadtgestalterisch anspre-
chende und verkehrssichere Beleuchtung umzusetzen und eine Beeintrachtigung fur die
Nachbarschaft zu vermeiden. Geplant ist es, einzelne Gebaudeteile wie Arkaden und ,Cam-
panile in den Abendstunden auszuleuchten. Die ausgehenden Lichtemissionen sind mit de-
nen einer Ublichen StralRen- bzw.- Treppenhausbeleuchtung zu vergleichen. Eine Beein-
trachtigung der Nachbarschaft ist durch die Abschirmwirkung der umgebenden Baukoérper
und den grofRen Abstand zu den Bestandsgebauden unwahrscheinlich. Insgesamt sind die
Anlagen so auszulegen, dass gemal} der Lichtimmissionsrichtlinie NRW sowohl hinsichtlich
Blendung als auch hinsichtlich Raumaufhellung keine Stérwirkungen in der Nachbarschaft zu
erwarten sind. Im Rahmen der Genehmigungsplanung, bei Feststehen der Beleuchtungsan-
lage, wird der entsprechende Nachweis dazu geflhrt.

Um Beeintrachtigungen fir die Nachbar*innen zu vermeiden, sind bei der Fortschreibung
des Planungskonzeptes bereits einzelne MaRnahmen berticksichtigt worden. So ist das ur-
sprunglich geplante Oberlicht in dem Dach des Veranstaltungsraums entfallen. Zudem finden
Veranstaltungen im ,Haus der Bildung® ausschlief3lich im Tageszeitraum (bis maximal 22
Uhr) statt.

Mit den getroffenen MalRnahmen bzw. den noch zu erbringenden Nachweisen kénnen nega-
tive Auswirkungen auf die im Plangebiet und in der Umgebung lebenden und arbeitenden
Menschen hinsichtlich Lichtimmissionen vermieden werden.

Besonnung
Um die Besonnung der Fassaden der geplanten Wohnungen sowie der benachbarten Ge-

baude zu untersuchen, wurde durch TOHR Bauphysik GmbH & Co. KG eine gutachterliche
Stellungnahme erarbeitet. Untersucht wurde die Belichtungssituation gemafy DIN 5034 und
DIN EN ISO 17037 am 21. Marz in der Bestandssituation, dem Planfall (stadtebauliches Pla-
nungskonzept) und zwei Planungsvarianten zur Untersuchung von Vermeidungs- und Ver-
minderungsmalnahmen. Fir die Planungsvariante ,Geschossentfall“ wurde die Zahl der
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Vollgeschosse unter Beibehaltung der stadtebaulichen Konfiguration um ein Geschoss redu-
ziert, fir die Planungsvariante ,Blockrandbebauung® ist der Baukérper 2 ,Bildungseinrich-
tung® entfallen und Baukdrper 1 ,Wohnen / Gewerbe“ wurde entlang des Kartauserwalls stra-
Renbegleitend bis zum Baukdrper 3/4 ,Wohnen / Verwaltung® verlangert.

Die Betrachtung der planbedingten Verschattungswirkungen erfolgte grundstiicksbezogen
und geschossweise flr die einzelnen Baukérper. Die zum Plangebiet ausgerichteten Fassa-
denbereiche wurden durch einen 6ffentlich bestellten Vermesser aufgenommen, sofern eine
Zustimmung der Eigentimer*innen zur Einmessung vorlag. Zudem wurde fir alle betroffenen
Nachbargrundstiicke eine Akteneinsicht beantragt und durchgefiihrt, aus der fir einige
Grundstlicke die Genehmigungslage ermittelt werden konnte.

Die Studie betrachtet jeweils ein bis zwei Fenster je Geschoss und unterstellt ein worst-case-
Szenario. Dies bedeutet, dass im Rahmen der Bewertung angenommen wird, dass sich die
betrachteten Nutzungseinheiten jeweils auf ein Geschoss beschranken (keine Maisonette-
Einheiten) und die betroffenen Raume als schutzwirdige Aufenthaltsrdume einer Wohnein-
heit genutzt werden.

Kindergarten
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass sich die Besonnungssituation der studorientier-

ten Fassaden des Kindergartens am 21. Marz durch die Baumalinahme nur geringfligig ver-
andert. Der Grofteil der AuRRenspielflache der Kita wird auch nach der BaumalRhahme zum
Untersuchungstag mit 8 bis 12 Sonnenstunden besonnt. Lediglich im sudlichen Grundstiicks-
bereich gibt es kleinere, nicht besonnte Bereiche.

Pflegeheim
Fir das Pflegeheim reduziert sich am 21. Marz die Besonnungsdauer im Planfall Gber die

Summe aller acht betrachteten Fenster um 8 Stunden und 9 Minuten. Fir einige der Fenster
war bereits im Bestandsfall das 4h-Kriterium nicht eingehalten. Alle Bewohner*innen haben
die Méglichkeit, einen Aufenthaltsraum mit Stdfassade im Erdgeschoss des Pflegeheims zu
nutzen. Dieser weist wegen seiner Stid-Orientierung langere Besonnungszeiten auf, welche
der DIN 5034 entsprechen.

Kartauserhof, Kartduserwall, Kartdusergasse

An den riickwartigen Fassaden der Hauser am Kartauserhof, Kartduserwall und Kartauser-
gasse kommt es am 21. Marz durch das Vorhaben zu einer Verschlechterung der Beson-
nungssituation tber alle betrachteten Fenster und Fassadenbereiche gemittelt um 15 %. Im
Planfall wird die Besonnungsdauer insgesamt, d.h. bei 72 betrachteten Fenstern, um 40
Stunden reduziert. Mit den Varianten Geschossentfall und Blockrandbebauung kénnte dieser
Wert potenziell auf 21 Stunden bzw. 25 Stunden reduziert werden.

28 Fenster weisen im Planfall weiterhin eine Besonnungsdauer von mehr als 4 Stunden auf.
Bei 9 Fenstern betragt die Besonnungszeit zwischen 3 und 4 Stunden und bei 11 Fenstern
zwischen 1,5 und 3 Stunden. Bereits im Bestand weisen 16 Fenster eine Besonnungsdauer
von weniger als 1,5 Stunden auf, deren Anzahl sich im Planfall um 8 Fenster auf insgesamt
24 erhoht. Mit den Varianten Geschossentfall und Blockrandbebauung kénnte dieser Wert
auf 4 bzw. 2 Fenster reduziert werden. Diese geringe Verbesserung der Besonnungszeiten
an der Nachbarbebauung steht nicht im Verhaltnis zu dem jeweiligen Verlust an Nutzflache
durch die Varianten, zumal die betrachteten Wohnungen in der Regel durchgesteckt sind
und zusatzlich Uber stralenseitig belichtete Aufenthaltsraume verfigen.

Das Vorhaben leistet Uberdies einen Beitrag zur Deckung des dringend benétigten Wohn-
raums bzw. dazugehoriger erganzender Nutzungen (siehe auch Kapitel 6.2 Mal} der bauli-
chen Nutzung). Es befindet sich in einem innerstadtischen Bereich, der durch eine dichte Be-
bauung gepragt ist. Das stadtebauliche Konzept ist Ergebnis einer Mehrfachbeauftragung.
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Es wurde dahingehend weiterentwickelt, dass die eingeschossigen Gebaudeteile nun mit ei-
nem Grenzabstand von 3 m zur Grenze geplant sind. Zudem wurde die Gesamtanlage um
1,35 m nach Westen verschoben und so von der benachbarten Bebauung am Kartauserhof,
Kartauserwall und der Kartdusergasse abgerickt. Beide MalRnahmen flhren zu einer Ver-
besserung der Besonnungssituation der éstlich angrenzenden Nachbargrundstiicke. Die ge-
planten Gebaudehdhen orientieren sich an den Hohen der 6stlichen und stdlichen Umge-
bung und unterschreiten diese teilweise. Das oberste Geschoss der mit Flachdachern aus-
gebildeten Gebaudeteile ist gegeniber der Aulenkante eingerickt. Im Kartauserwall wird die
Traufhéhe des denkmalgeschutzten Bestandes aufgegriffen und fortgefuhrt. Die im vorha-
benbezogenen Bebauungsplan festgesetzte Verwendung heller Bodenbeldge und Gebaude-
fassaden mit einer Albedo > 50 begiinstigt die Reflexion des Sonnenlichts und soll den Ver-
lust an direktem Sonneneintrag kompensieren.

Die nach der Landesbauordnung (BauO NRW) erforderlichen Abstandsflachen werden ein-
gehalten bzw. deutlich Gberschritten. Gemaf § 6 BauO NRW ist ein Abstand von 0,4 H ein-
zuhalten. Die aufgehenden, mehrgeschossigen Baukoérper zu den ndrdlichen und dstlichen
Grundstucksgrenzen weisen in weiten Teilen Abstandsflachen von 0,8 H auf. Die abstands-
flachenrechtlichen Vorgaben des § 6 BauO NRW werden damit Uberschritten.

Ein Anspruch auf unveranderte Beibehaltung der bestehenden baulichen Verhaltnisse im
Plangebiet besteht im Ubrigen nicht. Das Gebot der Riicksichtnahme gewéhrleistet keine be-
stimmte Dauer oder ,Qualitat” der Besonnung und rdumt keinen Anspruch auf die Beibehal-
tung einer einmal gegebenen Besonnung eines Grundstiicks ein. Zudem flhrt eine Unter-
schreitung des geforderten MalRes an Tageslicht oder Besonnung nicht im Sinne eines abso-
luten Maf3stabs zu ungesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnissen.

Die Veranderung bei der Tagesbelichtung der in der Nachbarschaft lebenden und arbeiten-
den Menschen wird insgesamt als zumutbar eingestuft.

Studierendenappartements auf dem Plangebiet

Innerhalb des Plangebiets genugt die Besonnung einiger Aufenthaltsraume der geplanten
Studierendenappartements im Bereich ,Wohnen / Verwaltung“ nicht den Anforderungen der
DIN 5034. Als KompensationsmalRnahme wird ein Gemeinschaftsraum im 3. OG vorgese-
hen, der zusatzlich GUber Oberlichter belichtet wird, welcher die Anforderungen der DIN 5034
erfullt. Die Lage der Oberlichter ist im Vorhaben- und Erschlielungsplan exemplarisch dar-
gestellt. Die Einhaltung der Anforderungen der DIN 5034 ist im nachgelagerten Baugenehmi-
gungsverfahren sicherzustellen.

Geruchsimmission

Die erforderlichen technischen Anlagen werden gemaf den gesetzlichen Vorschriften im
weiteren Verfahren geplant und im Rahmen des Bauantrags Uber ein Liftungsgesuch bean-
tragt. Auf der Ebene der Bauleitplanung besteht kein weitergehendes Priferfordernis.

7.6 Kulturgiiter und sonstige Sachgiiter (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a
BauGB)

Baudenkmaler

Nach Abriss der eingeschossigen, nicht denkmalgeschiitzten Gebaudeteile an der dstlichen
Grundstuicksgrenze wurde ein Teilbereich der ehemaligen Umfassungsmauer des Klosterbe-
zirkes freigestellt, der Bestandteil der Denkmaleintragung Kartausergasse 9 ist.

In einem Teilbereich der Mauer ist ein circa 60 m langes und circa 3 m hohes Mischmauer-
werk mit umfangreicher auf das Mittelalter zuriickgehender Bausubstanz (Basalt, Tuff) erhal-
ten. Dieser Mauerteil ist im Mercatorplan dargestellt und besitzt eine hohe Wertigkeit. Winke-
lig angesetzt (im std-6stlichen Grundsticksbereich) ist eine aus Backstein bestehende
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Mauer, die laut Kartierung und Befunderhebung der Bodendenkmalpflege in das 18. Jahr-
hundert zu datieren ist. Laut Kartierung ist die Parzellierung an der Stelle der heutigen Mauer
zwischen 1752 und 1810 entstanden. Rickseitig wurde an die Mauer grunderzeitlich unmit-
telbar angebaut. Die Mauer ist durchgangig grenzstandig und befindet sich anteilig im Eigen-
tum des Evangelischen Kirchenverbandes sowie der unterschiedlichen Angrenzer*innen.

Entsprechend der ErkundungsmalRnahmen des Biros TerraSystem GmbH besteht die histo-
rische, mittelalterliche Klostermauer aus Ziegelmauerwerk in Kombination mit Tuffsteinlagen
und im Fundamentbereich aus vermortelten, gerundeten Basaltblécken. Ansonsten ist die
Mauer ein Ziegelbauwerk mit vermortelten Bruchsteinfundamenten. Die historische, mittelal-
terliche Mauer besitzt — bereits tUber der Gelandeoberkante ansetzend — eine FulRbereichs-
verbreiterung um circa 20 cm. Das unterirdisch ansetzende Bruchsteinfundament kragt noch-
mals um circa 10 cm aus.

Die Mauer besitzt eine hohe Aussagekraft fir die Geschichte des Kartauserklosters und die
bauliche Entwicklung des Severinsviertels. Sie wird nachrichtlich in den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan Gbernommen. Der Verlauf der Mauer ist aufgrund der unterschiedlichen
Breiten symbolisch dargestellt.

Eine denkmalgerechte Restaurierung der dem Baugrundstlick zugewandten, steinsichtigen
Maueroberflache und Krone ist erforderlich, um die Standsicherheit und den Erhalt sicherzu-
stellen. Hierzu wurde nach der Erstellung einer detaillierten Bestandsaufnahme ein Restau-
rierungskonzept fur die Gesamtmauer erstellt. Die Sanierung und die in Teilbereichen erfor-
derliche baugleiche Reparatur unter Verwendung des Bestandsmaterials sichern einen lang-
fristigen Erhalt der Mauer.

Mit der Freistellung der Mauer wird deren Wahrnehmbarkeit, insbesondere in dem denkmal-
pflegerisch hochwertigen nordlichen Bereich verbessert. Im Bereich der Tiefgaragenzufahrt,
in dem nah an die Mauer gebaut wird, wird die Sanierung und Erhaltung der preuf3ischen
Mauer sichergestellt. Der vor die Mauer gestellte Gebaudeteil unterschreitet die Oberkante
der Bestandsmauer, so dass immer ein Teilabschnitt sichtbar bleibt. Ein direkter Anbau an
die Mauer ist aufgrund der auskragenden Fundamente nicht méglich.

Um einen Zugang zum Grundstlick von der Kartausergasse aus zu ermdglichen, soll eine
Offnung in die bestehende Mauer angelegt werden. Aus Verkehrssicherungsgriinden ist
diese Offnung in einer Mindestbreite von 2,0 m herzustellen. In der Mauer existiert eine his-
torische Offnung, die derzeit zugemauert ist. Diese befindet sich auf dem benachbarten Kin-
dergartengrundstlick. Ein zwischenzeitlich angedachter Grundstiickstausch mit dem Kinder-
garten wurde nicht weiterverfolgt, da sich im Bereich der historischen Offnung zwei Be-
standsbaume befinden, die erhalten bleiben sollen. Eine neue Offnung wird daher im Bereich
des Plangebietes mit einer Breite von 2,0 m angelegt werden. Die Durchgangshdhe wird auf
das notwendige Mindestmal} von 2,2 m beschrankt. Ein durchlaufender Sturz bleibt erhalten.
Die Lage der Offnung ist so gewahlt, dass auf der einen Seite ein moglichst weiter Abstand
zur denkmalgeschitzten Bildnische (Kartdusergasse 5) eingehalten wird und andererseits
die Bestandsbaume auf dem Kindergartengrundstlick erhalten bleiben kénnen. Die Nische
und Heiligenfigur stammen aus dem Ende des 18. Jahrhunderts und gehdren zu den weni-
gen bedeutenden Sakralplastiken Koélns, die sich im Strallenraum erhalten haben.

Auf dem Nachbargrundstiick Kartdusergasse 7 befinden sich Teile des ehemaligen Kartau-
serklosters. Die unter verschiedensten Gesichtspunkten fur Kéln bedeutende Anlage doku-
mentiert gleichermalden das urspriingliche mittelalterliche Erscheinungsbild wie die histori-
sche Entwicklung des Kartauserklosters und ist in allen Teilen als Baudenkmal unter Schutz
gestellt. Hierzu gehdéren folgende Elemente:

— Kartauserkirche, 2. Halfte 14. Jahrhundert erbaut (Nachkriegswiederaufbau 1949 —
53)
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— Engel- und Marienkapelle, 1425 und 1426/27 erbaut (Wiederaufbau 1946/47)

— Trau- und Taufkapelle (neue Sakristei), 1510/11 erbaut (Wiederaufbau 1946/47)

— Ehemaliges Kapitelhaus, 1453 — 55 erbaut (Wiederaufbau 1982 — 84)

— Ehemaliger 6stlicher Kreuzgandgfligel des sog. Kleinen Galilaa, 2. Halfte 15. Jahrhun-
dert erbaut (Wiederaufbau 1955)

— Ehemaliger sudlicher Kreuzgangflugel des sog. Kleinen Galilda und westlicher Teil
des ehemaligen nérdlichen Kreuzgangfliigels des sog. Groflten Galilaa, Ende 15.
Jahrhundert erbaut (Wiederaufbau als Gemeindesaal 1954/55)

— Backsteinmauer mit spitzbogiger mittlerer Toréffnung als Verbindung zwischen Kirche
und sudlichem Kreuzgangfllgel

— Ehemaliges Priorat, 15. Jahrhundert erbaut, im 17. Jahrhundert umgebaut (Wieder-
aufbau als Pfarrhaus 1949/50)

— Backsteinmauer mit rundbogiger Tordffnung (Rest einer im 19. Jahrhundert nach-
weisbaren Einfriedung)

— Kusterhaus, 1950/51 erbaut

— Ursprungliche Umfassungsmauern des ehemaligen Klosters entlang der Kartauser-
gasse im Anschluss an Haus Nr. 5 (teilweise Wiederaufbau 1948).

Weitere Teile des ehemaligen Kartduserklosters befinden sich auf dem Grundstiick Kartau-
sergasse 9 und sind ebenfalls unter Denkmalschutz gestellt. Die Dreifliigelanlage um einen
Hof wurde um 1730 — 41 erbaut (Nachkriegswiederaufbau 1958 — 60). AuRerdem gehdéren
ein ehemaliger Kiichenbau, 1480/81 erbaut (Wiederaufbau 1960 — 62) sowie die Einfrie-
dungsmauern des ehemaligen Klosters aus Backstein inklusive Andachtsnische an der Ecke
Ulrichgasse/Kartausergasse zu dem Baudenkmal. Der gesamte Klosterbereich der Kartause
umfasste zum Zeitpunkt seiner gréfiten historischen Ausdehnung die gesamte Flache, die
von den Straflen Kartdusergasse, Brunostral3e, Kartduserwall und Ulrichgasse begrenzt
wurde.

Die aufgeflhrten Baudenkmaler der Grundstlicke Kartdusergasse 7 und 9 werden durch das
Vorhaben nicht beeintrachtigt. Der zugrundeliegende stadtebauliche Entwurf sorgt insofern
fur eine sensible Einfugung in die Umgebung, als dass die baulichen Volumina einen grof3en
Abstand zu den Baudenkmalern einhalten. Eine Beeintrachtigung durch den Anbau der TG-
Rampe im Bereich der denkmalgeschuitzten Mauer ist nicht erkennbar. Zudem fuhrt der Ent-
wurf analog der vorhandenen orthogonalen Grundstruktur des Kartduser-Gelandes die offe-
nen U-férmigen Hofstrukturen der Bestandsbebauung fort und Ubernimmt die Grundidee des
Kreuzganges. Um den quadratischen Innenhof gruppieren sich die verschiedenen Gebaude,
die durch einen umlaufenden Arkadengang miteinander verbunden sind. Der geplante ,Cam-
panile“ (Treppenturm) bildet eine weitere Referenz zur klésterlichen Historie des Plangrund-
stucks.

Des Weiteren grenzen im Siden und Osten einige denkmalgeschitzte Wohn- und Ge-
schaftshauser des Kartauserhofs und Kartauserwalls an das Plangrundstiick.

— Das dreigeschossige Wohn- und Geschéaftshaus Kartauserhof 1a — 1b errichtet um
1880 bis 1890, bildet mit den Gebauden Kartauserwall 29, 31, 33, 35, 24, 24a und
Kartauserhof 2, 4, 6 und 10 ein stadtebauliches Ensemble von Griinderzeithdusern.

— Das dreigeschossige Wohnhaus Kartauserhof 7 mit Stuckfassade, errichtet von 1910
bis 1914, bildet mit den Bauten Kartauserhof 9, 4 und 10 ein stadtebauliches Ensem-
ble von Drei-Fenster-Hausern.

— Das Wohnhaus Kartauserhof 9 ist ein fur KéIn charakteristisches Dreifensterhaus mit
einer — um 1900 in der Jugendstil-Art — veranderten Fassade. Im Hof befindet sich ein
selbstandiges, giebelstandiges Haus in Backstein-Ausfihrung.

— Das zweigeschossige Wohnhaus Kartauserwall 22 mit Mansarddach, errichtet um
1860, ist eines der altesten Dokumente der grinderzeitlichen Bebauung der sudli-
chen Altstadt.

— Die vierachsigen Wohnhauser Kartauserwall 24 und 24a mit einem Hofanbau, errich-
tet 1905, korrespondieren mit den Bauten Kartauserwall 29 bis 35 bzw. Kartauserhof
1a, 1b, 2, 4, 6 und 10.
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Das Vorhaben reagiert sensibel auf die teilweise denkmalgeschitzte stadtebauliche Umge-
bung entlang des Kartaduserhofs und Kartauserwalls. Die Gebaudehdhen der umliegenden
Bestandsgebaude im Osten und Siden werden aufgegriffen und in Teilen sogar unterschrit-
ten. Zu den Gebauden im Osten am Kartauserhof, Norden und Westen ist das letzte Ge-
schoss des aufgehenden Gebaudes zurickversetzt geplant und treppt den Baukérper auf
drei Geschosse ab. Alle mehrgeschossigen Gebaudeteile in Richtung 6stlicher Grundstiicks-
grenze halten einen Abstand zur Grundstlicksgrenze ein. Dies wird planungsrechtlich Gber
die Festsetzung von Baugrenzen, Baulinien, Anzahl an Vollgeschossen und Gebaudehdhen
gesichert.

Das Eckgebaude am Kartauserwall ,Wohnen / Gewerbe* nimmt Héhe und Dachform des be-
nachbarten, denkmalgeschitzten Bestandsgebaudes Kartauserwall 24a auf und sorgt fir
eine gute Einflgung. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden eine zwingende Trauf-
und eine maximale Firsthdhe sowie ein geneigtes Dach festgesetzt.

Insgesamt ist durch das Vorhaben keine Beeintrachtigung des Erscheinungsbilds der umlie-
genden Baudenkmaler und des stadtebaulichen Ensembles zu erwarten.

Bodendenkmaler

- Archaologisches Fundgebiet ,mittelalterliches Kartauserkloster” -

Im Sommer 2019 wurde eine archdologische Sachverhaltsermittiung durch das Rémisch-
Germanische Museum (RGM) durchgefihrt, bei denen preuBische und mittelalterliche Be-
funde in zwei Bodenschnitten im nérdlichen Teilbereich des Plangebiets nachgewiesen wur-
den. Von besonderem Interesse sind Teile der mittelalterlichen Klosteranlage mit Kreuzgang
und den daran anschliellenden Kammern der Ménche, denen ein hoher Wert beigemessen
wird.

Falls im Bereich der geplanten Bebauung und Unterbauung archaologische Funde aus der
klosterzeitlichen und preufischen Nutzungsphase auftreten, kann die Realisierung der Pla-
nung zu einer Zerstorung dieser Funde fiihren. Die im Rahmen des Vorhabens vorgesehe-
nen Bodeneingriffe erfordern daher bauvorgreifende archaologische Ausgrabungen, deren
Umfang sich nach der Kubatur des Aushubs archaologisch relevanter Bodenschichten und
der Art der Komplexitat des zu erwartenden archaologischen Befundes richten wird. Gegebe-
nenfalls auftretende Befunde sollen fir die Zukunft dokumentiert werden.

Eine Verkleinerung des Bauvorhabens und der Verzicht auf die Baukdrper 3 und 4 wirden
zu Verringerung des geplanten, dringend bendétigten Wohnraums bzw. der sozialen Infra-
struktur / der ergédnzenden Nutzungen fihren (siehe auch Kapitel 6.2 Maf3 der baulichen Nut-
zung). Zudem findet der Eingriff in Teilen auf bereits heute bebauten und unterbauten Fla-
chen statt. Eine Verkleinerung der unterbauten Flache ist aufgrund der erforderlichen Fla-
chen fur Pkw-Stellplatze, Fahrradstellplatze etc. nicht umsetzbar.

Der Grundsticksbereich auerhalb der Uber- und unterbauten Flachen im Nordwesten des
Grundstlicks, wo der groRe Kreuzgang des Kartauserklosters vermutet wird, bleibt unange-
tastet und frei von baulichen Eingriffen. Auch die Freianlagenplanung reagiert mit der Pla-
nung von Hochbeeten / Pflanzkubeln auf die zum Teil bereits 30 cm unterhalb der Gelande-
oberkante anstehenden archaologischen Funde. Die Baugrube wird anstatt mit einer Bo-
schung Uber einen Verbau realisiert. Damit ist sichergestellt, dass ein Grof3teil der Befunde
erhalten bleiben kann, ohne diese freizulegen.

Im Zuge der Umsetzung des Vorhabens wird die Uberplante Flache des Grundstlicks vor
Aushub der Baugrube durch eine Ausgrabung archdologisch untersucht werden. Die Ausgra-
bungen werden zwischen dem Vorhabentrager und dem Romisch-Germanischen Museum /
Archaologische Bodendenkmalpflege der Stadt Kéln vertraglich geregelt.
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Entsprechend wurde unter Punkt D der textlichen Festsetzungen des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans folgender Hinweis aufgenommen.

Das Plangebiet befindet sich im archaologischen Fundgebiet ,mittelalterliches Kartauserklos-
ter*. Uber den Bestand hinausgehende Bodeneingriffe beispielsweise fiir Keller, Tiefgaragen
oder Ver- und Entsorgungsleitungen erfordern archaologische Bodenuntersuchungen, die
vor der Aufnahme entsprechender BaumalRnahmen mit dem Rémisch-Germanischen Mu-
seum / Archaologische Bodendenkmalpflege der Stadt Kéln, abzustimmen sind. Werden in-
folge von archaologischen Bodenuntersuchungen Abweichungen in der Planung erforderlich,
soll die Moglichkeit der Erteilung von Befreiungen gem. § 31 Abs. 2 BauGB geprift werden.

Mit den getroffenen MaRnahmen kénnen die negativen Auswirkungen auf die Bodendenkma-
ler begrenzt werden.

7.7 Nutzung von erneuerbaren Energien, sparsame und effiziente Nut-
zung von Energie (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 f BauGB)

Entsprechend §1 Absatz 5 BauGB sollen Bauleitplane dazu beitragen, die natlrlichen Le-
bensgrundlagen zu schitzen und den Klimaschutz zu férdern. Bereits im Jahr 2019 hat der
Rat der Stadt Kéln den Klimanotstand ausgerufen — und am 24.06.2021 beschlossen, dass
die Stadt Kdln bis zum Jahr 2035 klimaneutral werden soll.

Am 17.03.2022 hat der Rat der Stadt KoIn Leitlinien zum Klimaschutz bei der Umsetzung
nicht-stadtischer Neubauvorhaben beschlossen, die nach deren Bekanntmachung in allen
Verfahren anzuwenden sind, fir die noch keine férmliche Beteiligung nach § 4 Absatz 2
BauGB eingeleitet wurde. Da fur dieses Vorhaben die férmliche Beteiligung nach § 4 Absatz
2 BauGB vor Inkrafttreten der Leitlinien durchgefuhrt wurde, sind sie fiir dieses Vorhaben
nicht verbindlich anzuwenden. Sie werden nur orientierend fiir die Abwagung herangezogen.

Die Klimaleitlinien stellen im Wesentlichen die Vorgabe, die Anforderung des KfW-Effizienz-
haus- oder -Geb&udestandards 40 EE oder besser einzuhalten. Sofern dies im Einzelfall
nicht mdglich sein sollte, kdnnen Ersatzmalnahmen greifen:

— Prioritat 1: KfW-Effizienzhaus oder -gebdude 40 oder besser in Verbindung mit einem
Fernwarmeanschluss;

— Prioritat 2: KfW-Effizienzhaus oder -gebaude 40 oder besser in Verbindung mit der
Einhaltung bestimmter U-Werte inkl. der Erstellung eines Energiekonzeptes.

Die zweite wesentliche Forderung ist der Einsatz von Photovoltaikanlagen.

Fir das Vorhaben wurde durch das Energieblro vom Stein GmbH ein Energiekonzept er-
stellt, das die Parameter der Gebaudehdille, der Gebaudetechnik und der Energieversorgung
gesamtheitlich mit dem Ziel der Energieeinsparung betrachtet.

Gebaudeweise wurden die Transmissionswarmeverluste der Gebaudehtille und der maxi-
male Primarenergiebedarf gemaf der Anforderungswerte der Energieeinsparverordnung
(EnEV) untersucht. Die unterschiedlichen Szenarien (EnEV-Mindeststandard, KfW 55, KfwW
40, KfW 40 plus und Passivhaus fur Wohnen sowie EnEV-Mindeststandard und KfW 55 flr
Nichtwohnbereiche) wurden hinsichtlich der Bedarfe und der Emissionen Kohlenstoffdioxid
(CO-) gegenilibergestellt und bewertet.

Die Warmeversorgung der Neubauten (Heizwarme und Warmwasser) soll Uber die beste-
hende Fernwarmeleitung der Rheinenergie erfolgen, die primarenergetisch als sehr glinstig
bewertet wird, so dass Alternativen wie Warmepumpen oder Pelletheizungen lediglich ange-
dacht und erlautert wurden. Die Nutzung von Geothermie wird auf dem relativ engen Grund-
stlick als technisch aufwandig eingeschatzt.
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Im nachsten Schritt wurde der prognostizierte CO2-Ausstold berechnet, der sich aus den er-
rechneten Verbrauchen und aus der Art der Warmeerzeugung zusammensetzt. Fir eine
Uberschlagige Bewertung wurden auf Grundlage der Entwurfsplanung die baurechtlich erfor-
derlichen Nachweise zum Warmeschutz nach DIN 4108-6/DIN 4701-10 fur Wohnbereiche
und nach DIN 18599 fur Nichtwohnbereiche erstellt und auf die jeweiligen Anforderungs-
werte der Energieeinsparverordnung (EnEV) und der méglichen Férderstandards bezogen.

Der Vorhabentrager hat die Energielevels KfW 55 bis Passivhaus unter anderem hinsichtlich
der energetischen Vorteile, der Investitionen und Abschreibungen, der Fordermaoglichkeiten,
der Betriebskosten, der Handhabbarkeit im Betrieb, der Flexibilitat fir die Zukunft sowie der
Eignung flr Wohnen, betreutes Wohnen, Bliro-, Bildungs- sowie Gastronomie-Nutzung un-
tersuchen lassen. Unter Berucksichtigung aller Kriterien wurde einheitlich der KfW-Standard
Effizienzhaus / Effizienzgebaude 40 fur Wohnen und fur Gewerbe, also fur das komplette
Bauvorhaben ausgewahit.

Die Forderbestimmungen fur energieeffiziente Gebaude werden derzeit Uberarbeitet. Da die
konkreten Forderbestimmungen zum Zeitpunkt der Férdermittelbeantragung nicht festste-
hen, wird auf eine Regelung des KfW-Standards im Durchfuhrungsvertrag verzichtet. Ziel
des Vorhabentragers ist es weiterhin, das Vorhaben entsprechend des derzeit glltigen Kfw-
Standards Effizienzhaus / Effizienzgebaude 40 fir Wohnen und fir Gewerbe unter der
Voraussetzung einer anteiligen Férdermittelgewadhrung umzusetzen.

Da auf den Dachern der Gebaude 3 und 4 zusatzlich eine PV-Anlage (57 kW) geplant ist,
wird der Vorhabentrager somit freiwillig die Forderungen der Klimaleitlinien durch den
geplanten Standard der Effizienzhduser 40 (Wohnen) bzw. Effizienzgebaude 40
(Nichtwohnen) in Verbindung mit einer Nutzung der Fernwarme der Stadt Kéln (Bereich
Innenstadt) als Alternative zu 40 EE im Wesentlichen einhalten. Zur vollstandigen Erfillung
der stadtischen Klimaleitlinien ware der Einsatz von Photovoltaik auf allen Gebduden not-
wendig. Aus stadtgestalterischen und baudenkmalpflegerischen Aspekten wird auf den Ein-
satz von Photovoltaik auf den geneigten Dachflachen im Anschluss an das Baudenkmal Kar-
tauserwall 24 a verzichtet. Die eingeschossigen Gebaudeteile mit ihren auch von den Nach-
bargebauden einsehbaren Dachflachen werden mit einer intensiven Dachbegriinung verse-
hen. Sie waren auch aufgrund ihrer tiefen und verschatteten Lage nur bedingt fur die Aus-
stattung mit Photovoltaik-Anlagen geeignet.

Die Umsetzung des Vorhabens hat zunachst negative Auswirkungen auf den Klimaschutz
durch die Emission des Klimaschadgases Kohlenstoffdioxid (CO-), auch wenn vor Ort durch
die Versorgung mit Fernwarme keine Emissionen entstehen. Um die Auswirkungen zu min-
dern, wird zusatzlich eine Photovoltaik-Anlage als Malknahme auf den Dachern der Baukor-
per 3 und 4 ,Wohnen und Verwaltung“ installiert. Der vor Ort erzeugte Strom soll grof3tenteils
im eigenen Gebaude verbraucht werden und flhrt im Vergleich zur Energieversorgung mit
Fernwarme zu einem verminderten CO,-Ausstol}.

Im Rahmen der weiteren Gebaudeplanung werden zudem MalRnahmen ergriffen, um die
Energieverbrauche mdéglichst gering zu halten. So basiert das Grundkonzept fiir die techni-
sche Gebaudeausstattung auf dem Prinzip, dass nur das flr die jeweilige Nutzung Notwen-
dige in die Planung einfliel3t. Notwendige Bereiche sind solche, in denen beispielsweise eine
Kuhlung aus technischen Grinden (z. B. Warmeentwicklung Server im EDV-Raum) oder nut-
zungsspezifischen Grunden (z. B. Warmeentwicklung / Luftaustausch im Veranstaltungs-
raum) gebraucht wird. Im Vergleich zum Bestandsgebaude wird der Energieverbrauch im
Neubau der Bildungseinrichtung reduziert.

Im gréReren raumlichen Kontext betrachtet leistet das Vorhaben insofern einen nachhaltigen

Beitrag zum Natur- und Klimaschutz, indem es sich um ein Vorhaben der Nachverdichtung in
zentraler Lage auf teilweise bereits versiegelten Flachen handelt. Es entspricht damit dem

- 56 -



Ziel der Innenentwicklung. Durch die Schaffung von Bildungsangeboten, Wohnraum und Ar-
beitsplatzen in innerstadtischer Lage kénnen Freiflachen am Stadtrand erhalten bleiben und
Pendlerverkehre - auch durch Bindelung der Einrichtungen des Vorhabentragers auf dem
Grundstuck - vermieden werden. Dicht bebaute Stadte mit kurzen Wegen haben deutlich ge-
ringere CO.-Emissionen als Stadte, die stark ins Umland wachsen.

7.8 Referenzliste der gutachterlichen Einschdatzungen

1. Gutachterliche Einschatzung zur Betroffenheit der Belange des Artenschutzes

gemal § 44 BNatSchG - Artenschutzprifung Stufe 1 — Vorprifung, Umweltbiro

Essen, Stand 09.12.2020 mit Nachtrag von April 2022

Baumkontrolle, Grube und Réather, Stand Dezember 2018

Biotoptypenkartierung, Umweltbiro Essen, Stand 07.03.2022

Baugrunduntersuchung, Terrasystem GmbH, Stand 20.04.2020

Laboranalysen, Terrasystem GmbH, Stand 09.04.2020

Gutachten zur Versickerung von Niederschlagswasser im Grinflachenbereich,

Terrasystem GmbH, Stand 04.06.2020

Gutachten zur Erkundung des Bestandsflachbaus, Terrasystem GmbH, Stand

18.08.2020

8. Uberflutungsnachweis, Ingenieurbiro fir Bauwesen, Dipl.-Ing. Udo Joriken, Es-
sen, Stand 27.01.2020

9. Klimagutachten, Peutz Consult GmbH, Stand 22.02.2022

10. Energiekonzept Entwurfsplanung, Energieblro vom Stein, Stand 07.03.2022

11. Verkehrsgutachten und Mobilitatskonzept, PTV Transport Consult GmbH, Stand
24.03.2022

12. Schallimmissionsprognose, Tohr Bauphysik GmbH & Co. KG, Stand 08.03.2022

13. Besonnungsstudie, Tohr Bauphysik GmbH & Co. KG, Stand 06.04.2021 inkl. er-
ganzender Stellungnahmen vom 10.03.2022 und 22.09.2022

14. Gutachten zu moglichen Stéreinwirkungen durch Kfz-Scheinwerfer im Bereich
der TG-Ausfahrt, Peutz Consult GmbH, Stand 27.01.2021 / Druckdatum
22.03.2022, inkl. erganzender Stellungnahme vom 25.11.2022

15. Abstandsflachenprifung, SEAD, 6ffentlich bestellte Vermessungsingenieure,
Stand 24.03.2022

16. Archaologische Sachverhaltsermittiung / Fundbericht, Rémisch Germanisches
Museum, Stand 2019

17. Freianlagenplan, Schréder Landschaftsarchitekten & Ingenieure, Stand
11.04.2022 inkl. Rodungsplan, Stand 06.07.2021

18. Stellungnahme zur mdglichen Grundwasserbeeinflussung, Terrasystem GmbH,
Stand 22.10.2021

oubhwnN

~

8 Nachrichtliche Ubernahme

Gemal § 9 Absatz 6 BauGB wird die denkmalgeschiitzte Mauer entlang der nérdlichen und
Ostlichen Grundstlicksgrenze nachrichtlich in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan tber-
nommen. Die Kennzeichnung stellt den Verlauf der Mauer symbolisch dar.

9 Hinweise

Es sind Hinweise zu Rechtsfolgen, Rechtsgrundlagen, DIN-Vorschriften und sonstigen Re-
gelwerken, Larm- und Luftschadstoffimmissionen, Denkmalschutz, Bodendenkmalpflege,
Niederschlagswasser, Kampfmittel, Artenschutz, Bodenschutz, Baumschutzsatzung, Sat-
zung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeitragen, Starkregenereignis und zum 6ffentlich
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geforderten Wohnungsbau, Wasserschutzgebiet und Anlagenschutzbereich im Bebauungs-
plan aufgenommen. Die detaillierten Hinweise sind dem Bebauungsplan Blatt 2 zu entneh-
men.

10 Planverwirklichung

10.1 Umlegung

Der gesamte Geltungsbereich des Vorhaben- und ErschlieBungsplans befindet sich im Ei-
gentum des Vorhabentragers. Eine férmliche Umlegung nach § 45 ff BauGB ist nicht erfor-
derlich.

10.2 Durchfiihrungsvertrag

Im Plangebiet sind gemaR § 12 Absatz 3a BauGB in Verbindung mit § 9 Absatz 2 BauGB nur
solche Vorhaben zulassig, zu deren Durchfihrung sich der Vorhabentrager im Durchfiih-
rungsvertrag verpflichtet. Anderungen des Vertrages oder der Abschluss eines neuen Durch-
fuhrungsvertrages sind zuldssig. Der Vorhabentrager verpflichtet sich darin zur Umsetzung
des Vorhabens, wie es im Vorhaben- und ErschlieRungsplan definiert ist. Der Geltungsbe-
reich des Vorhaben- und ErschlieRungsplanes sowie des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes sind deckungsgleich. Der Durchfiihrungsvertrag wird vor Satzungsbeschluss ge-
schlossen.

10.3 Kosten

Die anfallenden Planungs- und Erschlielfungskosten gehen zulasten des Vorhabentragers.
Die Kostenubernahme wird im Durchfihrungsvertrag vor Satzungsbeschluss geregelt. Der
Stadt Kdln entstehen durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Num-
mer 674351/02 keine zusatzlichen Kosten.

- 58 -



11 Kennzahleniibersicht

Grofe des Plangebiets 6.017 m?
BGF R oberirdisch gesamt 9.515 m?
Geschossflache (nur Vollgeschosse) gesamt 9.152 m?
- davon Wohnen 4233 m?| 46 %
- davon Geschosswohnungen 1.095 m?
- davon Studierendenappartements 1.787 m?
- davon Betreute Wohngruppe 491 m?
- davon Evangelische Kommunitat 860 m?
— davon Bildungseinrichtung (Haus der Bildung) 3.579m?| 39%
- davon Biro (Verwaltungsverband Koéln-Nord) 967 m? | 11%
- davon Gastronomie 373m?2| 4%
Geschossflache (nur Vollgeschosse) Wohnen 4.233 m?
- davon freifinanziert 2.083m?| 49 %
- davon geférdert* 2150m?| 51 %
Geschossflache (Nicht Vollgeschosse) gesamt 262 m?
- Geschosswohnungen 262 m?
Grundflache -
— Grundflache | fur GRZ | 3.027 m?
- Grundflache Il fir GRZ Il 4.769 m?
Anzahl der geplanten WE gesamt 42 WE
- Geschosswohnungen 11 WE
- Studierendenappartements (41 Personen) 29 WE
- Betreute Wohngruppe (6 Platze) 1 WE
- Evangelische Kommunitat (7 Platze) 1WE
Frei- und Grunflache 1.555 m?
- davon Kinderspielplatz (mit Bodenanschluss) 256 m?
- davon private Grinfladchen (mit Bodenanschluss) 922 m?
- davon private Griinflache (ohne Bodenanschluss) 377 m?
Verkehrsflache 1.245 m?
— davon o6ffentlich <1m?
— davon privat (Wege, Platze, Abstellanlagen) 1.245 m?
Kennzahlen -
- GRZI 0,50
- GRzI 0,79
- GFz 1,52

Anmerkungen:

*: Geschosswohnungen EG und 1. OG und alle Studierendenappartements

Die Geschosse EG bis 3.0G des ,Campaniles” sind in die Berechnung der BGF R oberirdisch und der Geschossflache einge-
flossen, da diese Bereiche der ErschlieBung des Studierendenwohnens in Bauteil 4 dienen. Das 4.0G des ,Campaniles” ist
nicht in die Berechnung der BGF R oberirdisch und der Geschossflache eingeflossen ist, da es sich um einen offenen Auenbe-
reich handelt.

Die TG-Ein- und Ausfahrt unter dem aufgehenden Gebaude ist in die BGF R oberirdisch eingeflossen, nicht jedoch in die Ge-
schossflache, da es sich nicht um einen Aufenthaltsraum handelt.

- 59 -



	ANLAGE 5
	1 Anlass und Ziel der Planung
	2 Verfahren
	3 Erläuterungen zum Plangebiet
	3.1 Abgrenzung des Plangebiets
	3.2 Historische Entwicklung
	3.3 Vorhandene Struktur
	3.4 Erschließung
	3.5 Alternativstandorte
	3.6 Planungsrechtliche Situation
	4 Planungsvorgaben
	4.1 Regionalplan
	4.2 Flächennutzungsplan
	4.3 Landschaftsplan
	4.4 Stadtentwicklungskonzept Wohnen
	4.5 Höhenkonzept
	4.6 Soziale Erhaltungssatzung
	4.7 Denkmalschutz
	4.8 Wasserschutzzone
	4.9 Kooperatives Baulandmodell (KoopBLM)
	4.10 Soziale Infrastruktur
	4.10 Anlagenschutzbereich
	5 Städtebauliches Planungskonzept
	5.1 Qualifizierungsverfahren
	5.2 Aktuelles städtebauliches Planungskonzept
	5.3 Überarbeitung / Prüfung des städtebaulichen Planungskonzepts aufgrund von Empfehlungen, Prüfaufträgen und Anregungen
	6.1 Art der baulichen Nutzung
	6.2 Maß der baulichen Nutzung
	6.3 Überbaubare Grundstücksflächen
	6.4 Geländehöhen
	6.5 Erschließung
	6.6 Fußweg / Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
	6.7 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen / Lärm
	6.8 Bepflanzung und Begrünung
	6.9 Technische Infrastruktur
	6.10 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
	7 Sonstige Umweltbelange (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 und § 1a Absatz 2 BauGB)
	7.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a BauGB)
	7.2 Boden (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a BauGB)
	7.3 Wasser (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a BauGB)
	7.4 Klima / Luft (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a BauGB)
	7.5 Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung
	7.6 Kulturgüter und sonstige Sachgüter (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 a BauGB)
	7.7 Nutzung von erneuerbaren Energien, sparsame und effiziente Nutzung von Energie (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 f BauGB)
	7.8 Referenzliste der gutachterlichen Einschätzungen

	8 Nachrichtliche Übernahme
	9 Hinweise
	10 Planverwirklichung
	10.1 Umlegung
	10.2 Durchführungsvertrag
	10.3 Kosten
	11 Kennzahlenübersicht

